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Chinas Wachstumsmodell in Schwierigkeiten: 
Wie groß ist das Risiko für die Weltkonjunktur?

Zu Beginn dieses Jahres häuften sich die schlechten Nachrichten über die Kon-
junkturentwicklung Chinas. Welche Auswirkungen sind für Deutschland und Eu-
ropa zu erwarten? Antonia Reinecke und Hans-Jörg Schmerer, FernUniversität 
Hagen, sehen eine Abkehr von der etablierten Wachstumsstrategie Chinas an-
gesichts der akkumulierten Überkapazitäten als unausweichlich an. Die Abhän-
gigkeit der Weltkonjunktur von China sollte allerdings nicht überschätzt werden. 
Carsten A. Holz, Hong Kong University of Science & Technology, sieht die chi-
nesische Gesellschaft im Moment in einer Phase zwischen zwei Wachstums-
modellen. Für Ausländer sei in diesem neuen China wenig Platz. Nach Ansicht 
von Frederik Kunze und Torsten Windels, NORD/LB, muss ein Abschwung in 
China zukünftig noch stärker als potenzieller Risikofaktor berücksichtigt werden, 
da die Bedeutung Chinas für die Weltwirtschaft zugenommen habe. Dagegen 
ist für Horst Löchel, Frankfurt School of Finance & Management, Chinas Wirt-
schaftspolitik auf dem richtigen Weg und die Risiken für die Weltwirtschaft über-
schaubar, wenn es zu keiner harten Landung der chinesischen Volkswirtschaft 
kommt. Markus Taube, Universität Duisburg-Essen, sieht die besondere Her-
ausforderung für China darin, dass derzeit gleich mehrere der bisherigen Säulen 
des chinesischen Wachstumsmodells wegbrechen und somit ein grundlegender 
struktureller Neuanfang notwendig sei. In der Summe seien bereits Strukturver-
schiebungen zu beobachten und auch weiterhin zu erwarten. Allerdings könnten 
die europäischen Volkswirtschaften Ende dieses Jahres einem gänzlich anders 
gearteten Schock ausgesetzt sein. Würde dann der VR China der Status einer 
»Marktwirtschaft« zugestanden, hätte dies einschneidende Folgen für die wett-
bewerbliche Ordnung Europas. 

Nachtrag: Anspruch und Wirklichkeit: Kann das Pariser 
Klimaabkommen funktionieren?

Ergänzend zu den Beiträgen im ifo Schnelldienst 3/2016 kommentiert Mojib Latif, 
Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel und Universität zu Kiel, die Ergeb-
nisse der Pariser Klimakonferenz.

Vorhersage der Revisionen der Vorratsveränderungen mit Hilfe 
der ifo Lagerbeurteilung
Timo Wollmershäuser

In dem Beitrag werden die Revisionen der Vorratsveränderungen genauer unter-
sucht. Die häufigen und zum Teil beträchtlichen Revisionen der Vorratsverände-
rungen lassen eine gewisse Systematik erkennen, die unter anderem durch die 
ifo Lagerbeurteilung vorhergesagt werden kann.

Die psychischen Langzeitfolgen der Nuklearkatastrophe 
von Tschernobyl
Alexander M. Danzer, Natalia Danzer und Anita Fichtl

Seit dem Reaktorunfall von Tschernobyl wendet die Ukraine jährlich 5–7% ihres 
BIP auf, um das zerstörte Kraftwerk und die Umgebung zu sichern und zu de-
kontaminieren sowie um Betroffene zu entschädigen. Die tatsächlichen Folge-
kosten der Katastrophe gehen aber weit darüber hinaus. Das Reaktorunglück 
verursacht über nunmehr drei Jahrzehnte hinweg für weite Teile der ukrainischen 
Bevölkerung eine verringerte Lebenszufriedenheit und eine schlechtere mentale 
Gesundheit.
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Deutsche Elektroindustrie – 2008er Höchstmarke trotz globaler 
Unwägbarkeiten wieder im Visier
Andreas Gontermann und Jochen Schäfer

2015 konnte die Produktionsentwicklung die moderaten Erwartungen nicht ganz 
erfüllen. Für 2016 fallen die Wachstumsaussichten der heimischen Elektrounter-
nehmen moderat optimistisch aus. 

Zur Bedeutung von Leasinginvestitionen in Deutschland: Aktuelle 
Ergebnisse der ifo Investorenrechnung
Stefan Sauer 

Der Artikel beschreibt die aktuellen Ergebnisse der ifo Investorenrechnung und 
legt dabei besonderes Augenmerk auf die unterschiedliche Bedeutung von Mo-
bilien-Leasing für verschiedene Wirtschaftsbereiche.

Ökonomenpanel von ifo und FAZ: Ergebnisse der März-Umfrage 2016
Kai Jäger, Manuela Krause und Niklas Potrafke

In der zweiten Umfrage des Ökonomenpanels stand die mögliche Beschränkung 
von Bargeldzahlungen im Mittelpunkt. Eine Mehrheit der Umfrageteilnehmer 
spricht sich gegen eine Einschränkung von Bargeldzahlungen aus. 

Craft-Stoff für den Biermarkt?
Julia Schricker

Die Craft-Bierbewegung ist inzwischen auch in Deutschland angekommen. Vie-
le Brauer hoffen auf eine ähnlich dynamische und nachhaltige Entwicklung der 
deutschen Craft-Bierszene wie in den USA. 

Die Aufhebung der Sanktionen gegen Iran
Erdal Yalcin und Philipp Lang

Im Januar 2016 hoben die EU und die USA die Wirtschafts- und Finanzsanktionen 
gegen den Iran auf. Der Beitrag stellt die Handelsfolgen der Sanktionen gegen 
den Iran dar und leitet mögliche Handelspotenziale für die deutsche Industrie ab. 

Wie reagierten die deutschen Firmen auf die Einführung des 
Mindestlohns?
Stefan Sauer und Przemyslaw Wojciechowski

Im März 2016 wurden im Rahmen des ifo Konjunkturtests erneut Sonderfragen 
zu den Reaktionen der deutschen Firmen auf die Einführung des Mindestlohns 
gestellt. Hier werden die Umfrageergebnisse vorgestellt. 

Kosten der Grenzkontrollen an der Südgrenze von Österreich und 
Deutschland für das Transportgewerbe
Wolfgang Gerstenberger

Wolfgang Gerstenberger schätzt die für das Transportgewerbe entstehenden 
Kosten bei Grenzkontrollen an der Südgrenze von Österreich und Deutschland.

Kurz zum Klima: Climate Engineering – Chance oder Irrfahrt?
Jutta Albrecht-Saavedra, Jana Lippelt und Christoph Weissbart

Der Beitrag wirft einen kritischen Blick auf das Potenzial des Konzepts »Climate 
Engeneering« für die künftige Klimapolitik. 

ifo Konjunkturtest März 2016 in Kürze: Kürze: Die deutsche 
Wirtschaft startet weniger skeptisch in den Frühling
Klaus Wohlrabe

Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirtschaft Deutschlands stieg 
im März. Beide Klimakomponenten verbesserten sich.  
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

heute trete ich mein Amt als Präsident des ifo Instituts und als Professor an der 
Universität München an. Auf diese Aufgabe freue ich mich sehr, und ich danke 
den Organen des ifo Instituts und der Universität München für das Vertrauen, 
das man mir entgegenbringt. 

Das ifo Institut ist eines der führenden Wirtschaftsforschungsinstitute in Europa. 
Auf der Basis seiner Forschung berät es die Politik, es bringt Forschungsergeb-
nisse in öffentliche Debatten ein. Es bietet Dienstleistungen für Wissenschaftler, 
Unternehmen, Politik und Medien. Ein wichtiges Ziel des ifo ist außerdem die 
Förderung von Nachwuchswissenschaftlern. 

Das ifo ist Teil der CESifo-Gruppe, zu der das Center for Economic Studies an der Universität Mün-
chen und das CESifo-Netzwerk gehören. Das CESifo-Netzwerk hat mehr als 1 200 Mitglieder, Wirt-
schaftswissenschaftler aus Europa, den USA und vielen anderen Ländern der Welt. Es bringt seine 
Mitglieder zu Konferenzen zusammen und bietet vielfältige Möglichkeiten zur Veröffentlichung und 
Diskussion von Forschungsergebnissen.

Besonders danken möchte ich heute Hans-Werner Sinn. Er hat das ifo Institut 17 Jahre lang er-
folgreich geleitet. Er ist auch der Gründer von CESifo. Durch den Aufbau von CESifo hat er das ifo 
Institut tief in die internationale Forschung integriert und eng mit dem Center for Economic Studies 
und der Volkswirtschaftlichen Fakultät der Universität München verbunden. Er hat allen Mitgliedern 
des Netzwerks neue Möglichkeiten eröffnet, er hat uns zu vielen Konferenzen und Veranstaltungen 
zusammengebracht, er hat neue Publikationsmöglichkeiten geschaffen. CESifo hat die ökonomische 
Forschung in Europa und weltweit gefördert und inspiriert. Hans-Werner Sinn hat in großem Umfang 
öffentliche Güter bereitgestellt. Dafür möchte ich ihm, im Namen aller Mitarbeiter des ifo Instituts und 
im Namen aller Mitglieder des CESifo-Netzwerks, sehr herzlich danken.

Was sind die Pläne für die Zukunft? Ich bringe meine eigenen Forschungsschwerpunkte mit ans ifo 
– dazu gehören Themen wie die Steuerpolitik und ökonomische Aspekte der Integration Europas. 
Aber die Themen und Kompetenzen des ifo Instituts sind natürlich viel breiter. Wir werden auf den 
Stärken des ifo Instituts aufbauen und gemeinsam mit unseren Gremien und Partnern entscheiden, 
in welchen Bereichen wir Schwerpunkte setzen. Welche das sind, wird davon abhängen, welche 
ökonomischen Herausforderungen und Chancen auf uns warten. 

Einige dieser Herausforderungen kennen wir – dazu gehören die Überwindung der Eurokrise, die 
Digitalisierung der Wirtschaft, die Migration, die weltweite Klimaerwärmung, der demographische 
Wandel und anderes mehr. Das ifo Institut wird durch seine Forschung und seine Beiträge zur Poli-
tikberatung und zur öffentlichen Debatte daran mitwirken, dass Politik, Wirtschaft und Gesellschaft 
diese Herausforderungen bewältigen und wirtschaftliche Chancen nutzen. 

Es werden aber auch ökonomische Fragen auf uns zukommen, die wir heute noch nicht kennen. 
Deshalb ist es wichtig, dass wir in der Lage sind, uns auf neue ökonomische Probleme einzustellen 
und einen Beitrag zu ihrer Überwindung leisten. 

Das schaffen wir am besten, indem wir in die Exzellenz der Forschung am ifo investieren, unsere 
Mitarbeiter fördern, die gute Zusammenarbeit mit der Universität München, mit den Mitgliedern des 
CESifo-Netzwerks und mit unseren Kooperationspartnern im In- und Ausland vertiefen. Das schaffen 
wir, indem wir den Austausch mit Praktikern in Politik und Wirtschaft intensivieren. 

Ich freue mich sehr auf diese Arbeit und möchte Sie alle herzlich einladen, daran mitzuwirken.

Mit freundlichem Gruß

Clemens Fuest
Präsident des ifo Instituts
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Wie groß ist das Risiko für die Weltkonjunktur?
Chinas Wachstumsmodell in Schwierigkeiten: 

Zu Beginn dieses Jahres ist die chinesische Börse innerhalb weniger Tage um 15% abgestürzt, 

und die schlechten Nachrichten über die Konjunkturentwicklung häufen sich. Chinas Wirtschaft ist 

vergangenes Jahr so langsam gewachsen wie seit 25 Jahren nicht mehr, und im Januar fielen die 

chinesischen Ausfuhren um rund 11%, die Importe um rund 18% im Vergleich zum Vorjahresmonat. 

Braucht die chinesische Wirtschaftspolitik einen Kurswechsel? Und welche Auswirkungen sind für 

Deutschland und Europa zu erwarten? 

Chinas Wachstumsmodell 
und potenzielle Risiken für 
den Welthandel

Die chinesische Wirtschaft hat in den letz-
ten Jahren an Fahrt verloren. Bereits im 
Zuge der weltweiten Finanzkrise brach 
das Wachstum dramatisch ein, erholte 
sich wieder leicht, um dann bis heute auf 
den niedrigsten Stand seit mehr als 
20 Jahren zu sinken. Aktuelle Prognosen 
sprechen von einem Wachstum um 6,5%. 
Im Vergleich zu vielen anderen Volkswirt-
schaften, insbesondere Ökonomien der 
entwickelten Länder, ist ein Wirtschafts-
wachstum dieser Größenordnung noch 
immer beachtlich. Es ist nicht überra-
schend, dass Länder zu Beginn ihrer öko-
nomischen Entwicklung mit exorbitant 
hohen Raten wachsen und dass diese 
Raten mit zunehmender Entwicklung sin-
ken. Warum wird also die derzeitige Ent-
wicklung Chinas mit derart großer Be-
sorgnis wahrgenommen? Und wem gilt 
diese Besorgnis – China oder Ländern, 
die durch die jahrelange Intensivierung 
der Handelsbeziehungen heute eine ver-
meintlich hohe Abhängigkeit von China 
aufweisen? Aus chinesischer Sicht sind 
derzeit vor allem die Folgen dieser Ent-
wicklung für den Arbeitsmarkt kaum ab-
schätzbar. Das starke Wirtschaftswachs-
tum in den letzten Jahrzehnten ging zwar 
mit einem Anstieg des realen Durch-
schnittslohns einher, von diesem Anstieg 
hat jedoch nur ein Teil der Bevölkerung 
unverhältnismäßig stark profitiert. Die 
Kluft zwischen Arm und Reich hat sich 
drastisch verschärft: Die Lohnungleich-
heit gemessen am Gini-Koeffizienten1 ist 
von 43,31 (1993) auf 53,12 (2013) gestie-
gen; das entspricht einem Anstieg von 

 1	 Der Gini-Koeffizient ist definiert zwischen 0 und 
100. Der Wert 0 beschreibt ein perfekt egalitär 
verteiltes Einkommen, 100 eine Volkswirtschaft, 
in der ein einziges Individuum das gesamte Volks-
einkommen bezieht.

22,62%. Das ökonomische Wachstum ist 
also nicht in ganz China angekommen, 
und die schwächelnde Wirtschaft wird 
wahrscheinlich besonders stark in den 
weniger entwickelten Regionen des Wes-
tens zu spüren sein. Das starke regionale 
Lohngefälle zwischen den westlichen 
Provinzen und den bereits frühzeitig ent-
wickelten Küstenregionen hat dazu ge-
führt, dass sich die Produktion immer wei-
ter nach Westen verlagert hat. Begünstigt 
durch relativ niedrige Löhne sind die west-
lichen Regionen heute ein wichtiger 
Wachstumsmotor der stark exportorien-
tierten Produktionswirtschaft Chinas. Eine 
Abkehr von der etablierten Wachstums-
strategie Chinas ist angesichts der akku-
mulierten Überkapazitäten unausweich-
lich und wird sich vermutlich besonders 
in den weniger entwickelten Regionen im 
Westen Chinas auswirken.

Betrachtet man den Rest der Welt, so hat 
sich China für viele Ökonomien zu einem 
wichtigen Absatzmarkt entwickelt, wes-
wegen im Speziellen Ökonomien mit sehr 
intensiven Handelsbeziehungen zu China 
in Alarmbereitschaft versetzt worden sind. 
Gerechnet am weltweiten Exportvolumen 
gingen 8,32% aller Exporte im Jahr 2014 
nach China; für Deutschland betrug die-
ser Wert 6,62%. Diese Entwicklung hat 
auch auf den hiesigen Arbeitsmarkt einen 
erheblichen Einfluss. Studien belegen, 
dass Handel Arbeitsplätze schafft und die 
Jobstabilität festigt. Für den deutschen 
Arbeitsmarkt finden Dauth, Findeisen und 
Südekum (2016) einen signifikanten Ein-
fluss der intensivierten Handelsbeziehun-
gen mit China. Gemäß dieser Studie hat 
der Handel mit China und Osteuropa 
500  000 zusätzliche Arbeitsplätze in 

Antonia Reinecke*

 *	 Antonia Reinecke ist wissenschaftliche Mitarbeite-
rin am Lehrstuhl für Volkswirtschaftslehre, Interna-
tionale Ökonomie, an der FernUniversität Hagen.

 **	 Prof. Dr. Hans-Jörg Schmerer ist Inhaber des 
Lehrstuhls für Volkswirtschaftslehre, Internationa-
le Ökonomie, an der FernUniversität Hagen.

Hans-Jörg Schmerer**
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Deutschland geschaffen. Wir argumentieren, 
dass diese Jobs neben dem Fahrzeugbau 
vorwiegend in der Produktion von Kapital
gütern entstanden sind und dass die chine-
sische Wirtschaftspolitik der letzten Jahre 
einen entscheidenden Einfluss auf diese Ent-
wicklung hatte.

Vor diesem Hintergrund diskutieren wir in un-
serem Beitrag das chinesische Wachstums-
modell, basierend auf Daten der Weltbank 
und einschlägiger makroökonomischer Mo-
delle, um darauf aufbauend mögliche Poten-
ziale und Herausforderungen für die Zukunft 
Chinas und die Weltwirtschaft abzuleiten. Im 
Anschluss an diese modellgestützte Analyse präsentieren 
wir aktuelle Zahlen zur Abhängigkeit anderer Ökonomien 
vom chinesischen Wachstumsmodell.

Das chinesische Wachstumsmodell in Zahlen

Tabelle 1 gibt einen Überblick über die Entwicklung wichti-
ger Kennzahlen der chinesischen Wirtschaft seit 2000 (dem 
Jahr unmittelbar vor Chinas Beitritt in die WTO), wobei die 
Entwicklung während der Finanzkrise besonders detailliert 
dargestellt wurde. Wir beobachten zunächst einen Anstieg 
der Wachstumsraten von 8,43% auf 14,19%. Während der 
Finanzkrise sank das Wachstum im Jahr 2009 abrupt auf 
9,23%. Interessant ist in diesem Zusammenhang die Ent-
wicklung der Investitionsraten, die bereits 2004 mit einem 
Wert von 43,67% verhältnismäßig hoch waren. Kurz nach 
der Finanzkrise steigen diese erneut an und betragen 2010 
enorme 47,35%. Man sieht also deutlich, dass auch nach 
der Finanzkrise kein Umdenken in der chinesischen Wachs-
tumsstrategie stattgefunden hat. Ganz im Gegenteil, man 
hat noch stärker auf Investitionen gesetzt, um die Wirtschaft 
erneut anzukurbeln. Infolge dieses Anstiegs hat sich das 
Wirtschaftswachstum leicht erholt, jedoch werden die 
Wachstumsraten der Jahre vor der Krise bei weitem nicht 
mehr erreicht. Man kann davon ausgehen, dass vor allem 
staatliche Unternehmen von dem Investitionsboom profitiert 
haben. Der erleichterte Zugang dieser Unternehmen zum 
Kapitalmarkt kann erklären, warum durch den massiven 
Aufbau des Kapitalstocks enorme Überkapazitäten aufge-
baut wurden, die die Wachstumsraten der letzten Jahre 
massiv verzerrt haben könnten. Natürlich kann aus dieser 
stark vereinfachten Darstellung kein kausaler Effekt abge-
leitet werden, und es lässt sich auch nicht sagen, wie sich 
die Wachstumsraten ohne die Ausweitung der Investitionen 
entwickelt hätten und inwieweit die Investitionen tatsächlich 
zum Aufbau der Überkapazitäten beigetragen haben. Trotz-
dem ergibt sich ein Bild, das eine solche Schlussfolgerung 
nahelegt.

Eine weitere Quelle des ökonomischen Wachstums sind 
Staatsausgaben, durch die keynsianische Konjunkturpolitik 
betrieben werden kann. Relativ zum BIP sind die chinesi-
schen Staatsausgaben allerdings eher rückläufig. Es scheint, 
als ob dieser Kanal für China von untergeordneter Bedeu-
tung ist. Tatsächlich aber investierte die chinesische Regie-
rung im betrachteten Zeitraum große Summen in verschie-
dene Infrastrukturmaßnahmen, die eine bessere Anbindung 
der westlichen Provinzen als erklärtes Ziel haben.2 In diesen 
Projekten liegt sicherlich ebenfalls die Hoffnung, durch die 
Entwicklung dieser weniger erschlossenen Regionen auch 
zukünftig das Wirtschaftswachstum anzukurbeln.

Neben den bereits angesprochenen Faktoren ist der heimi-
sche Konsum ebenfalls ein potenzieller Motor für nachhalti-
ges Wachstum und zusätzlich könnte durch einen Anstieg 
der privaten Konsumausgaben die Abhängigkeit von der 
ausländischen Nachfrage dezimiert werden. Die Zahlen der 
Weltbank zeichnen allerdings ein sehr deutliches Bild. Anstatt 
zu steigen, sinkt der Konsum relativ zum BIP um mehr als 
10 Prozentpunkte. Die Gründe für diese Entwicklung sind 
vielseitig. Hohe Investitionsquoten und die starke Orientie-
rung auf ausländische Märkte können den niedrigen Konsum 
erklären, denn entsprechend hoch ist die Sparquote in Chi-
na. Tao Yang (2012) argumentiert beispielsweise, dass hohe 
Sparquoten der Unternehmen und des Staates zu geringeren 
Konsumausgaben führen. Folgende Ursachen werden in die-
ser Studie näher analysiert: Hohe Sparquoten privater Un-
ternehmen können durch den erschwerten Zugang zum Ka-
pitalmarkt erklärt werden. Private Unternehmen sparen für 
große Investitionen, anstatt die steigenden Gewinne in Form 
von höheren Lohnzahlungen weiterzugeben. Die hohen 
Sparraten des Staates können durch das Ziel, ein öffentlich 
finanziertes Wohlfahrtssystem zu etablieren, erklärt werden. 
Mit steigendem Durchschnittsalter der Bevölkerung nehmen 
die Kosten für das Wohlfahrtssystem zu, und die geplante 
Lockerung des »Hukou«-Systems könnte die anstehenden 
Ausgaben in Zukunft noch weiter ansteigen lassen, so dass 

 2	 Ein groß angelegtes Infrastrukturprogramm ist die »One Belt, one road«- 
Initiative zur Errichtung einer neuen Seidenstraße. 

	
  
Tab. 1 
Zerlegung des chinesischen Bruttoinlandsprodukts 

 2000 2004 2007 2008 2009 2010 2014 
BIP-Wachstum 
(%) 8,43 10,08 14,19 9,62 9,23 10,63 7,27 
Konsum  
(% am BIP) 47,38 41,41 37,63 36,56 35,32 36,59 36,52 
Investitionen  
(% am BIP) 34,92 43,04 41,39 43,67 47,58 47,35 46,18 
Staatsausgabe
n (% am BIP) 15,70 13,90 13,39 13,18 13,22 13,05 13,60 
Importe  
(% am BIP) 18,68 28,89 27,35 25,11 19,85 23,16 18,92 
Exporte  
(% am BIP) 20,68 30,55 34,93 31,70 23,73 26,17 22,62 

Quelle: World Development Indicators der Weltbank. 
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enorme Ausgaben auf den Staat zukommen. Nicht zuletzt 
sparen aber auch die Privathaushalte aufgrund kultureller 
Faktoren und fehlender Absicherung einen beträchtlichen Teil 
der erwirtschafteten Einnahmen. In der heimischen Nachfra-
ge liegt also ein enormes Wachstumspotenzial für die Zukunft 
Chinas. Niedrigere Sparquoten könnten die heimische Nach-
frage ankurbeln und gleichzeitig die hohe Investitionsquote 
zurückfahren. Länder, die besonders auf den Export von Ka-
pitalgütern spezialisiert sind, könnten durch eine solche Ab-
kehr verlieren. Zwar wurde der strukturelle Wandel bereits 
eingeleitet, die Abkehr von der sehr stark auf Produktion 
fokussierten Wachstumsstrategie scheint allerdings noch in 
weiter Ferne. Dazu gehört auch ein struktureller Wandel weg 
von der Produktion und hin zu einem modernen Dienst
leistungssektor. Murach und Wagner (2016) diskutieren die-
sen Punkt und zeigen, dass die Reaktion des chinesischen 
Wirtschaftswachstums auf externe Schocks trotz sichtbarer 
Tertiarisierung auf einen noch immer sehr dominanten Indus-
triesektor hindeutet. Der Aufbau eines modernen, interna
tional wettbewerbsfähigen Dienstleitungssektors in China 
und eine graduelle Abkopplung von globalen Entwicklungen 
stehen also nach wie vor aus.

Welche Rolle spielt das chinesische Wachstums­
modell für die Abhängigkeit der Weltwirtschaft 
von China?

Die zentrale Frage dieses Artikels ist, ob die sinkenden 
Wachstumsraten Chinas, und eine damit einhergehende 
sinkende Nachfrage nach ausländischen Importen, ein Ri-
siko für die globale Konjunktur darstellen. Um der Antwort 
dieser Frage näher zu kommen, wird nun die Entwicklung 
des Exportvolumens nach China unter Berücksichtigung 
der Besonderheiten des chinesischen Wachstumsmodells 
betrachtet. Das enorme Investitionsvolumen in China ist 
eine potenzielle Erklärung für die hohe Nachfrage nach aus-
ländischen Kapitalgütern. Länder wie Deutschland, die 
USA oder Japan konnten enorme Absätze an Investitions-
gütern in China verbuchen. Dementsprechend hängt die 
zukünftige Entwicklung der chinesischen Nachfrage nach 
diesen Gütern entscheidend von den noch nicht ausge-
schöpften Wachstumspotenzialen der chinesischen Indus-
trie ab. Zieht man ein gängiges Modell der Wachstums
theorie für die Einschätzung der aktuellen Lage heran, dann 
entstehen Zweifel daran, dass der Fokus auf Investitionen 
der richtige Weg für nachhaltiges Wachstum in China ist. 
Die einseitige Erhöhung des Kapitalstocks sollte ab einem 
bestimmten Punkt zu keinem Wachstum mehr führen, da 
das zusätzliche BIP nicht mehr ausreicht, um die zuneh-
mende Abschreibung des akkumulierten Kapitals zu kom-
pensieren. Sobald die Ökonomie im langfristigen Gleichge-
wicht angelangt ist, verpuffen die zusätzlichen Investitionen 
ohne gleichzeitiges Bevölkerungswachstum. In China be-
obachten wir allerdings keinen Zuwachs, sondern sogar 

einen Rückgang des Bevölkerungswachstums und eine 
voranschreitende Überalterung der Gesellschaft. Die Lite-
ratur hat eine Lösung für dieses Problem parat: technolo-
gischer Fortschritt. Der Aufbau des Kapitalstocks sollte mit 
einer zunehmenden Arbeitsproduktivität einhergehen. 
Selbst wenn die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter rück-
läufig ist, steigt das effiziente Angebot an Arbeitskräften 
durch technologischen Fortschritt, so dass der zusätzliche 
Kapitalstock effizienter in der Produktion eingesetzt werden 
kann. Eine Vielzahl von Studien hat gezeigt, dass die Pro-
duktivität chinesischer Unternehmen über die Jahre hinweg 
tatsächlich gestiegen ist. Brandt und Zhu (2010) berechnen 
für den Zeitraum 1998 bis 2007 einen durchschnittlichen 
Anstieg der Gesamtfaktorproduktivität von 4,13% im Ag-
rarsektor, 3,67% in privaten und 5,50% in staatlichen Un-
ternehmen.3 Inwieweit dieses Wachstum ausreicht, um für 
die sinkende Produktivität des Kapitals und das rückläufige 
Bevölkerungswachstum zu kompensieren, lässt sich bes-
tenfalls anhand der rückläufigen Wachstumsraten in China 
erahnen. 

Fest steht jedoch, dass China noch nicht im langfristigen 
Gleichgewicht angelangt ist und somit noch immer ein enor-
mes Potenzial für Investitionen in den Kapitalstock besteht. 
Trotzdem lässt sich schon jetzt ein Rückgang der relativen 
Investitionsrate feststellen, und es wäre nicht verwunderlich, 
wenn dies mit einem Rückgang der chinesischen Nachfra-
ge nach importierten Kapitalgütern einhergeht. 

Trotz dieser Überlegungen bleibt die Frage nach der Rele-
vanz des chinesischen Absatzmarkts für die Weltwirtschaft. 
Wir ziehen die Entwicklung des internationalen Güterhan-
dels während der Finanzkrise als Experiment heran und 
fragen uns, wie sich der Welthandel ohne China entwickelt 
hätte. Abbildung 1 stellt das Exportvolumen nach China, 
das gesamte Exportvolumen und simulierte Werte für das 
Exportvolumen ohne die chinesische Exportnachfrage ge-
genüber. 

Für die Simulation des Exportvolumens ohne China wurde 
das Exportvolumen nach China aus dem Gesamtvolumen 
an Exporten herausgerechnet und die Veränderungen auf 
Basis dieser sich neu ergebenen Zahlen kalkuliert. Der Han-
del mit China ist im Vergleich zum Gesamthandel in allen 
Ökonomien weniger stark eingebrochen. Es könnte nun die 
Hypothese aufgestellt werden, dass das hohe Exportvolu-
men nach China den negativen Effekt der Finanzkrise auf 
den Handel durch die schnelle Erholung der Konjunktur und 
dem damit einhergehenden Anstieg der Importnachfrage 
nach Kapitalgütern abfedern konnte. Dies würde für eine 
besonders hohe Abhängigkeit der Weltwirtschaft von der 
chinesischen Konjunktur sprechen. 

 3	 Vgl. auch Zhu (2012) für eine Diskussion der genannten Zahlen. Man 
kann davon ausgehen, dass dieser positive Trend auch nach 2007 fort-
geführt wurde. 
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Der Vergleich zeigt, dass die höheren Wachstumsraten des 
Exports nach Chinas nur einen geringen Einfluss auf den 
Einbruch des globalen Exportvolumens während der Finanz-
krise gehabt zu haben scheint. Der Vergleich zeigt, dass die 
höheren Wachstumsraten des Exports nach China nur einen 
geringen Einfluss auf den Einbruch des globalen Exportvo-
lumens während der Finanzkrise gehabt zu haben scheinen. 
Für Japan ergibt sich auf Grundlage unserer Kalkulation der 
größte Unterschied: Mit China bricht das Exportvolumen um 
25,68% ein, ohne China beträgt die simulierte Reduktion 
des Wachstums 28,26%. In Deutschland sind die Exporte 
nach China auch während der Finanzkrise angestiegen, und 
in den USA fiel die negative Wachstumsrate mit – 2,63% 
recht klein aus. Ohne China wären die negativen Wachs-
tumsraten der Gesamtexporte Deutschlands und der USA 
um fast 1 Prozentpunkt stärker ausgefallen. Auch in der 
globalen Betrachtung spiegeln sich die wirtschaftlichen Ent-
wicklungen der vorherigen Analyse wider. Im Jahr 2009 fal-
len die die Wachstumsraten des weltweiten Handels auf 
– 22,14% unter Einbeziehung von China und auf ein Minus 
von 23,12% ohne China. Die Differenz beträgt also vermeint-
lich geringe 0,98 Prozentpunkte. Behält man jedoch im 
Blick, dass diese Veränderung durch das Wegfallen einer 
einzelnen Volkswirtschaft induziert wird, ist dieser Effekt be-
achtlich. 

Das gezeigte Balkendiagramm repliziert dieses Gedanken
experiment auch für das Jahr 2015. Wieder beobachten 
wir einen starken Rückgang des internationalen Handels. 
Für die betrachteten Ökonomien scheint China dieses Mal 
allerdings eine treibende Kraft hinter dem Rückgang der 
Exporte zu sein. In Deutschland gingen die Exporte nach 
China jüngst um 20% zurück, der Welthandel hingegen 
sank um geringere 11,1%. In Japan wären die Gesamtex-
porte ohne China nur um 8,5% statt der tatsächlichen 9,4% 
gesunken. 

Zusammenfassend kann man sagen, dass 
die direkte Abhängigkeit der Weltkonjunktur 
von China nicht überschätzt werden sollte. 
Nur bestimmte Branchen in bestimmten 
Ländern sind verhältnismäßig stark betrof-
fen. Kritisch angemerkt sei jedoch, dass wir 
nur direkte Effekte auf die ausländische 
Nachfrage Chinas betrachtet haben und 
mögliche Spillover-Effekte vernachlässigt 
wurden. 
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Ist das chinesische Wachstumsmodell 
am Ende?

Das chinesische Wachstumsmodell des letzten Jahrzehnts 
ist am Ende. Der bewährte Prozess zur Identifizierung des 
nächsten relevanten Wachstumsmodells ist weiterhin gültig. 
Was heute wie ein Ende aussieht, ist die Phase zwischen 
zwei Wachstumsmodellen.

Chinas Wachstumsmodelle

Seit Beginn der Wirtschaftsreformen im Jahr 1978 hat Chi-
na eine ganze Reihe von Wachstumsmodellen durchlaufen. 
In den ersten Jahren war es das Ende der kommunalen 
Landwirtschaft. Drastische Produktivitätserhöhungen in 
der Landwirtschaft erlaubten die Entwicklung der ländli-
chen Industrie. Die ländliche Industrie bedeutete Konkur-
renz für die staatliche Industrie, die nun in Reformzwang 
kam. Und so ging es weiter, meist führte eines zum ande-
ren: das Modell der »Großen Globalen Zirkulation« in den 
späten 1980er Jahren zur Einbindung des Auslands in die 
Modernisierung Chinas, die Reform des Steuersystems 
(1993) mit Anreizen für Lokalregierungen zur Förderung der 
Wirtschaftsentwicklung, der Beitritt zur WTO (2001) gefolgt 
von einem Exportboom, und schließlich, nach der US-Fi-
nanzkrise im Jahr 2008, ein massiver, staatlich geförderter 
Investitionsboom.

Der Investitionsboom wird häufig als Chinas Wachstums-
modell per se angesehen. Dabei folgte China nur den Fuß-
stapfen anderer Länder. Im Jahr 2014 betrugen die Brutto-
anlageinvestitionen in etwa die Hälfte des chinesischen BIP. 
In Japan und in Korea waren das mehrere Jahrzehnte früher 
etwa 40%, in Taiwan um 30% über drei Jahrzehnte hinweg 
– und in Deutschland knapp 40% im Jahr 1960. Die Frage 
ist, wie geht es weiter, wenn alle Straßen gebaut sind, wenn 
keine neuen Eisenbahnlinien, Flughäfen, Abwasseraufberei-

tungsanlagen, Kraftwerke oder Elektrizitätsnetze mehr ge-
braucht werden und wenn die Landbevölkerung entweder 
ein Apartment in der Stadt bezogen oder ein modernes Haus 
in der Landwirtschaft gebaut hat?

Die chinesische Regierung hat keinen Generalplan für Wirt-
schaftsreformen und Wachstum. Sie hat Ziele, von der Ver-
doppelung und Vervierfachung des Pro-Kopf-BIP hin zu ei-
ner »wohlhabenden« Gesellschaft. Wie man diese Ziele er-
reicht, ist offen und muss immer wieder neu erforscht wer-
den. Aktuelle Probleme werden einzeln und zu gegebener 
Zeit ohne große Eile angegangen – manche Probleme lösen 
sich auch von selbst. Dazu kommen wirtschaftspolitische 
Initiativen der Zentrale, der Lokalregierungen und einzelner 
Bürokratien, die alle ihre eigenen Ziele verfolgen. Initiativen 
benötigen langwierige Koordination zwischen den verschie-
densten Akteuren. So kommt es zu vielen Experimenten, zu 
einer nur allmählichen Einführung neuer wirtschaftspoliti-
scher Maßnahmen und oftmals zu Kurskorrekturen. Von 
überragender Bedeutung sind die Unterstützung des obers-
ten Führers – des Parteisekretärs der »Kommunistischen 
Partei« Chinas – und Entscheidungen des Politbüros. 

Chinas Wachstumsmodell heute ist ein 
politisches Nationalismusmodell

Heute kommt von der Spitze wirtschaftspolitisch nicht viel. 
Der Parteisekretär Xi Jinping hat überragende politische Zie-
le, die Realisierung des »China-Traums« (oder die »große 
Erweckung des chinesischen Volkes«) und das Wiederer-
langen von Chinas historischer Größe. Etwas konkreter geht 
es um die politische Erneuerung mit einer großen Antikor-
ruptionskampagne und um Chinas globalen Status. 

Wirtschaftspolitik ist ein Instrument zur Erfüllung politischer 
und militärischer Ziele. Das war schon immer so – Mao 
Zedong sah in seinen »Zehn Großen Beziehungen« im Jahr 
1956 den Wirtschaftsaufbau als Voraussetzung für ein star-
kes Militär, und Deng Xiaoping meinte, China solle sich in 
der Außenpolitik zunächst zurückhalten und stattdessen 
die Wirtschaft aufbauen. Jetzt hat das politische Ziel Un-
abhängigkeit von der Wirtschaft erreicht. 

Nachdem Xi Jinping kein übergreifendes Wirtschaftspro-
gramm hat, fehlt im Moment ein klarer Konsens, wie es mit 
Chinas Wirtschaft weitergehen soll. Einerseits gibt es ganz 
große Visionen, wie die maritime Seidenstraße oder der 
Seidenstraßengürtel – auf dem Landweg – mit gigantisch 
anmutenden Infrastrukturmaßnahmen zur Einbindung der 
Region in das chinesische Wirtschaftsreich. Andererseits 
werden viele Einzelmaßnahmen in die Wege geleitet, ins-
besondere solche, die dem China-Traum förderlich sind, 
und solche, die von prominenten Einzelpersonen forciert 
werden. 

Carsten A. Holz*

 *	 Prof. Carsten A. Holz, Ph.D., ist Professor für Chinas Wirtschaft an der 
Hong Kong University of Science & Technology.
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Die Wirtschaftspolitik heute: Viele Details

So setzt Finanzminister Lou Jiwei erfolgreich Reformen des 
Fiskalsystems durch; Premier Li Keiqiang betreibt die ad-
ministrative Deregulierung der Wirtschaft; Zentralbankgou-
verneur Zhou Xiaochuan bringt die chinesische Landes-
währung Renminbi (RMB) in den Korb der Sonderziehungs-
rechte des IWF und verfolgt die Öffnung des Kapitalver-
kehrs, letztendlich mit dem Ziel, den RMB als große Han-
delswährung zu etablieren und die Abhängigkeit vom 
US-Dollar zu beenden. 

Die Presse konzentriert sich meist auf die Probleme. Ge-
genwärtig steht vor allem die Eliminierung von Überkapa-
zitäten, insbesondere im Kohlenbergbau und in der Stahl-
produktion, aber auch in anderen Sektoren (Zement, Elekt
rizität, Nichteisenmetalle) im Fokus. Bei der Eliminierung 
von Überkapazitäten hat der chinesische Staat seit der Re-
form der Staatsbetriebe in den Jahren 1998–2000 sehr viel 
Erfahrung. In den letzten zwei Jahren gab es, aus streng 
wirtschaftlichen Gründen, Entlassungen von Arbeitern in 
Millionenhöhe. 

Es geht ferner um den Abbau der (indirekten) Verschuldung 
von Lokalregierungen. Die Zentralregierung hilft gezielt – 
schließlich ist das Problem nur dadurch entstanden, dass 
die Zentralregierung nach der US-Finanzkrise im Jahr 2008 
Lokalregierungen den Auftrag gegeben hat, Wachstum zu 
jeden Preis zu schaffen –, will aber kein Fehlverhalten in der 
Vergangenheit belohnen. Die Frage ist auch, ob die Ver-
schuldung ein Problem der Liquidität oder der Solvenz ist. 
Im ersten Fall kann man den Kredit verlängern, der letztere 
erfordert eine endgültige Lösung. Große Eile besteht nicht, 
sind die Schulden doch alle in RMB und nicht in ausländi-
scher Währung.

Und schließlich will man auch weiterhin Wachstum. Willkür-
liche Kreditgewährung für neue Investitionsprojekte, das 
weiß man, ist nicht die richtige Antwort. Das Staatsbudget 
wird etwas mehr herhalten müssen. Aber auch da will man 
nicht einfach wild auf mehr Investitionen setzen. Das Eisen-
bahnnetzt heute, anders als in der Vergangenheit, ist nicht 
mehr überlastet. Man denkt an eine zweite Stufe des Infra-
strukturausbaus, wie etwa den Ausbau oder die Renovie-
rung städtischer U-Bahnen. Kooperationen zwischen dem 
Staat und dem privaten Sektor werden neuerdings mehr 
Gewicht beigemessen: Der private Sektor soll bei der Finan-
zierung helfen und zu mehr Effizienz führen.

Die längerfristigen industriepolitischen Ziele

Die chinesische Führung hat viele langfristige industriepoli-
tische Ideen, insbesondere zu Themen wie »China 2025«, 
die chinesische Version von »Industrie 4.0«, Innovationen 

mit neuen Programmen zur Innovationsförderung und die 
Internetvernetzung.

In der Vergangenheit hat China davon profitiert, technolo-
gisch rückständig zu sein. Wirtschaftswachstum entstand 
unter anderem durch einen Aufholprozess, der China in 
vielen Bereichen, von der Solarzellenproduktion bis zu Mo-
biltelefonen, auch gelungen ist. Die chinesischen Hersteller 
sind an die Technologiegrenze gerückt und konkurrieren 
nun mit den größten ausländischen Unternehmen. Das führt 
sowohl zu einem Innovations- als auch einem Preisdruck. 

Die Herausforderung, vor der China heute steht, ist, auf 
breiter Front den Schritt vom Nachahmer zum Innovator zu 
schaffen und durch Strukturwandel die Produktivität zu er-
höhen. Die Frage dabei ist, ob China in die berüchtigte 
»middle income trap« (Mitteleinkommensfalle) schlittert oder 
ob es an die Spitze vorstoßen kann.

Nach einem fehlgeschlagenen Innovationsprogramm aus 
dem Jahr 2005 versucht man es jetzt wieder mit einem 
neuen Programm: Im Verarbeitenden Gewerbe wurden 
zehn Industriebereiche – von der Halbleiterindustrie zu Ro-
botern, medizinischer Technologie und Transporttechnolo-
gie – identifiziert, die gefördert werden sollen. In manchen 
Bereichen, wie der Stammzellenforschung, hat China aus 
Regulierungsgründen einen strategischen Vorteil. Das »In-
ternet Plus« soll zur wesentlichen Verbesserung des Breit-
bandnetzwerks und der Internet-Zugriffsgeschwindigkeiten 
führen. 

Gleichzeitig stehen die einzelnen wirtschaftlichen Akteure 
nicht still. Zum Beispiel ist der Markt für Geländewagen (SUV) 
in den letzten Jahren stark gewachsen, und obwohl auslän-
dische Fahrzeughersteller den Löwenanteil des chinesi-
schen Automarkts für sich beanspruchen, besetzen chine-
sische Hersteller die ersten Plätze im schnell wachsenden 
und profitablen SUV-Nischenmarkt. 

Und auch von chinesischen Haushalten kommt Druck. Wo 
bisher ausländische Luxusartikel zu hohen Preisen von aus-
ländischen Geschäften bezogen wurden oder auf Einkaufs-
reise nach Hongkong oder Europa, werden heute auslän-
dische Luxusartikel billiger über das Internet im Ausland 
bezogen. 

Aus der Ferne betrachtet erscheinen die Entwicklungen in 
China chaotisch. Von Politikern bis zu Unternehmern »wurs
teln« sich alle irgendwie durch – womit man unter anderem 
bei einer ganz respektablen Definition von »Marktwirtschaft« 
angekommen wäre. Die zentralen Wirtschaftsvorgaben sind 
weniger direktiv geworden und drehen sich vor allem um die 
Lösung von spezifischen Problemen sowie um die breite 
Förderung von zukunftsträchtigen Industriezweigen. Der 
rechtliche Rahmen wird zuverlässiger, und dem Einfallsreich-
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tum einzelner Unternehmer sind immer weniger Grenzen 
gesetzt.

Ein totalitäres Wirtschaftsmodell?

Dabei ist die Führung bestrebt, die Rolle der »Kommunisti-
schen Partei« Chinas, und das heißt zunächst einmal ihre 
eigene Macht, zu stärken und weiter auszubauen. Das kann 
zu abstrusen Ereignissen führen: Bei Xi Jinpings Besuch der 
chinesischen zentralen Fernsehstation (CCTV, China Central 
Television) im Februar 2016 begrüßte ihn ein Banner mit der 
Aufschrift »Der Nachname der zentralen Fernsehstation 
heißt »Partei«; wir sind absolut loyal, bitte inspizieren Sie 
uns.« Und das ist kein Einzelfall. Selbst die Universitäten sind 
nicht verschont: Man möge doch nicht einfach »westliche« 
Inhalte verbreiten. 

In einem solchen Klima muss man sich fragen, inwiefern Xi 
Jinping (und/oder die chinesische Führungsspitze) das 
Funktionieren einer komplexen Wirtschaft verstehen. Lässt 
sich Xi Jinping zu einem Größenwahn und Kontrollwahn hin-
reißen, der eventuell Innovationen und Wachstum ernsthaft 
gefährdet? Xi Jinping selbst sitzt den zwei wirtschaftlich 
wichtigsten Gremien in China vor, der Führungsgruppe für 
Finanzen und Wirtschaft und der Führungsgruppe für die 
Vertiefung von Reformen. Unter seiner direkten Führung 
kommen dort Wirtschaftsrichtlinien zustande, die (bisher) 
völlig sinnvoll sind. 

Einzelne Aspekte von Chinas Wirtschaftspolitik geben je-
doch zu bedenken. So treibt die chinesische Führung große 
Internetpläne voran, unter anderem mit der Digitalisierung 
des Autos. Das Auto soll in bisher ungeahntem Maße ver-
netzt werden, mit der intelligenten Verkehrsinfrastruktur (ein-
schließlich der Erfassung durch unzählige Verkehrskameras 
über das ganze Land hinweg), Mobilfunk, Satelliten und On-
line-Services. Gleichzeitig aber wird dadurch auch eine zent
rale Kontrolle über alle Verkehrsmittel ermöglicht. In einem 
anderen Beispiel soll der einzelne Bürger immer besseren 
Zugang zu Mobilfunk und Internet erhalten, andererseits wird 
sein Mobilfunk- und Internetverhalten aber auch immer voll-
ständiger zentral erfasst. Ein totalitärer Staatsapparat erhält 
nahezu grenzenlosen Einblick in das Leben jedes einzelnen 
Bürgers.

Und trotzdem, oder unbeachtet dessen, steht der chinesi-
sche Bürger zu seiner Führung. Einer Gallup-Umfrage in 
40 Ländern aus dem Jahr 2012 zufolge, haben 66% aller 
Chinesen Vertrauen in ihre Regierung (Deutschland: 42%). 
Damit liegt China (mit Norwegen) an der Spitze der befrag-
ten 40 Länder. 2012 ist schon einige Zeit her und noch die 
Zeit vor Xi Jinping, aber selbst wenn viele Chinesen Xi Jin-
ping kritisch gegenüberstehen sollten (das waren sie wahr-
scheinlich auch gegenüber den vorherigen Führern), so 

zeigt diese Umfrage doch ein grundlegendes Vertrauen in 
das chinesische System. Für hunderte von Millionen von 
neureichen städtischen Bürgern ist das gegenwärtige Sys-
tem der Garant für den materiellen Wohlstand, den sie er-
zielt haben.

Für Ausländer ist in diesem neuen China wenig Platz. Die 
Joint Ventures in beispielsweise der Automobilindustrie sind 
ein Mittel zum Zweck: dem Aufbau der chinesischen natio-
nalen Automobilindustrie. Wenn nationale Anbieter die aus-
ländischen Konkurrenten ausstechen – was im Bereich der 
SUV gelungen ist –, dann passt das durchaus in das natio-
nal-politische Konzept. Die Internetentwicklung basiert auf 
Richtlinien der chinesischen Regierung; warum sollte man 
systemgefährdende Elemente wie Google (das in China blo-
ckiert ist) einbinden? Man ist nicht gegen Ausländer oder 
gegen ausländische Firmen. Man ist für eine starke, chine-
sische Nation und den Machterhalt der Führung. Wenn Aus-
länder daran teilnehmen möchten, nach chinesischen Vor-
gaben, hindert sie niemand daran. 



12 Zur Diskussion gestellt

ifo Schnelldienst 7/2016 – 69. Jahrgang – 13. April 2016

China wird die Weltkonjunktur nicht 
über die Klippe stürzen lassen – der 
Umbau des Wachstumsmodells wird 
aber nicht ohne Kollateralschaden 
vonstattengehen

Es steht außer Frage, dass die Bremsspuren des »New 
Normal« in China auch global sichtbar werden. Spätestens 
seit dem Beitritt zur Welthandelsorganisation hat sich die 
nunmehr größte asiatische Volkswirtschaft kontinuierlich in 
die globale Wertschöpfungskette integriert. Dabei hat das 
Reich der Mitte mit seiner Nachfrage nach Rohstoffen und 
als globale Werkbank einen immensen Wachstumsbeitrag 
geleistet. Gleichzeitig haben sich auf dem chinesischen 
Festland jedoch sehr ausgeprägte Ungleichgewichte auf-
gebaut. Symptomatisch dafür sind nicht zuletzt die um-
fangreichen Devisenreserven, die auf die Kombination aus 
Handelsbilanzüberschüssen und der Wechselkurspolitik 
Pekings zurückzuführen sind, die enormen Überkapazitä-
ten – auch als Folge des Konjunkturprogramms zum Ab-
wenden der Folgen der globalen Finanzkrise – sowie die 
bedrohliche Zunahme der Verschuldung im Unternehmens-
sektor. Vor dem Hintergrund der gestiegenen Bedeutung 
Chinas für die globale Wirtschaftsaktivität überraschen die 
Sorgen in Bezug auf die offenkundigen Grenzen des alten 
Wachstumsmodells und damit eine mögliche harte Lan-
dung Chinas nicht. Störungen in der Wirtschaftsaktivität 
müssen aber in jedem Fall, wie auch bei der Betrachtung 
der Situation in anderen Ländern üblich, differenziert inter-
pretiert werden. So ist ein wesentlicher Anteil der aktuell 
zu beobachtenden Wachstumsverlangsamung auch auf 
Sättigungseffekte zurückzuführen. Darüber hinaus erfordert 
der Umbau des Wachstumsmodells Zeit und Durchhalte-
vermögen – sowohl von den Reformern in Peking als auch 
von Chinas Handelspartnern.  

Entwicklungen an den Finanzmärkten dürfen 
nicht falsch interpretiert werden

Auch wenn die Befürchtung, dass der chinesischen Volks-
wirtschaft eine harte Landung drohen könnte, bereits seit 
einigen Jahren umgeht, haben die Kassandrarufer spätes-
tens seit den Turbulenzen an den Aktien- und Devisenmärk-
ten erheblichen Zulauf erhalten. Hier dürfen aber von den 
Kursbewegungen keine voreiligen Schlüsse in Bezug auf die 
konjunkturelle Verfassung Chinas gezogen werden. So sind 
die chinesischen Festlandbörsen nach wie vor wenig mit der 
Realwirtschaft verzahnt. Dies bedeutet zwar nicht, dass sich 
die China-Angst nicht in den Börsenkursen widerspiegelt. 
Allerdings überwiegt wohl eher das psychologische Moment 
gegenüber den ökonomischen Realitäten im Reich der Mit-
te. Was aber in jedem Fall festzuhalten ist: Das Pekinger 
Krisenmanagement hat in Summe versagt. Die angeordne-
ten Aktienkäufe und die ausgesprochenen Verkaufsverbote 
haben außerdem enormes Abschreckungspotenzial für in-
ternationale Investoren. In Kombination mit dem schon als 
missglückt zu bezeichnenden Start des neuen Wechselkurs-
regimes im August 2015, in dessen Folge der Renminbi 
(RMB) durchaus drastisch gegenüber dem US-Dollar abge-
wertet hat, ist die Reaktion an den internationalen Finanz-
märkten nachvollziehbar. Neben den realwirtschaftlichen 
Ursachen sollten aber auch die ökonomischen Auswirkun-
gen auf dem chinesischen Festland – zum Beispiel mit Blick 
auf den Konsum – nicht überzeichnet werden. So ist bei-
spielsweise der Aktienanteil am Vermögen der chinesischen 
Haushalte vergleichsweise gering. Die chinesischen Börsen 
sind hinsichtlich der Risikoneigung der Anleger nach wie vor 
eher mit Kasinos zu vergleichen als mit hoch entwickelten 
Finanzmärkten. 

Chinas Finanzmärkte befinden sich also noch in einem frü-
hen Stadium der Öffnung und Liberalisierung. Und so ist es 
auch für die Zukunft nicht auszuschließen, dass es Phasen 
erhöhter Volatilität geben wird, die auch den Anlegern au-
ßerhalb Chinas Sorgenfalten ins Gesicht treiben werden. Im 
Prinzip muss damit gerechnet werden, dass jedem gut ge-
meinten Lockerungsschritt auch unbeabsichtigte Nachwe-
hen folgen. Die aktuellen Anstrengungen Pekings zur Stüt-
zung der eigenen Währung offenbaren aber vielmehr die 
Notwendigkeit eines schnelleren Reformtempos, bei dem 
sich die umgesetzten Maßnahmen nicht nur auf den Finanz-
markt beschränken. 

Umbau des Wachstumsmodells geht voran, aber … 

Ganz oben auf Pekings Agenda stehen somit auch wenig 
überraschend der Umbau des Wachstumsmodells sowie 
der Abbau der umfangreichen Überkapazitäten in weiten 
Teilen der chinesischen Industrie. Lippenbekenntnisse sei-
tens Pekings hat es insbesondere zum erstgenannten Punkt 

Frederik Kunze* Torsten Windels**

 *	 Frederik Kunze ist Volkswirt und China-Analyst bei der Norddeutschen 
Landesbank (NORD/LB).

 **	 Torsten Windels ist Chefvolkswirt bei der Norddeutschen Landesbank 
(NORD/LB).
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reichlich gegeben. Das neue Wachstumsmodell soll dem-
nach mehr vom Binnenmarkt getragen werden und weniger 
exportabhängig sein. Außerdem gilt es, den chinesischen 
Industriesektor so aufzustellen, dass er global wettbewerbs-
fähig ist. Dafür müssen aber auch die Überkapazitäten ab-
gebaut und die sogenannten »Zombie-Unternehmen« um-
strukturiert werden, denen es vor allem zunehmend an Pro-
duktivität fehlt.

Die Sektoren Kohle und Stahl sollen dabei den Anfang 
machen. Grundsätzlich ist der Antritt Pekings zu begrüßen. 
Allerdings sind die negativen Implikationen für die Weltwirt-
schaft – insbesondere auf kurze Sicht – nicht zu unter-
schätzen. So dürfte sich erstens erheblicher Druck auf das 
globale Preisniveau beispielsweise für Stahl und Stahl
erzeugnisse ergeben. Schließlich versuchen die Wirt-
schaftslenker, die heimischen Überkapazitäten über den 
Exportkanal abzubauen. Dies allein reicht sicherlich nicht 
aus und erzeugt auch erhebliche von Chinas Handelspart-
nern ausgehende Gegenwehr. Zweitens birgt die Reallo-
kation von Produktionsfaktoren in andere Industriezweige 
bzw. in den Dienstleistungssektor nennenswerte Risiken 
für Chinas Wirtschaftsaktivität. Vor allem ein rasanter Rück-
gang der Beschäftigungszahlen hätte das Potenzial dafür, 
einen negativen Nachfrageschock auszulösen, der weit 
über die Grenzen der chinesischen Volkswirtschaft hinaus 
wirken könnte. Und drittens dürfen die Implikationen für 
den Finanz- und Bankensektor nicht unterschätzt werden. 
Tatsächlich geht von den chinesischen Kreditinstituten auf 
Sicht der kommenden Monate das größte Risiko aus. Die 
Folge anziehender NPL-Quoten (also der Anteil notleiden-
der Kredite in den Büchern der Staatsbanken) könnte eine 
restriktivere Geschäftspolitik sein, die vor allem zu Lasten 
der nicht staatsnahen Unternehmen gehen dürfte. Dies gilt 
insbesondere vor dem Hintergrund der neuen Wachstums-
realität – es lässt sich demnach nicht mehr einfach aus den 
Schulden herauswachsen. In diesem Zusammenhang ist 
der rasante Anstieg der Verschuldung insgesamt schon als 
besorgniserregend zu bezeichnen. Die volkswirtschaftliche 
Gesamtschuldenquote liegt bei gut 240% der Wirtschafts-
leistung. Immerhin: Die Auslandsverschuldung liegt nur im 
mittleren einstelligen Prozentbereich, so dass Peking nicht 
direkt um das Vertrauen ausländischer Gläubiger besorgt 
sein muss. Gleichwohl besteht die Gefahr, dass der Schul-
denberg lähmend auf die chinesische Wirtschaftsaktivität 
einwirkt, vor allem dann, wenn im Gleichklang der Abbau 
der Überkapazitäten Fahrt aufnimmt. Zusammenfassend 
bedeutet diese Entwicklung, dass insbesondere kleinen 
und mittelständischen Betrieben der Zugang zu neuen Kre-
ditmitteln verwehrt würde. Damit wären genau die Unter-
nehmen die Leidtragenden, die für den Umbau des Wachs-
tumsmodells von herausragender Bedeutung sind. Bereits 
heute klagen KMUs über die Herausforderungen und Hür-
den bei der Finanzierung ihrer Vorhaben. 

Somit geht auch die größte Hoffnung in Bezug auf einen 
erfolgreichen Umbau des chinesischen Wachstumsmodells 
vom Dienstleistungssektor aus, der im Vergleich zum Pro-
duktionssektor weniger kapitalintensiv ist. Premier Li  
Keqiang wird entsprechend auch nicht müde, die neue 
Gründerkultur in diesem Segment positiv hervorzuheben 
und verwies schon des Öfteren auf die Zahl von durch-
schnittlich 12 000 neuen Unternehmen pro Tag. Vor allem 
mit Blick auf Beschäftigung und Wertschöpfung kann dem 
Dienstleistungssektor ein vielversprechendes Potenzial zu-
gesprochen werden. Bereits heute liegt der Anteil des terti-
ären Sektors am chinesischen Bruttoinlandsprodukt bei gut 
50%. Das Wachstum in diesem Segment lag nach offiziellen 
Angaben im Jahr 2015 immerhin bei durchschnittlich 8,3%, 
während der Zuwachs der Wirtschaftsleistung im sekundär-
en Sektor gerade einmal noch bei gut 6,0% lag. Doch auch 
hier stellt sich die Frage der Nachhaltigkeit. So bestehen 
durchaus berechtigte Vorbehalte mit Blick auf eine mögliche 
Überzeichnung der Dynamik im Finanzsektor. Schließlich hat 
der Börsenboom, der der Aktienmarktkorrektur im Sommer 
2015 vorausging, für eine regelrechte Goldgräberstimmung 
gesorgt, die sich so sicherlich nicht wiederholen oder gar in 
die Zukunft fortschreiben lässt. Wie aber der Vergleich mit 
hoch entwickelten Volkswirtschaften zeigt, darf andererseits 
das Wachstumspotenzial des Dienstleistungssektors nicht 
unterschätzt werden. 

China wird sich zu einem Konkurrenten 
entwickeln

Bei allen Stabilitätsrisiken des chinesischen Wachstumsmo-
dells darf der Wille, aber auch die Fähigkeit zur Veränderung 
nicht unterschätzt werden. Die Pläne der politischen und 
ökonomischen Lenker in Peking zielen darauf ab, das Reich 
der Mitte zu den Industrienationen aufschließen zu lassen. 
Umfangreiche Strategien wie zum Beispiel die Initiative »Ma-
de in China 2025« sollen dies unterstützen. Für Chinas Han-
delspartner kann dieses Vorhaben gleich aus einer Vielzahl 
von Gründen zu einschneidenden Auswirkungen führen. So 
ist Peking fest entschlossen, den Anteil heimischer Produk-
te und Industriegüter zu erhöhen (Stichwort: »Local Cont-
ent«). Exporteure von entsprechenden Waren müssen sich 
daher auch auf Konkurrenz aus dem Reich der Mitte oder 
gar auf Gegenwehr einstellen. Außerdem bewirkt der Umbau 
des Wachstumsmodells eine Verlagerung der eher am un-
teren Ende der Wertschöpfungskette angesiedelten Ferti-
gung in das Ausland, was auch die Nachfrage nach Indus-
triegütern auf dem chinesischen Festland weitreichend ver-
ändert. Insbesondere für Exporteure aus Industrieländern 
wie Deutschland bergen diese Entwicklungen Risiken für 
gewisse Kollateralschäden, die in Kombination mit der 
Wachstumsverlangsamung zu berücksichtigen sind. Außer-
dem werden Rohstoffexporteure unter den Entwicklungen 
zu leiden haben, was wiederum auf die globale Wirt-
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schaftsaktivität durchschlagen kann. Dies wurde nicht zu-
letzt am Rohölmarkt eindrücklich vor Augen geführt wurde. 

Ein Abschwung in China muss zukünftig 
noch stärker als potenzieller Risikofaktor 
berücksichtigt werden

Die Bedeutung des Reichs der Mitte für die Weltwirtschaft 
hat zugenommen. An eine ungebremste Fortführung des 
Wachstumsbooms der vergangenen Dekaden glaubt rea-
listischerweise wohl niemand mehr. Vielmehr geht es nun-
mehr um die Frage, ob Peking die sanfte Landung gelingen 
wird und gleichzeitig die enormen Ungleichgewichte abge-
baut werden können. Um neue Impulse zu setzen, haben 
Zentralbank und Zentralregierung sicherlich noch umfang-
reichen Raum zum Agieren. Gleichwohl stellt sich die Frage, 
ob und wann das staatlich gesteuerte Wachstumsmodell 
an seine Grenzen stößt. Schließlich sind die aktuellen Un-
gleichgewichte und Schuldenberge auch durch das von Pe-
king initiierte Konjunkturprogramm ausgelöst worden, und 
auch ein Umbau des Wachstumsmodells wird die staatliche 
Aktivität nicht zurückdrängen. 

Bisher sollte der weitere Weg für die weltweit zweitgrößte 
Volkswirtschaft tatsächlich nicht in zu düsteren Farben vor-
gezeichnet werden. So existieren neben den umfangreichen 
Herausforderungen auch nicht vernachlässigbare Wachs-
tumstreiber, wie beispielsweise der Aufstieg der chine
sischen Mittelschicht, der Prozess der Urbanisierung und 
die neue Dynamik im Dienstleistungssektor. Außerdem soll-
ten bei allen Risiken die positiven Begleiteffekte einer zu-
nehmenden Öffnung des Landes nicht ignoriert werden. 
Schließlich müssen Sättigungseffekt bei der Bewertung des 
aktuellen Wachstumstempos berücksichtigt werden. In Be-
zug auf China wird man sich aber an Phasen des Ab-
schwungs und gewisse Kollateralschäden gewöhnen müs-
sen – vielleicht sogar an eine Rezession mit »Chinese  
Characteristics«.

Horst Löchel*

Chinas Wirtschaftspolitik auf dem 
richtigen Weg: Überschaubare Risiken 
für die Weltwirtschaft

Es geht seit geraumer Zeit die Sorge um, dass die wirtschaft-
liche Entwicklung Chinas die Aussichten der Weltwirtschaft 
deutlich eintrüben könnte. Die Spekulationen reichen von 
Deflationsexport und »hard landing« bis hin zu einer Schul-
den- und Währungskrise. Gerade wieder hat der Internati-
onale Währungsfonds eine entsprechende Warnung in sei-
nem Frühjahrsgutachten ausgesprochen. Wie realistisch 
sind solche Szenarien? Im Folgenden werden zunächst die 
Transmissionskanäle diskutiert, die Chinas Wirtschaft mit 
der Weltwirtschaft verbinden. Danach wird die Lage der chi-
nesischen Wirtschaft näher analysiert.

Der wichtigste Kanal, über den das sinkende Wachstum in 
China die Weltwirtschaft gegenwärtig beeinflusst, ist die 
nachlassende Nachfrage nach Rohstoffen, die über Spill
over-Effekte rohstoffexportierende Staaten schwächt und 
damit zu real- und finanzwirtschaftlichen Instabilitäten führt, 
wie wir sie beispielhaft zu Beginn des Jahres gesehen ha-
ben. Allerdings muss relativierend hinzugefügt werden, dass 
der von China ausgehende, negative Nachfrageschock 
schon rund zwei Jahre zurückliegt und sich in dieser Zeit 
das Angebot nicht entsprechend angepasst hat, mit der 
Konsequenz weiterhin niedriger oder gar fallender Rohstoff-
preise. Die Öl- und Eisennachfrage aus China hingegen ist 
im vergangenen Jahr sogar leicht gestiegen. 

Ein zweiter, damit zusammenhängender Kanal ist die insge-
samt nachlassende Exportnachfrage Chinas auf den Welt-
märkten, die das Wachstum exportorientierter Volkswirt-
schaften wie beispielsweise der deutschen drückt. Bisher 
konnte dieser Rückgang zumindest auf makroökonomischer 
Ebene allerdings durch gestiegene Exporte in andere Staa-
ten und den Euroraum ausgeglichen werden. Während die 
deutschen Exporte im vergangenen Jahr noch um gut 6% 

 *	 Prof. Dr. Horst Löchel ist Professor für Volkswirtschaftslehre an der 
Frankfurt School of Finance & Management und Gastprofessor an der 
China Europe International Business School in Shanghai.
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zulegten, sind sie nach China um fast 3% gesunken. Der 
Leistungsbilanzüberschuss Deutschlands war mit 8,5% des 
BIP »all time high«.

Nicht viel anders sieht die Situation für ausländische Unter-
nehmen aus, die in China für den chinesischen Markt pro-
duzieren. Beispielsweise hat die VW-Gruppe ebenfalls rund 
3% weniger Fahrzeuge in China verkauft; insgesamt aber 
immer noch 3,55 Millionen und damit mit weitem Abstand 
die meisten Fahrzeuge in einem Land weltweit. China ist und 
bleibt ein wichtiger Markt für deutsche und andere auslän-
dische Unternehmen.

Auf der finanzwirtschaftlichen Seite gibt es auf den inter-
nationalen Kapitalmärkten immer wieder wechselnde Spe-
kulationen über die chinesischen Wachstumsaussichten 
sowie die Wechselkurs- und Kapitalmarktpolitik, die die 
Realwirtschaft durch eine hohe Volatilität der Finanzmärk-
te belasten. Zunächst wurde im Herbst des vergangenen 
Jahres im Zusammenhang mit dem bevorstehenden Eintritt 
des Renminbi in die Sonderziehungsrechte des Interna
tionalen Währungsfonds und der damit verbundenen Um-
stellung des Kursfixing spekuliert, dass die chinesische 
Zentralbank den Renminbi dauerhaft abwerten will, um die 
heimische Exportwirtschaft zu stützen, und sie damit einen 
»Währungskrieg« entfacht. Als sich das nicht bewahrhei-
tete, sondern sich im Gegenteil abzeichnete, dass der Kurs 
durch die Zentralbank nach unten gestützt wird durch mas-
sive Dollar-Verkäufe an den On- und Offshore-Devisen-
märkten, verschob sich die Spekulation zu Beginn des 
Jahres auf die Gefahr, dass China über kurz oder lang die 
Devisenreserven ausgehen könnten, was einer Währungs-
krise gleich käme. 

Tatsächlich sind die chinesischen Währungsreserven binnen 
Jahresfrist von 4 auf 3,2 Trillionen US-Dollar geschrumpft, 
um sich gegenwärtig auf hohem Niveau zu stabilisieren, ge-
nauso wie der Wechselkurs des Renminbi gegenüber dem 
US-Dollar. Es scheint, dass die Kapitalmärkte und interna-
tionale Devisenspekulanten die Lage falsch und übertrieben 
negativ eingeschätzt und die Macht der chinesischen Zent
ralbank unterschätzt haben.

Eine weitere Unsicherheit, die die Finanzmärkte und in den 
Auswirkungen auch die Weltwirtschaft belastet hat, war die 
überaus rigide Politik der chinesischen Behörden an den 
Aktienmärkten, die von der versuchten Steuerung der Kur-
se bis hin zum Handelsverbot reichte. Diese Politik hat die 
internationalen Märkte verunsichert, weil sie in ihrer Erfolgs-
losigkeit den Eindruck vermittelte, dass die chinesische Re-
gierung die Lage nicht mehr wirklich im Griff hat oder gar 
das Rad der Geschichte zurückdrehen will. Tatsächlich war 
Stabilität und Reform der chinesischen Wirtschaft in der Ver-
gangenheit der Garant für wirtschaftlichen Erfolg auf der 
Mikro- wie der Makroebene. Mittlerweile – so scheint es 

zumindest – haben die chinesischen Behörden ihre Überre-
aktion auf fallende Aktienkurse als fehlerhaft eingeschätzt 
und nachhaltig korrigiert. Es ist grundsätzlich immer wieder 
interessant zu sehen, wie pragmatisch die chinesische Wirt-
schaftspolitik letztlich ausgerichtet ist. Es dominiert eine Po-
litik des »trial and error«, eine Art Entdeckungsverfahren zwi-
schen Markt und Politik.

In der Summe scheint das Risiko für die Weltwirtschaft, das 
von China ausgeht, zumindest in der gegenwärtigen Situa-
tion eher gering zu sein. Allerdings trifft diese Aussage nur 
zu, wenn es zu keiner harten Landung der chinesischen 
Volkswirtschaft kommt. Immerhin hat China einen Anteil an 
der globalen Wachstumsrate von rund 20%. Ein rasches 
Durchsacken der chinesischen Wachstumsraten vom jetzi-
gen Niveau von knapp 7% auf beispielsweise 3–4% würde 
deutlichere Schleifspuren in der Weltwirtschaft hinterlassen. 
Wie wahrscheinlich ist eine harte Landung?

Die Antwort auf diese Frage hängt von den Herausforderun-
gen ab, vor der die chinesische Volkswirtschaft und Wirt-
schaftspolitik steht. Eine dieser Herausforderungen ist der 
sozialverträgliche Abbau von rund 2 Mio. Arbeitsplätzen in 
der Schwerindustrie, insbesondere im Norden des Landes, 
die, wie andere industrielle Bereiche auch, teilweise hohe 
Überkapazitäten aufweist. Auf dem gerade zu Ende gegan-
genen überaus wichtige »China Development Forum« wurde 
ein entsprechendes Vorhaben der chinesischen Regierung 
diskutiert, der eine Mischung aus Konsolidierung (»national 
champions«), Umschulungen und Frühverrentung darstellt. 
Die Richtung dieser Maßnahmen scheint zu stimmen, aller-
dings kommt es noch auf das Tempo und die Abfolge an. 
Erste Streiks deuten an, dass es schwierig werden könnte.

Die gegenwärtige Situation erinnert an die 1990er Jahre, 
in der der damalige Präsident und Parteichef Zhu Rongji 
hunderte von unrentablen staatlichen Unternehmen schlie-
ßen ließ. Als externer Anlass dienten die Verhandlungen 
über den Beitritt Chinas zur WTO, der zu Beginn des neu-
en Jahrtausends dann auch erfolgte. Ganz ähnlich lässt 
sich die Politik des gegenwärtigen Präsidenten und Par-
teichefs Xi Jinping interpretieren. Die angestrebte Moder-
nisierung des Landes einschließlich der Internationalisie-
rung des Renminbi und die erhoffte Erhöhung des Lebens-
standards können nur gelingen, wenn die produktiven Be-
reiche der Wirtschaft gestärkt und die unproduktiven sa-
niert werden. 

Eine weitere, große Herausforderung stellt die enorme Ver-
schuldung des chinesischen Unternehmenssektors und hier 
insbesondere der staatlichen Betriebe bei den inländischen 
Banken dar. Je nach Quellen schwanken die Zahlen zwi-
schen 170 bis 230% des chinesischen Bruttoinlandspro-
dukts, das immerhin etwa dreimal so groß ist wie das deut-
sche. Hier wird gegenwärtig in China die Idee von soge-
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nannten »debt-equity-swaps« also die Umwandlung von 
Krediten in Eigenkapital diskutiert. In diesem Fall würden die 
chinesischen Banken ihre Kreditforderungen verbriefen und 
mit einem Abschlag zum Beispiel an Hedgefonds und In-
vestmentbanken verkaufen, die im Gegenzug einen entspre-
chenden Aktienanteil an der Bank erhalten.

Für die chinesischen Banken könnte diese eine Lösung sein, 
um das Ausmaß notleidender Kredite zu reduzieren. Offiziell 
machen diese an allen Krediten einen Anteil von weniger als 
2% aus, realistisch dürften sie aber um die 10% liegen. Die 
Frage wird sein, ob sich genügend Käufer der Swaps finden 
und wie hoch der Abschlag sein wird, den die Banken ak-
zeptieren müssen. Möglicherweise wird wieder der Staat 
einspringen müssen wie bei der letzten großen Rekapitali-
sierung in den Jahren 2004 und 2005. 

Neben diesen und anderen Problemen auf der Ange-
botsseite der Volkswirtschaft besteht auf der Nachfragesei-
te die Notwendigkeit, zurückgehende Investitionen und sin-
kende Exporte mit steigendem Konsum der Privathaushal-
te zu kompensieren. Das ist schwierig, da die Investitionen 
immer noch rund 45% des chinesischen Bruttoinlandspro-
dukts ausmachen – rund ein Drittel davon im Immobilien-
sektor –, während der Konsumanteil trotz steigender Ten-
denz immer nur noch bei sehr niedrigen 35% liegt. Eine 
proportional entgegengesetzte Entwicklung von Investitio-
nen und Konsum von 10% beispielsweise führt zu einem 
Absinken der gesamtwirtschaftlichen Wachstumsrate um 
einen Prozentpunkt. Realistisch betrachtet muss man eher 
davon ausgehen, dass aufgrund hoher Überkapazitäten in 
der Industrie und im Immobiliensektor die Investitionen 
schneller sinken werden, als der grundsätzlich trägere Kon-
sum steigt und entsprechend der Fall der Wachstumsrate 
stärker ausfällt.

Der neue 13. Fünfjahresplan, der im März vom Nationalen 
Volkskongress verabschiedet wurde, sieht daher mehrere 
Maßnahmen vor, um die volkswirtschaftliche Nachfrage zu 
stabilisieren. Eine davon ist eine anhaltende expansive Fis-
kalpolitik mit einer Defizitquote von mindestens 3% jährlich, 
die den Nachfrageausfall durch sinkende Investitionen 
kompensieren soll. Für die Staatsverschuldung ist das in-
sofern kein großes Problem, da diese in China im Gegen-
satz zu den meisten westlichen Staaten mit rund 40–50% 
– je nachdem ob man die Verschuldung der Provinzregie-
rungen mit einbezieht – vergleichsweise niedrig ist. Darüber 
hinaus dürfte auch die Geldpolitik weiterhin angemessenen 
expansiv bleiben beispielsweise dadurch, dass die Min-
destreservepflicht der Banken von jetzt immer noch 17% 
weiter abgesenkt wird, was im letzten Jahr bereits viermal 
geschehen ist.

Eine weitere Maßnahme ist die geplante fortlaufende Ver-
besserung öffentlicher Dienstleistungen, insbesondere im 

Sozialsystem wie Renten-, Arbeitslosen- und Krankenver-
sicherung. Das soll helfen, die hohe private Sparquote zu-
gunsten von mehr inländischem Konsum zu senken. Das 
Sparverhalten der chinesischen Privathaushalte wird sehr 
von Vorsichtssparen bestimmt, um sich gegen die Risiken 
des Lebens abzusichern. In die gleiche Richtung zielt eine 
Steuerpolitik, die normale Einkommen weiter entlastet. 
Auch soll der Ausbau des Dienstleistungssektors gefördert 
werden, um bisherige Investitionen in den Industriesektor 
in rentablere und arbeitsintensivere Dienstleistungen umzu-
lenken.

Insgesamt lässt sich festhalten, dass das bisherige auf eine 
industrielle Revolution ausgerichtete chinesische Wachs-
tumsmodell in Schwierigkeiten ist, dass aber die chinesische 
Führung einen Wandel desselben eingeleitet hat, der in die 
richtige Richtung geht: Weg vom ressourcenintensiven, in-
dustriellem Wachstum hin zu einer Dienstleistungsgesell-
schaft mit einer innovativen, umweltfreundlichen Industrie. 
Bereits bis 2020 soll China zu einer »moderat wohlhabenden 
Gesellschaft« geworden sein und die Pro-Kopf-Einkommen 
sich verdoppelt haben im Vergleich zu 2010. Das kann ge-
lingen, wenn die gesamtwirtschaftliche Wachstumsrate in 
den nächsten Jahren tatsächlich die angestrebten 6,5% im 
Durchschnitt erreicht und das Produktivitätswachstum, das 
durch steigende Forschungs- und Entwicklungsausgaben 
des Staates verstärkt gefördert werden soll, in einer ähnli-
chen Größenordnung liegt. 

Bemerkenswert ist, dass Chinas Wirtschaftspolitik einen 
Mix aus Angebots- und Nachfragepolitik eingeschlagen hat, 
der eine »harte Landung« eher unwahrscheinlich macht. Die 
volkswirtschaftlichen Indikatoren gehen jedenfalls in die 
richtige Richtung. So sind im Jahr 2015 nicht nur die ver-
fügbaren Einkommen schneller gestiegen als das Bruttoin-
landsprodukt, auch ist die Sparquote gesunken und der 
Anteil des Dienstleistungssektors an der Gesamtwirtschaft 
ist auf über 50% gestiegen. Ob das jetzige Reformtempo 
wirklich ausreicht, um die vorgesehenen Maßnahmen tat-
sächlich bis zum Jahr 2020 umzusetzen, sei dahingestellt. 
Das Programm ist ambitioniert, und die Implementierung 
neuer Maßnahmen dauern erfahrungsgemäß in China in 
der Regel eher länger als geplant. Schon 2008 hat der da-
malige Premier Wen Jiabao das »neue Wachstumsmodell« 
verkündigt. 

Wenn man die Risiken diskutiert, die von China für die Welt-
wirtschaft ausgehen, sollten abschließend die Chancen 
nicht unerwähnt bleiben. Eine davon ist die »One belt, one 
road«-Initiative der chinesischen Regierung, die mit der Wie-
derbelebung der alten Seidenstraße zwischen Europa und 
Asien den internationalen Handel voranbringen soll. Das 
gleiche gilt für die Gründung der Asian Infrastructure and 
Investment Bank (AIIB), an der auch Deutschland beteiligt 
ist. Sie wird vor allem Infrastrukturinvestitionen in Asien för-
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dern an denen auch ausländische Unternehmen beteiligt 
sein werden. 

Schließlich ist absehbar, dass chinesische Unternehmen zu-
nehmend realwirtschaftliche und finanzielle Investitionen in 
der Welt vornehmen werden. Schon heute ist zu beobach-
ten, dass mehr und mehr chinesische Direktinvestitionen 
nach Europa und Deutschland fließen, was wiederum un-
seren Volkswirtschaften nützt. 

China ist und bleibt eine Chance für die Weltwirtschaft bei 
allen Risiken der gegenwärtigen Transformationsperiode. 
Das gilt auch und gerade für deutsche Unternehmen.

Der beschwerliche Umbruch hin zu 
China 2.0: Nationale Umstrukturierung 
und neue Rolle in der Weltwirtschaft

Nach gut drei Jahrzehnten, in denen China sehr erfolgreich 
einen kontinuierlichen Prozess ökonomischer Entwicklung 
und nachholenden Wachstums durchlaufen hat, steht das 
Land heute vor der größten ökonomischen Weichenstellung 
seit Beginn des Reform- und Öffnungsprozesses Ende der 
1970er Jahre. Es gilt, ein neues Wachstumsmodell zu iden-
tifizieren und zu etablieren, das die chinesische Volkswirt-
schaft und Gesellschaft nicht nur stabil durch das 21. Jahr-
hundert trägt, sondern – so der Anspruch in Beijing – China 
auch in die Spitzengruppe der OECD-Ökonomien aufsteigen 
lässt. Die besondere Herausforderung besteht darin, dass 
derzeit gleich mehrere der bisherigen Säulen des chinesi-
schen Wachstumsmodells wegbrechen und somit ein 
grundlegender struktureller Neuanfang notwendig ist. Die 
Parameter, die eine derartige Neuausrichtung erzwingen, 
umfassen die folgenden:

–– Die negativen Externalitäten des bisher betriebenen ex-
tensiven Einsatzes von Natur- und Umweltressourcen im 
Wirtschaftsprozess haben mittlerweile ein prohibitives 
Kosten- und Schadensniveau (Umweltschäden, Gesund-
heitskosten) erreicht, das eine Fortführung dergestalteter 
Wirtschaftsprozesse verbietet. Die Kosten der Umwelt-
nutzung müssen in den ökonomischen Prozess interna-
lisiert werden. Das heißt auch, dass sich die monetär 
abgebildeten Nutzenniveaus von Investitionsmodellen 
und Konsummustern verschieben und somit gesamtwirt-
schaftliche Strukturwandlungsprozesse in Gang gesetzt 
werden müssen.

–– Die während der Boomjahre eingefahrene demographi-
sche Dividende wandelt sich nun zu einer demographi-
schen Bürde, die die nächsten Jahrzehnte prägen wird. 
An die Stelle des bislang kontinuierlich wachsenden 
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Pools von Erwerbsfähigen tritt nun eine zunehmende Ver-
knappung von Einwohnern im erwerbsfähigen Alter. Die 
Lohnkosten steigen, und das Verhältnis von Erwerbstä-
tigen zu ökonomisch Abhängigen (Kindern und insbe-
sondere älteren Mitmenschen) wächst rapide an. 

–– Nicht nur die Kosten (arbeitsintensiver) Produktion in Chi-
na verlieren an globaler Wettbewerbsfähigkeit, der Welt-
markt ist auch nicht mehr in der Lage, chinesische Ex-
porte in einem Umfang zu absorbieren, der China ähnliche 
exportgetriebene Wachstumsbeiträge wie im ersten Jahr-
zehnt dieses Jahrhunderts bescheren könnte. Da die 
Welt zu klein (oder besser: China zu groß für die Welt) 
geworden ist, kann der Exportsektor in Zukunft nur noch 
eine untergeordnete Rolle für das Wachstum der chine-
sischen Volkswirtschaft spielen.

–– Über Jahrzehnte hinweg waren Produktivitätsimpulse, die 
chinesische Unternehmen, und der institutionelle Aufbau 
der Volkswirtschaft als ganzer, durch die Übernahme und 
Adaption ausländischer Vorbilder (Geschäftsmodelle, 
Produkte, Technologien, Ordnungsmechanismen) reali-
sieren konnten, von entscheidender Bedeutung für die 
Entwicklungs- und Wachstumsdynamik des Landes. Die-
se Ära »nachholenden Wachstums« kommt nun zum En-
de. Die chinesische Volkswirtschaft hat mittlerweile ein 
Entwicklungs- und Reifeniveau erreicht, in dem dieses 
Modell nicht mehr fortgesetzt werden kann. Mit zuneh-
mender Komplexität der institutionellen Strukturen, Ge-
schäftsmodelle, technologischen Grundlagen und Inter-
aktionsmuster wird die Ausrichtung an neuen von außen 
vorgegebenen Vorbildern immer schwieriger. Die »aus-
getretenen Pfade«, denen Wirtschaftspolitik und Unter-
nehmen bislang folgen konnten, werden immer schwerer 
zu identifizieren. Aber nicht nur die Identifikation geeig-
neter Vorbilder gestaltet sich immer problematischer, 
auch die Adaptation fremder Modelle an lokale Gegeben-
heiten verlangt immer größere Anpassungsleistungen.

–– Einer der bedeutendsten Treiber des chinesischen 
Wachstumsprozesses lag in den vergangenen Jahrzehn-
ten in einer im global-historischen Vergleich extrem hohen 
Investitionstätigkeit. Getragen durch eine kulturell wie ins
titutionell bedingt hohe individuelle Sparquote und ein 
repressives Finanzsystem konnten enorme Mittel mobi-
lisiert werden. Deren investive Umsetzung erfolgte in ers-
ter Linie im staatlichen Sektor und war dort keineswegs 
von hoher Produktivität geprägt. Aufgrund der Ausrich-
tung der Volkswirtschaft und ihrer Unternehmen an aus-
ländischen Vorbildern (»nachholendes Wachstum«) und 
dank der signalgebenden Funktion ausländischer Inves-
toren im Land konnten diese Projekte aber – im Durch-
schnitt – akzeptable Rentabilitäten erzielen. Diese von 
außen herangetragene Signalkraft geht derzeit zuneh-
mend verloren, und das inländische System ist bislang 
nicht in der Lage, die Investitionstätigkeit adäquat zu 
steuern. In Folge dessen ist eine kontinuierliche Auswei-
tung industrieller Überkapazitäten zu verzeichnen; ge-

koppelt mit der Ausbreitung von »Zombie«-Firmen, die 
nur noch durch staatliche Subventionen und Protektion 
am Leben erhalten werden. Das heißt, der bislang auf-
geschobene Konsolidierungsprozess in der chinesischen 
Unternehmenslandschaft steht über kurz oder lang an 
und dürfte zu einer grundlegenden Umschichtung in der 
Bedeutung staatlicher und privater Akteure führen. 

Die Erarbeitung von Lösungen für die hier skizzierten Her-
ausforderungen und eine Neuausrichtung der chinesischen 
Volkswirtschaft wird derzeit durch Verwerfungen im polit- 
ökonomischen System erschwert. Tatsächlich scheint der-
zeit nicht die Ökonomie, sondern die Machtkonsolidierung 
der KP-Fraktion um Xi Jinping Priorität zu genießen. Aus-
druck dessen ist zum einen die seit über zwei Jahren mit 
unerwarteter Härte umgesetzte Antikorruptionsbewegung 
und zum anderen das Bestreben der Zentralregierung, na-
tionale – d.h. unter anderem makroökonomische – Steue-
rungskapazität zurückzugewinnen und lokale Entschei-
dungsträger zu entmachten. Bei erfolgreicher Umsetzung 
haben diese beiden Initiativen das Potenzial, die gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung zu stärken und zu stabilisieren. 
Kurzfristig tragen sie aber zu zusätzlicher Wachstums-
schwäche bei, insofern sie auf der Ebene von Verwaltungs-
kadern wie Unternehmenslenkern zu massiver Verunsiche-
rung führen. Aktuell werden in erheblichem Umfang Inves-
titionsvorhaben verzögert oder gänzlich storniert. Vertrauen 
in die Zukunftsfähigkeit des Standorts China und die Stabi-
lität der polit-ökonomischen Strukturen ist weggebrochen, 
bei chinesischen Akteuren wie ausländischen Investoren.

Dessen ungeachtet: Es geschieht etwas. Während der Blick 
der Beobachter auf die – erheblichen – Probleme und Her-
ausforderungen, mit denen China derzeit ringt, fokussiert 
ist, verschieben sich die Gewichte in der chinesischen Volks-
wirtschaft. Trotz – oder vielleicht gerade wegen – der derzeit 
schwachen politischen Führung, entfalten sich auf lokaler 
Ebene starke unternehmerische Kräfte, die Bottom-up-Än-
derungsprozesse anstoßen und vorantreiben. Im Jahr 2015 
haben Konsumausgaben so bereits zwei Drittel des BIP bei-
getragen und auf diese Weise die gesamtwirtschaftliche Be-
deutung der Investitionsnachfrage auf ein erträglicheres Maß 
zurückgestutzt. Auf der Angebotsseite des BIP weist der 
Dienstleistungssektor mit gut 10% derzeit nicht nur die 
höchsten Zuwachsraten unter den drei Sektoren (Landwirt-
schaft, Industrie, Dienstleistungen) aus, sondern stellt mitt-
lerweile auch gut die Hälfte des gesamten Outputs der 
Volkswirtschaft. Auch wenn dieses Erstarken des Dienst-
leistungssektors u.a. durch einen übermäßig aufgeblähten 
Finanzdienstleistungssektor bedingt ist, bleibt doch der 
Fakt, dass mit dem Binnenkonsum und dem Dienstleis-
tungssektor genau jene Bereiche substanziell erstarkt sind, 
die grundsätzlich befähigt erscheinen, ein neues Fundament 
für China 2.0 zu bilden. Auf der anderen Seite schrumpft 
das Volumen des Außenhandels in erster Linie in genau je-
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nen Bereichen, die aus Kostengründen und strategischen 
Erwägungen heraus abgebaut werden sollen: dem Lohn-
veredelungshandel mit geringen chinesischen Wertschöp-
fungsanteilen. 

Beachtenswert ist zudem, dass trotz der massiven Abgabe 
arbeitsintensivere Produktion an nachfolgende Volkswirt-
schaft und der umfassenden Automatisierungsbewegung 
in der chinesischen Industrie, in der Volkswirtschaft insge-
samt 2015 13 Mio. Arbeitsplätze mehr geschaffen werden 
konnten, als im Strukturumbruch weggefallen sind. Dieser 
Zugewinn an Arbeitsplätzen in einem Arbeitsmarkt, der von 
Automatisierungsbestrebungen und einer sinkenden Anzahl 
von Erwerbsfähigen geprägt ist, weist darauf hin, dass ein 
beachtliches Aufnahmevermögen existiert, um den zwin-
gend notwendigen Abbau von Arbeitsplätzen bei jenen In-
dustrien mit erheblichen Überkapazitäten wie z.B. Stahl, 
Aluminium, Zement, Solarpanelen etc. sozialverträglich zu 
akkommodieren.

Es erscheint von daher nicht gerechtfertigt, bereits jetzt den 
Zusammenbruch der chinesischen Wachstumsgeschichte 
zu postulieren. Die Volkswirtschaft befindet sich vielmehr 
derzeit noch innerhalb der Bahnen eines Soft-landing-Pro-
zesses und nicht in akuter Gefahr eines Kollapses. 

Die wichtigsten Implikationen dieser Entwicklungen in China 
auf die Rolle des Landes in der globalen Arbeitsteilung und 
letztlich für Dynamik und Struktur der Weltwirtschaft kom-
men in den folgenden Bereichen zum Tragen:

–– Verlagerung von lohnveredelungsbasierten Güterströmen 
(Vor- und Endprodukte) aus China zu weniger entwickel-
ten Volkswirtschaften primär in Süd- und Südostasien 
sowie Afrika. Von diesem Effekt gehen grundsätzlich kei-
ne Veränderungen auf die global gehandelten Volumina 
dieser Güter aus; es kommt lediglich zu Verschiebungen 
der Akteurstruktur.

–– Graduelle Ausweitung des Exports von Gütern mit höhe-
rem chinesischem Wertschöpfungsanteil und technolo-
gischer Komplexität aus China. Während ein entspre-
chender Trend bereits seit Beginn des Jahrzehnts 
aufgesetzt ist, ist nun von einer moderaten Entwicklungs-
dynamik auszugehen. 

–– Absoluter Rückgang der chinesischen Nachfrage nach 
Investitionsgütern und Rohstoffen mit entsprechenden 
Effekten auf global gehandelte Volumina und Preise.

–– Ausweitung der Exporttätigkeit chinesischer Industrien 
mit hohen Überkapazitäten, wie Aluminium, Stahl etc. 
Derartige Exportvorstöße treffen auf einen grundsätzlich 
gesättigten Markt und rufen somit Verdrängungseffekte 
hervor. Eine Intensivierung von Handelsstreitigkeiten, An-
ti-Dumping- und Countervailing-Duty-Verfahren ist zu 
erwarten. 

–– Intensivierung chinesischer Direktinvestitionen im Aus-
land: (i) im Zuge eines offshorings lohnintensiver Ferti-
gungsprozesse, (ii) der Expansion bislang binnenländi-
scher Geschäftsmodelle und Marken auf globalen 
Märkten (Konsum- und Investitionsgüter), (iii) dem Be-
streben, ausländische Kompetenzen im Bereich Inge
nieurswesen, Innovation und Produktentwickelung zu 
erschließen. 

–– Strukturverschiebung ausländischer Direktinvestitionen 
in China weg von exportorientierter Fertigung hin zu Ge-
schäftsmodellen, die auf den chinesischen Binnenmarkt 
und insbesondere Konsumenten abzielen. 

In Summe sind somit in erster Linie Strukturverschiebungen 
zu beobachten und auch weiterhin zu erwarten. Insgesamt 
dürfte die relative Bedeutung Chinas im globalen Güterver-
kehr in den kommenden Jahren zurückgehen. Die Präsenz 
chinesischer Unternehmen mit Niederlassungen und Betei-
ligungen im Ausland dürfte demgegenüber deutlich anstei-
gen. Eine grundlegende Eintrübung der globalen Konjunktur 
ist aber aus den aktuellen Veränderungen in China nicht zu 
erwarten – mit Ausnahme eines deutlichen Nachfrageein-
bruchs im Bereich der Investitionsgüter, Erze etc. für den 
mit nachlassender Aktivität in China ein zentraler Absatz-
markt wegbricht. 

Die europäischen Volkswirtschaften könnten Ende dieses 
Jahres allerdings einem gänzlich anders gearteten Schock 
ausgesetzt sein. Im Dezember dieses Jahres jährt sich der 
Beitritt der VR China zur WTO zum fünfzehnten Mal. In der 
EU wird hinter den Kulissen derzeit intensiv darüber disku-
tiert, ob China zu diesem Anlass der Status einer »Markt-
wirtschaft« zugestanden werden solle bzw. müsse. Die Ge-
währung dieses Status hätte einschneidende Folgen für die 
Behandlung von Handelsstreitigkeiten der EU mit China. Bei 
der Bewertung von Dumping-Vorwürfen gegen chinesische 
Exporteure könnte die EU dann nicht mehr auf Preisstruk-
turen in – definitiv marktwirtschaftlich organisierten – Ver-
gleichsländern zurückgreifen, sondern müsste die ausge-
wiesenen chinesischen Preise als korrekt hinnehmen. Der 
Nachweis von Dumping-Tatbeständen wäre faktisch nicht 
mehr möglich.

Ein derartiges Vorgehen aber würde der Realität der Preis-
gestaltung und unternehmerischen Entscheidungsfindung 
in China nicht gerecht werden. Trotz des äußeren Bildes 
eines turbo-kapitalistischen Regimes bleibt die chinesische 
Wirtschaftsordnung bis zum heutigen Tage von einem engen 
Nexus zwischen Staat und Unternehmen geprägt, bei dem 
die Grenzen zwischen Regulierern und Regulierten bewusst 
verschwimmen. Die grundlegenden strategischen und struk-
turbildenden Entscheidungen, wie auch wichtige Eckpreise 
der chinesischen Volkswirtschaft (Kapital, Boden, Elektrizi-
tät, Koks, Wasser etc.) werden jenseits von Märkten getrof-
fen und zum Teil für einzelne Akteure individuell festgelegt. 
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Sie entstehen unter unmittelbarer Kontrolle und Steuerung 
der chinesischen Regierung, d.h. der Kommunistischen Par-
tei. Eine wettbewerbliche Selektion von Marktteilnehmern 
findet in vielen Bereichen nicht statt. 

Diese Konstitution der chinesischen Volkswirtschaft macht 
sie auf einer grundlegenden Ebene inkompatibel mit der 
europäischen Wirtschaftsordnung. Ohne einen ordnungs-
politischen Filter, der eine Eins-zu-Eins-Übertragung von 
verzerrten Preisen aus China in den europäischen Wirt-
schaftszusammenhang verhindern könnte, steht die Funk-
tionsfähigkeit der europäischen Wirtschaftsordnung auf dem 
Spiel. Die Gewährung des Marktwirtschaftsstatus an China 
würde letztlich die wettbewerbliche Ordnung Europas per 
se und somit ihren wichtigsten Garanten für Wohlfahrt und 
dynamische Entwicklung in Gefahr bringen. 

Europa hat es somit in der Hand, den gefährlichsten Trans-
missionskanal für negative Konjunktur- und Wachstums-
schocks aus China geschlossen zu halten. 
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Kann das Pariser Klimaabkommen funktionieren?
Nachtrag: Anspruch und Wirklichkeit: 

Ist das Klimaabkommen, das auf der Weltklimakonferenz in Paris im Dezember 2015 beschlossen 

wurde, ein wichtiger Schritt für den weltweiten Klimaschutz, oder wird die Strategie der freiwilli-

gen Selbstverpflichtung der Staaten auf Klimaschutzbeiträge das Klimaziel verfehlen? Ergänzend 

zu den Beiträgen im ifo Schnelldienst 3/2016 kommentiert Mojib Latif die Ergebnisse der Pariser 

Klimakonferenz.

Wo stehen wir nach dem 
Klimavertrag von Paris?

Auf der 21. UN-Klimakonferenz in Paris 
(Conference of the Parties, COP 21) Ende 
2015 haben sich die Staaten darauf ver-
ständigt, die Erderwärmung auf »deutlich 
unter 2°C gegenüber der vorindustriellen 
Zeit zu halten und Anstrengungen zu un-
ternehmen, die Erderwärmung auf 1,5°C 
zu begrenzen«.1 Man hofft, dass sich 
dann zum Beispiel irreversible, d.h. un-
umkehrbare Prozesse vermeiden lassen, 
wie etwa das unwiderrufliche Abschmel-
zen des grönländischen Eisschilds mit ei-
nem global gemittelten Meeresspiegelan-
stieg von sieben Meter. Andere Beispiele 
wären drastische Änderungen in den at-
mosphärischen und ozeanischen Strö-
mungsmustern oder das Kippen von 
Ökosystemen auf Land oder in den Mee-
ren. Es gibt allerdings bezogen auf die 
Lage der Schwellenwerte, bei deren 
Überschreitung derartige Änderungen 
einsetzen, eine große Unsicherheit in der 
Forschung: Möglicherweise liegen die 
Schwellenwerte höher, als es die Wissen-
schaft gegenwärtig annimmt, vielleicht 
haben wir einige dieser Werte bereits 
überschritten. Aus diesem Grund ist stets 
die geringste noch mögliche Erwärmung 
als politisches Ziel zu formulieren. Das hat 
man mit dem Pariser Abkommen getan, 
was zu begrüßen ist. Allerdings ist die Be-
grenzung der Erderwärmung auf deutlich 
unter 2°C eine wahre Herkulesaufgabe, 
was schnelles Handeln erfordert.

Bewertung des Klimavertrags

Man kann den Vertrag von Paris mit einem 
lachenden und einem weinenden Auge 

 1	 United Nations, Adoption to the Paris Agreement, 
12. Dezember 2015, verfügbar unter: http://unf-
ccc.int/resource/docs/2015/cop21/eng/l09.pdf.

betrachten. Das Zustandekommen des 
Klimavertrags an sich ist erfreulich, weil 
sich alle Staaten zum Klimaschutz beken-
nen und sich darin einig sind, dass man 
die Anstrengungen diesbezüglich verstär-
ken muss. Die Übereinkunft von Paris 
kommt sehr spät. Wir haben kostbare Zeit 
verstreichen lassen. Jahrzehntelang hat 
es keinen internationalen Klimaschutz ge-
geben, obwohl die Klimaproblematik be-
kannt gewesen war. An vollmundigen An-
kündigungen seitens der Weltpolitik hat 
es nicht gemangelt, es hat einen »gefühl-
ten« Klimaschutz gegeben. Jetzt muss 
die Zeit des Handels beginnen. Lippen-
bekenntnisse haben keinen Platz mehr, 
die schnelle Umsetzung der Ziele von Pa-
ris ist gefragt. Erinnern wir uns: Bereits 
1992 hat sich die Staatengemeinschaft in 
Rio de Janeiro in der Klimarahmenkon-
vention der Vereinten Nationen2 verpflich-
tet, eine »gefährliche anthropogene Stö-
rung des Klimasystems« zu verhindern. 
Übersetzt heißt dies, die Erderwärmung 
auf deutlich unter 2°C zu begrenzen. Ein 
Vierteljahrhundert später feiert man einen 
Vertrag, der genau das festschreibt. Die 
Treibhausgasemissionen sind seit der Kli-
marahmenkonvention von Rio förmlich 
explodiert. Deswegen darf der Klima-
schutz jetzt nicht mehr auf die lange Bank 
geschoben werden, der globale Treib-
hausgasausstoß muss rasch sinken.

Der Vertrag von Paris beruht auf Selbst-
verpflichtungen der einzelnen Länder, 
nur deswegen haben ihm alle Staaten 
zugestimmt. Die Selbstverpflichtungen 
sind jedoch nicht ambitioniert genug, 
»natürlich nicht« ist man geneigt hinzu zu 
fügen. Sie würden bei selbst optimisti-
scher Extrapolation der nationalen Poli-
tiken bis zum Ende des Jahrhunderts 
dazu führen, dass sich die Erde um 
knapp 3°C erwärmt. Die Risiken in Folge 
dieser für die Menschheit in Ausmaß und 

 2	 United Nations, Framework Convention of Cli
mate Change, 1992, verfügbar unter: https://unf-
ccc.int/resource/docs/convkp/conveng.pdf.

 *	 Prof. Dr. Mojib Latif ist Meteorologe und Klimafor-
scher am GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Oze-
anforschung Kiel und der Christian-Alb-
rechts-Universität zu Kiel.

Mojib Latif*
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Geschwindigkeit einmaligen Erderwärmung wären unkal-
kulierbar. Es bleibt also noch viel auf der weltpolitischen 
Ebene zu tun. Der Vertrag von Paris kann nur der Anfang 
eines politischen Prozesses sein. Nach der Konferenz ist 
vor der Konferenz!

Die Ursache des Klimawandels

Die Hauptursache des Klimaproblems liegt im Ausstoß von 
Treibhausgasen durch den Menschen, allen voran Kohlen-
dioxid (CO2). Das CO2 entsteht in erster Linie durch die Ver-
feuerung der fossilen Brennstoffe Kohle, Öl und Gas zur 
Energiegewinnung. Wirksamer Klimaschutz beginnt dem-
nach mit dem Umbau der weltweiten Energiesysteme und 
der Entwicklung alternativer Mobilitätskonzepte. Große 
Mengen an Treibhausgasen entstehen außerdem in der 
Landwirtschaft und durch Landnutzungsänderungen wie 
etwa die Brandrodungen der tropischen Regenwälder oder 
die Trockenlegung von Mooren. Das Verbrennen der tropi-
schen Regenwälder zum Beispiel kann man einfach nur als 
ökologischen Wahnsinn bezeichnen und könnte innerhalb 
weniger Jahre gestoppt werden. Wiederaufforstung wie 
auch die Renaturierung von Mooren wären Möglichkeiten, 
der Atmosphäre CO2 zu entziehen. Bei den Landnutzungs-
änderungen wären also signifikante CO2-Einsparungen 
schnell möglich. Allein der politische Wille fehlt.

Schauen wir uns das Schicksal des vom Menschen im Zeit-
raum 2005–2014 ausgestoßen CO2 etwas genauer an.3 
Knapp die Hälfte (44%) verblieb in der Atmosphäre und ließ 
den CO2-Gehalt der Luft weiter steigen. Und der ist heute 
schon so hoch wie seit mindestens 800 000 Jahren nicht 
mehr, was man aus Eisbohrungen in der Antarktis weiß (vgl. 
Lüthi et al. 2008). Lag der vorindustrielle Wert noch bei 
280 ppm (ppm: Teile pro einer Million), so hat die CO2-Kon-
zentration inzwischen die Marke von 400 ppm überschritten 

 3	 Vgl. http://www.globalcarbonproject.org/carbonbudget/index.htm.

(vgl. Abb. 1). Das ist ein Zuwachs von ca. 40%. Das ver-
deutlicht, wie außergewöhnlich der derzeitige CO2-Anstieg 
in der Atmosphäre ist.

Das Land nahm in der Dekade 2005–2014 30% des aus-
gestoßenen CO2 auf, 26% nahmen die Meere auf. Die 
CO2-Aufnahme durch die Ozeane bedeutet neben der Mee-
reserwärmung selbst eine weitere, in der Öffentlichkeit bisher 
kaum bekannte Gefahr: Die Ozeane werden saurer, weil sich 
CO2 im Meerwasser löst. Außerdem verringert sich das An-
gebot an Karbonat. Beide Effekte durch die marine CO2-Auf-
nahme bedrohen die Lebewelt in den Ozeanen. Wie zum 
Beispiel kalkbildende Mikroorganismen, die oftmals am Be-
ginn der Nahrungskette stehen. Damit ist auch eine unserer 
zentralen Ernährungsgrundlagen gefährdet. Die Ozeanver-
sauerung ist ein reines CO2-Problem, es wird so lange fort-
bestehen, wie die Menschen CO2 in großen Mengen in die 
Luft blasen. Sie betrifft auch die tropischen Korallenriffe, die 
zudem unter der Meereserwärmung leiden und schon in 
einigen Jahrzehnten irreparable Schäden erleiden könnten. 
Es steht außerdem zu befürchten, dass sowohl die terrest-
rische wie auch die marine CO2-Senke an Effizienz verlieren 
werden, wodurch sich der in der Atmosphäre verbleibende 
Anteil der CO2-Emissionen erhöhen würde, was die globale 
Erwärmung beschleunigen würde.

Klimaänderungen seit Beginn der 
Industrialisierung

Das Weltklima ändert sich rasant infolge der steigenden at-
mosphärischen Treibhausgasemissionen. Der Weltklimarat, 
der IPCC4, sagt in seinem letzten, fünften Sachstandsbericht 
der Arbeitsgruppe I5 kurz und knapp: »Der menschliche Ein-
fluss auf das Klima ist klar«. So neu ist diese Erkenntnis nicht, 
die Hunderte von Wissenschaftlern aus den verschiedensten 
Ländern zu Papier gebracht haben. In allen bisherigen Be-
richten des IPCC – der erste erschien 1990 – findet man 
klare Hinweise auf die Beeinflussung des Klimas durch den 

Menschen. Es ist überdies schon seit weit 
über 100 Jahren bekannt, dass »Spurenga-
se« wie CO2 die Erdoberfläche und die un-
teren Luftschichten erwärmen. Der schwe-
dische Chemienobelpreisträger Svante Arr-
henius hat 1896 hat die ersten quantitativen 
Berechnungen zum Einfluss des CO2 publi-
ziert und gezeigt, dass sich die Erde als Fol-
ge eines starken atmosphärischen CO2-An-
stiegs erheblich erwärmen würde (Arrhenius 
1896). Genau das ist geschehen. Die mittle-
re Erdoberflächentemperatur ist seit Beginn 
des 20. Jahrhunderts allmählich gestiegen 

 4	 Vgl. Intergovernmental Panel on Climate Change, 
http://www.ipcc.ch.

 5	 Verfügbar unter: http://www.climatechange2013.
org/images/report/WG1AR5_SPM_FINAL.pdf.
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(vgl. Abb. 2). Dabei hat der Mensch mindestens die Hälfte 
der Erderwärmung seit Mitte des 20. Jahrhunderts zu ver-
antworten.

Seit Beginn der Industrialisierung ist die globale Durch-
schnittstemperatur der Erde um etwa 1°C angestiegen. Das 
klingt nach wenig, ja geradezu nach lächerlich wenig. Wenn 
man aber bedenkt, dass der globale Temperaturanstieg vom 
Höhepunkt der letzten Eiszeit vor etwa 20 000 Jahren bis 
zum Beginn der gegenwärtigen Warmzeit vor etwa 
10 000 Jahren ca. 5°C betragen hat, erscheint das eine 
Grad Erderwärmung schon in einem ganz anderen Licht. 
Für Deutschland liegt der Temperaturanstieg etwas höher 
bei etwa 1,3 Grad.6 Die Arktis ist die Region auf der Welt, 
die sich am schnellsten erwärmt. 14 der 15 global wärmsten 
Jahre seit Beginn der flächendeckenden instrumentellen 
Messungen liegen in diesem Jahrhundert. 2015 war das 
bislang wärmste Jahr. Selbstverständlich gibt es natürliche 
Schwankungen, der langfristige Trend weist jedoch klar nach 
oben.

Wir Menschen sind die Hauptverantwortlichen für die Er-
wärmung des Planeten – und der damit angestoßene Kli-
mawandel birgt große, schwer abschätzbare Risiken. Welt-
weit erhöht sich die Zahl extremer Hitzetage, auch in 
Deutschland. Betrachtet man alle Landregionen zusam-
men, ergeben sich weitere Trends. Es häufen sich Stark
niederschläge, Hochwasser und Dürren. Die Eispanzer 
Grönlands und der Westantarktis und fast alle Gebirgsglet-
scher schmelzen und lassen die Meeresspiegel immer 
schneller steigen. Der Meeresspiegel stieg seit Beginn des 
20. Jahrhunderts im weltweiten Durchschnitt um ca. 
20 cm, wobei es jedoch große regionale Unterschiede gibt. 
Die Rate liegt derzeit global gemittelt bei etwas über 3 mm/
Jahr, den schnellsten Anstieg während der letzten Jahre 
mit etwa 1 cm/Jahr finden wir im westlichen tropischen 

 6	 Vgl. http://www.dmg-ev.de/wp-content/uploads/2015/12/Stellungnah-
me.pdf.

Pazifik. Die Ozeane erwärmen sich bis in 
große Tiefen, auch dadurch steigt der Mee-
resspiegel, weil sich das erwärmte Wasser 
ausdehnt. Die Meere haben in den letzten 
40 Jahren über 90% der Wärme aufgenom-
men, die durch den Anstieg der Treibhaus-
gase in der Atmosphäre zurückgehalten 
worden ist.

Wie realistisch ist es, die 
Erderwärmung auf »deutlich unter 
2°C« zu begrenzen?

Wie weit ist der Klimawandel schon fortge-
schritten? Auf welches Maß können wir die 
Erderwärmung noch begrenzen? Und wie 

sehen mögliche Zukunftsszenarien aus? Eines ist so gut 
wie sicher: Eine Begrenzung der Erderwärmung auf 1,5°C, 
so wie es in dem Klimavertrag von Paris als Option steht, 
ist schon so gut wie ausgeschlossen! Wenn zum Beispiel 
der CO2-Gehalt der Luft nicht weiter steigen und auf dem 
heutigen Stand »eingefroren« werden soll, müssten die welt-
weiten CO2-Emissionen sofort um ca. 60–70% sinken und 
sich mit der Zeit noch weiter verringern. Selbst in diesem 
Fall würde die Durchschnittstemperatur der Erde immer 
noch um ein paar Zehntel Grade Celsius während der kom-
menden Jahrzehnte steigen. Nur wenn die weltweiten Treib-
hausemissionen sofort auf nahezu null sinken würden, 
könnte man das Ziel erreichen, die Erderwärmung auf 
höchstens 1,5°C zu begrenzen. Diese Betrachtungen ver-
deutlichen, dass selbst die Begrenzung der Erderwärmung 
auf »deutlich unter 2°C« immer noch eine wahre Herkules-
aufgabe darstellt.

Nach einer schnellen Reduzierung der globalen Treibhaus-
gasemissionen sieht es derzeit überhaupt nicht aus. In der 
Tat ist die bisherige Bilanz der internationalen Klimaschutz-
politik ernüchternd: Allein die weltweiten CO2-Emissionen 
sind seit 1990 um rund 60% gestiegen.7 Anspruch und 
Wirklichkeit könnten nicht weiter auseinander liegen als 
beim Klimaschutz. Bei Zugrundelegung realistischer Sze-
narien für die zukünftige Entwicklung der globalen Treib-
hausemissionen kommt Skepsis auf, ob die Weltgemein-
schaft das Ziel von Paris erreichen kann. Das optimis-
tischste Szenario geht davon aus, dass sich die Emissio-
nen in den kommenden Jahren stabilisieren werden, sich 
danach deutlich verringern, aber erst während der zweiten 
Hälfte des Jahrhunderts auf null sinken und für den Rest 
des Jahrhunderts negativ sind. Nur dann würde man mit 
hoher Wahrscheinlichkeit die Erderwärmung auf unter 2°C 
begrenzen können. Das scheint aus heutiger Sicht gera-
dezu utopisch sein. Möglich wäre es allemal! Dazu müss-

 7	 Vgl. Global Carbon Project, http://www.globalcarbonproject.org/carbon-
budget/index.htm.
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te es aber den Willen aller Länder geben, das Klimapro
blem auf nachhaltige Weise zu lösen wie auch eine große 
Solidarität zwischen den Ländern, insbesondere zwischen 
den Industrienationen und den Entwicklungs- und Schwel-
lenländern.

Dennoch gibt es begründete Hoffnung, dass sich die Din-
ge in den kommenden Jahren zum Besseren wenden wer-
den. Inzwischen haben sich die Bedingungen geändert, 
unter denen die internationalen Verhandlungen zum Klima-
schutz stattfinden. Die Diskussion darüber ob es einen 
anthropogenen Klimawandel gibt, gehört der Vergangen-
heit an. Die Schäden durch den Klimawandel manifestieren 
sich immer deutlicher in vielen Regionen der Welt. Die 
erneuerbaren Energien sind auf dem Vormarsch. So lag ihr 
Anteil an der Stromversorgung 2015 weltweit schon bei 
etwa 25% und in Deutschland sogar über 30%8, mit stei-
gender Tendenz. Darüber hinaus sinkt die Energie- und 
Kohlenstoffintensität der Weltwirtschaft. Zudem wurden 
schon 2013 und 2014 weltweit mehr Kapazitäten im Er-
neuerbare-Energien-Bereich installiert als in den fossilen 
und nuklearen Energiesektoren zusammen. Papst Franzis-
kus hat 2015 in seiner Umweltenzyklika die Ergebnisse der 
Klimawissenschaft aufgegriffen und politische Konsequen-
zen angemahnt. Und schließlich haben sich 2015 die Re-
gierungschefs auf dem G-7-Gipfel im bayerischen Elmau 
zur Dekarbonisierung bekannt, d.h. zu einer Weltwirtschaft 
ohne fossile Brennstoffe.

Leider konnte man sich in Paris nicht darauf einigen, das 
Wort Dekarbonisierung in den Vertragstext aufzunehmen. 
Man spricht nur noch davon, in der zweiten Hälfte des Jahr-
hunderts einen Ausgleich zu schaffen zwischen dem anth-
ropogenen Ausstoß von Treibhausgasen und den Senken. 
Damit hat man sich eine Hintertür offen gehalten: Die Länder 
müssen streng genommen gar nicht aus den fossilen Brenn-
stoffen aussteigen. Technische Lösungen sind nach wie vor 
möglich, zum Beispiel das Abscheiden von CO2 aus Kohle-
kraftwerken und seine Verbringung unter der Erde oder im 
Meeresgrund, wenn man diese als CCS (Carbon Dioxide 
Capture and Storage) bezeichnete Methode als Senke de-
finiert. Zudem sind viele Formulierungen des Pariser Vertra-
ges sehr schwammig. So möchte man den Höhepunkt der 
globalen Treibhausgasemissionen »so schnell wie möglich« 
erreichen, was immer das heißen mag.

Das Vorsorgeprinzip muss Vorrang haben

Wir stehen heute vor ganz neuen Herausforderungen. Beim 
Klimawandel handelt es sich um ein sogenanntes systemi-
sches Risiko. Wir leben in einer Zeit beschleunigter techno-

 8	 Vgl. https://www.ise.fraunhofer.de/de/daten-zu-erneuerbaren-energien/
daten-zu-erneuerbaren-energien#title-ee36c5dd3b30a9edf6f-
624407abf0fdb.

logischer und gesellschaftlicher Entwicklung sowie einer zu-
nehmenden globalen Vernetzung in Wirtschaft, Kommuni-
kation, Politik und Kultur. Einfache Ursache-Wirkung Prinzi-
pien gelten nicht mehr. Ein als harmlos eingeschätztes Er-
eignis kann selbst über große Entfernungen oder nach einer 
langen Zeit ungeahnte Folgen haben, die die Funktionsfä-
higkeit der Staatengemeinschaft gefährden. Die Schäden 
infolge eines ungebremsten Klimawandels werden nicht nur 
die Umwelt betreffen, sondern können auch ökonomischer 
Natur sein oder die Sicherheitsarchitektur auf der Erde be-
treffen: Eine weltweite Rezession wäre wahrscheinlich9 und 
weiter zunehmende Flüchtlingsströme eine mögliche weite-
re Folge.10

Weil anthropogenes CO2 sehr lange, d.h. über viele Jahr-
zehnte in der Atmosphäre verbleibt, ist es unerheblich, wo 
genau das Gas dorthin gelangt. Es zählt nur der weltweite 
Treibhausgasausstoß für die zu erwartende globale Klimaän-
derung, und die wird alle Länder betreffen. Alle Staaten sit-
zen deswegen im selben Boot. Noch haben wir es in der 
Hand, die Erderwärmung auf »deutlich unter 2°C zu begren-
zen«, wie im Pariser Abkommen vereinbart. Selbst dann 
würde vermutlich eine Reihe von Inselstaaten untergehen, 
und die meisten tropischen Korallen wären dem Tod ge-
weiht. Couragiertes und schnelles Handeln ist nun geboten, 
national und international. Der Vertrag von Paris ist ein wich-
tiges politisches Signal. Alle Delegationen haben ihn unter-
zeichnet. Damit hat man Einigkeit demonstriert. Alle Staaten 
müssen jetzt aber über ihren eigenen Schatten springen und 
noch erheblich mehr leisten als das, was sie in Paris ver-
sprochen haben, in den kommenden Jahrzehnten zu tun. 
Die Hauptverursacher des Klimaproblems sind die Indust-
rienationen, denn sie haben über viele Jahrzehnte große 
Mengen Treibhausgase ausgestoßen. Das gilt insbesonde-
re für die USA und Europa. Sie und auch Länder wie Kana-
da oder Australien müssen vorangehen, zeigen, dass Wohl-
stand und Umweltschutz zusammengehören. Die Schwel-
lenländer wie China, Brasilien oder Indien werden nur dann 
folgen.

Schauen wir aber optimistisch in die Zukunft. Vielleicht ist 
der Peak der globalen Treibhausgasemissionen schon er-
reicht, auch ohne dass man sich in Paris auf ein konkretes 
Datum für dessen Erreichen geeinigt hat. Die vorläufigen 
Zahlen lassen in der Tat Hoffnung aufkommen. 2015 könn-
te der weltweite CO2-Ausstoß sogar leicht gesunken sein. 
Zum heutigen Zeitpunkt ist es jedoch schwer zu beurteilen, 
ob es tatsächlich eine Trendwende gibt, die nächsten Jahre 
werden es erst zeigen. Die Zeit für Tricksereien und Wort
akrobatik jedenfalls ist abgelaufen. Es zählen jetzt nur noch 
Taten, und die müssen schnell erfolgen. Sonst ist der Klima-
vertrag von Paris nichts wert.

 9	 Vgl. http://www.deutsches-klima-konsortium.de/fileadmin/user_upload/ 
2011_Downloads/061130_Stern-Report_-_Zusammenfassung.pdf.

 10	 Vgl. http://www.climate-service-center.de/012291/index_0012291.html.de.
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mit Hilfe der ifo Lagerbeurteilung
Vorhersage der Revisionen der Vorratsveränderungen

Timo Wollmershäuser

Vorratsveränderungen werden in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen auf der Verwen-

dungsseite des Bruttoinlandsprodukts als Bestandteil der Bruttoinvestitionen nachgewiesen. Wäh-

rend die vierteljährlichen Vorratsveränderungen für sich genommen schon entscheidend die kon-

junkturelle Entwicklung der deutschen Wirtschaft prägen, haben nachträgliche Änderungen bereits 

veröffentlichter Daten eine nahezu ähnlich große Bedeutung. Im vorliegenden Beitrag sollen diese 

Revisionen genauer untersucht werden. Als zentrales Ergebnis kann festgehalten werden, dass 

die häufigen und zum Teil beträchtlichen Revisionen der Vorratsveränderungen nicht rein zufällig 

stattfinden. Vielmehr lassen sie eine gewisse Systematik erkennen, die unter anderem durch die 

ifo Lagerbeurteilung vorhergesagt werden kann.

Vorratsveränderungen werden in den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-
gen (VGR) auf der Verwendungsseite des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) als Bestand-
teil der Bruttoinvestitionen nachgewie-
sen. Sie werden berechnet als Verände-
rung des Bestandes an Vorleistungsgü-
tern, unfertigen Erzeugnissen, Fertigwa-
ren und Handelswaren zwischen dem 
Ende und dem Anfang einer Berichtspe-
riode und in Durchschnittspreisen der 
Periode bewertet (vgl. Statistisches Bun-

desamt 2007a; Abberger und Nierhaus 
2015). 

Auf den ersten Blick scheint die gesamt-
wirtschaftliche Bedeutung der Vorratsver-
änderungen gering. So lag die vierteljähr-
liche Veränderung der Lagerbestände im 
Zeitraum von 1991 bis 2015 zwischen 
− 12 und + 9 Mrd. Euro und schwankte 
damit gerade einmal zwischen − 1,9 und 
+ 1,4% des nominalen BIP. Aus konjunk-
tureller Sicht jedoch ist der Impuls, der 
sich aus der Veränderung der Vorratsver-
änderung gegenüber dem Vorquartal er-
gibt, von wesentlich größerer Relevanz. 
So lag der nominale Impuls, gemessen 
als Veränderung der Vorratsveränderun-
gen in jeweiligen Preisen (in Mrd. Euro), 
zwischen − 10 und + 16 Mrd. Euro. In 
realer Rechnung, d.h. auf Vorjahrespreis-
basis, bewegen sich die Wachstumsbei-
träge zur realen Verlaufsrate (Veränderung 
gegenüber dem Vorquartal in Prozent) 
des BIP zwischen − 1,7 und + 1,9 Pro-
zentpunkte, und damit in einer ganz ähn-
lichen Bandbreite wie die Verlaufsrate des 
BIP selbst (vgl. Abb. 1). 

Während dieser sogenannte Lagerimpuls 
für sich genommen bereits entscheidend 
die konjunkturelle Entwicklung der deut-
schen Wirtschaft prägt, haben Revisionen 
der Vorratsveränderungen eine nahezu 
ähnlich große Bedeutung. Da Informatio-
nen über die Vorratsbestände nur als Jah-
resergebnisse vorliegen, werden die Vor-
ratsveränderungen in den vierteljährlichen 
und vorläufigen Rechnungen praktisch 
nur als Differenzgröße ermittelt und des-
halb im Zuge der regelmäßigen Neube-
rechnungen der VGR oft spürbar korri-
giert (vgl. Strohm 1997; Grömling 2002).

Im vorliegenden Beitrag sollen diese Re-
visionen genauer untersucht werden. In 
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Reales BIP
Häufigkeit

Veränderung gegenüber Vorquartal in Prozent

.
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einem ersten Schritt wird die quantitative Bedeutung der 
nachträglichen Datenkorrekturen bei den Vorratsverände-
rungen dargestellt. Dabei wird insbesondere auch auf den 
Zusammenhang mit den Revisionen des BIP und anderer 
Verwendungsaggregate eingegangen. In einem zweiten 
Schritt wird dann der Frage nachgegangen, ob die Revisi-
onen der Vorratsveränderungen prognostiziert werden kön-
nen. Ein besonderer Fokus wird dabei auf die Rolle der vom 
ifo Institut im Rahmen des monatlichen Konjunkturtests er-
hobenen Beurteilung der Lagerbestände gelegt. 

Quantitative Bedeutung der Revisionen der 
Vorratsveränderungen

Als Datenbasis für die folgenden Untersuchungen werden 
die vierteljährlich seit dem zweiten Quartal 2005 vom Sta-
tistischen Bundesamt veröffentlichten saison- und kalender-
bereinigten Daten der VGR, die in der Echtzeitdatenbank 
der Deutschen Bundesbank archiviert werden, herangezo-
gen.1 In jeder Veröffentlichung gehen die Daten jeweils zu-
rück bis zum ersten Quartal 1991 und reichen bis zu dem 
Quartal, das vor dem Veröffentlichungstermin liegt. Die Ver-
öffentlichung vom Mai 2005 enthält somit Daten bis ein-
schließlich des ersten Quartals 2005; sie umfasst pro Vari-
able 57 Datenpunkte für die Niveaus bzw. 56 Datenpunkte 

 1	 Eigentlich reichen die verfügbaren Rechenstände in der Echtzeitdaten-
bank der Deutschen Bundesbank bis Mai 1999 zur Erstveröffentlichung 
des ersten Quartals 1999 zurück. Allerdings hat das Statistische Bundes-
amt im Mai 2005 mit der Veröffentlichung des ersten Quartals 2005 die 
Berechnung des realen BIP und seiner Verwendungsaggregate von der 
Festpreisbasis auf die Vorjahrespreisbasis umgestellt. Alle realen Größen 
werden somit in den Rechenständen vor Mai 2005 in konstanten Preisen 
und ab Mai 2005 in verketteten Vorjahrespreisen ausgedrückt. Da die 
Verkettung von Saldengrößen mit wechselnden Vorzeichen wie den Vor-
ratsveränderungen problematisch ist (vgl. Nierhaus 2005), wurde mit der 
Umstellung die Veröffentlichung realer Vorratsveränderungen eingestellt 
und lediglich ein realer Wachstumsbeitrag der Vorratsveränderungen 
ausgewiesen. Aus diesem Grund wird bei der Analyse der quantitativen 
Bedeutung der Revisionen der Vorratsveränderungen nur auf Echtzeitda-
tenstände ab Mai 2005 zurückgegriffen.

für die Vorquartalsveränderungen. Erste Re-
visionen der Daten können mit der darauffol-
genden Veröffentlichung im August 2005 be-
rechnet werden, die insgesamt 57 Daten-
punkte für die Vorquartalsveränderungen 
umfasst: Neben der Erstveröffentlichung des 
zweiten Quartals 2005 kann es zu nachträg-
lichen Änderungen der vergangenen 56 Da-
tenpunkte kommen. Die letzte für die vorlie-
gende Auswertung verwendete Veröffentli-
chung ist jene vom August 2015, die Daten 
vom ersten Quartal 1991 bis zum zweiten 
Quartal 2015 umfasst. Insgesamt liegen so-
mit 41 Veröffentlichungstermine vor. Da sich 
mit jedem Veröffentlichungstermin die Anzahl 
der potenziell revidierten Datenpunkte um 
eins erhöht, stehen für die vorliegende Un-
tersuchung insgesamt 3 116 Beobachtun-

gen für die Vorquartalsveränderungen zur Verfügung. 

Beim nominalen Lagerimpuls kommt es sehr häufig zu nach-
träglichen Datenänderungen. Insgesamt wurden 1 920 Da-
tenpunkte und damit 62% der Beobachtungen revidiert. Die 
Revisionen bewegten sich im Bereich von −  8,2 und 
+ 6,1 Mrd. Euro, wobei 44% der Datenänderungen zwischen 
− 0,5 und + 0,5 Mrd. Euro lagen und quantitativ daher eher 
von geringer Bedeutung waren. Auch deshalb ist die Anzahl 
der nachträglichen Datenänderungen in realer Rechnung 
deutlich geringer, da die Wachstumsbeiträge zur Verände-
rung des realen BIP in Prozentpunkten nur gerundet auf die 
erste Nachkommastelle ausgewiesen werden. Aber auch 
beim realen Lagerimpuls wurden 859 Datenpunkte und da-
mit 28% der Beobachtungen revidiert. Die Revisionen rei-
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chen von − 1,2 bis + 0,9 Prozentpunkte (vgl. Abb. 2). Zudem 
gibt es einen engen Zusammenhang zwischen den Revisi-
onen beim nominalen Lagerimpuls und jenen beim realen 
Lagerimpuls (vgl. Abb. 3). 

Am häufigsten kommt es zu rückwirkenden Datenänderun-
gen im Zuge der sogenannten laufenden Revisionen, die 
einmal jährlich die Quartale der bis zu vier zurückliegenden 
Jahre im Zusammenhang mit der Erstveröffentlichung des 
zweiten Quartals im August überarbeitet. Zu diesen gehören 
auch die sogenannten Generalrevisionen, die zuletzt in den 
Jahren 2014, 2011 und 2005 stattfanden und die eine 
grundlegende Überarbeitung der gesamten VGR mit sich 
brachten. Zu den Zeitpunkten dieser großen Revisionen wer-
den im Schnitt 70% aller Datenpunkte des realen Lagerim-
pulses revidiert, während der Anteil der rückwirkenden Da-
tenänderungen bei allen anderen Veröffentlichungen bei 
durchschnittlich nur 12% liegen (vgl. Abb. 4).

Im Vergleich zu den anderen Verwendungsaggregaten des 
realen BIP ist das Ausmaß der durchschnittlichen Revisionen 

– gemessen an der mittleren absoluten Re-
vision (MAR) – bei den Vorratsveränderungen 
mit am größten; auch kommt es beim realen 
Lagerimpuls am häufigsten zu nachträgli-
chen Änderungen (vgl. Tab. 1). Letzteres 
kann durch die residuale Natur dieses Agg-
regates erklärt werden. So werden nachträg-
liche Anpassungen beim realen BIP und den 
anderen Aggregaten, die das Statistische 
Bundesamt infolge neuer Informationen vor-
nimmt, häufig durch entsprechende Gegen-
buchungen bei den Vorratsveränderungen 
vorgenommen. Einen solchen Zusammen-
hang legen auch die signifikanten Korrelati-
onskoeffizienten zwischen den Revisionen 
der realen Lagerimpulse und den Revisionen 
des BIP und seiner Verwendungsaggregate 
nahe (vgl. Tab. 2). Wenn es zu einer Auf-

wärtsrevision bei der Nachfrage nach inländischen Gütern 
und Dienstleistungen (private Konsumgüternachfrage, Aus-
rüstungsinvestitionen, Bauinvestitionen und Exportnachfra-
ge) kommt, werden die Vorratsveränderungen nachträglich 
reduziert. Somit kann zumindest ein Teil der Auswirkungen 
der Aufwärtsrevision auf das reale BIP ausgeglichen werden. 
Aus derselben Überlegung heraus dürfte auch die positive 
Korrelation zwischen der Revision der Vorratsveränderungen 
und einer nachträglichen Änderung der Nachfrage nach aus-
ländischen Gütern (Importnachfrage) zu erklären sein. 

Rolle der ifo Lagerbeurteilung für die 
Vorratsveränderungen und ihre Revisionen

Auch wenn die vierteljährlichen Vorratsveränderungen auf-
grund fehlender eigenständiger statistischer Basisinforma-
tion praktisch nur als Restgröße der übrigen Verwen-
dungsseite des BIP ermittelt werden (vgl. Strohm 1997), 
plausibilisiert das Statistische Bundesamt diese Ergebnisse 
regelmäßig anhand der Entwicklung verschiedener Indika-
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Anteil rückwirkend geänderter Datenpunkte des realen Lagerimpulses
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Anmerkungen: Die Daten umfassen 3116 Beobachtungen aus 42 Rechenständen der VGR von Mai 2005 bis 
August 2015. Die Zeitreihen eines jeden Rechenstandes gehen zurück bis zum ersten Quartal 1991.

Balken, grün: Generalrevisionen
Balken, rot: Zeitpunkte der sogenannten laufenden Revisionen

Abb. 4

Tab. 1 
Revisionen des BIP und seiner Verwendungsaggregate (Wachstumsbeiträge) 

 Vorratsver-
änderung 

BIP privater 
Konsum 

Ausrüs-
tungen 

Bauten Exporte Importe 

Ausmaß        
Maximum 0,9 0,5 0,7 0,3 0,3 0,8 0,7 
Minimum – 1,2 – 0,5 – 0,8 – 0,2 – 0,3 – 0,9 – 0,8 
MAR 0,18 0,14 0,14 0,11 0,11 0,18 0,17 
Häufigkeit        
absolut 859 404 575 203 274 493 465 
relativ 28% 13% 18% 7% 9% 16% 15% 
Anmerkung: Für die Berechnung der Statistiken wurden Wachstumsbeiträge in Prozentpunkten und – im Falle des BIP – 
Verlaufsraten in Prozent gewählt, die auf eine Stelle nach dem Komma gerundet sind. Die mittlere absolute Revision (MAR) 
wurde nur für Revisionen berechnet, die nach der Rundung ungleich null sind. Die Daten umfassen 3 116 Beobachtungen 
aus 42 Rechenständen der VGR von Mai 2005 bis August 2015. Die Zeitreihen eines jeden Rechenstandes gehen zurück 
bis zum ersten Quartal 1991. 

Quelle: Echtzeitdatenbank der Deutsche Bundesbank; Berechnungen des ifo Instituts. 
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toren: »Wichtige Anhaltspunkte über die Entwicklung der 
Lagerbestände am aktuellen Rand werden einerseits aus 
der Differenz zwischen monatlichem Produktions- und Um-
satzindex im Verarbeitenden Gewerbe (EVAS 42153, 42152) 
und andererseits anhand der monatlichen Ergebnisse der 
sogenannten ifo Lagerbeurteilung gewonnen« (Statistisches 
Bundesamt 2007b, S. 59). Tatsächlich zeigt sich, dass es 
zwischen den nominalen Vorratsveränderungen der VGR 
und der ifo Lagerbeurteilung einen signifikanten Zusammen-
hang gibt (vgl. Abb. 5). Der Korrelationskoeffizient zwischen 
beiden Variablen beträgt 0,30. Diese Korrelation erhöht sich 
auf 0,35, wenn man einen Vorlauf der ifo Lagerbeurteilung 

bezüglich der nominalen Vorratsveränderungen von einem 
Quartal zulässt.2 Auffällig ist allerdings das starke Auseinan-
derdriften der beiden Zeitreihen am aktuellen Rand. Wäh-
rend die amtliche Statistik auf einen kontinuierlichen Abbau 
der Lagerbestände seit 2012 hindeutet, befindet sich die ifo 
Lagerbeurteilung unterhalb ihres langfristigen Durchschnitts 
(in Höhe von 9,4 Saldenpunkten) und deutet deshalb eher 
nicht auf einen derart ausgeprägten Rückgang hin.

Die Beurteilung des Lagerbestands gehört zu den monatli-
chen Standardfragen des ifo Konjunkturtests für das Verar-
beitende Gewerbe. Dabei wird nicht nach der tatsächlichen 

Veränderung der Lagerbestände gefragt, 
sondern nach einer Bewertung der Höhe der 
Lagerbestände. Im Gegensatz zu den Vor-
ratsveränderungen der VGR beschränkt sich 
die ifo-Befragung im Verarbeitenden Gewer-
be auf die Fertigwarenlager. Somit bleiben 
die in den Vorratsveränderungen der VGR 
eingeschlossenen Veränderungen des Be-
stands an Vorleistungsgütern und unfertigen 
Erzeugnissen in der ifo Lagerbeurteilung un-
berücksichtigt. Die monatlich gestellte Frage 
lautet: »Unseren Bestand an unverkauften 
Fertigwaren empfinden wir als zu klein/aus-
reichend/zu groß«. Die Antworten der Ein-
zelmeldungen (eines Unternehmen oder ei-

 2	 Zur Berechnung der Korrelationskoeffizienten wur-
den aus der monatlichen ifo Lagerbeurteilung Quar-
talsdurchschnitte gebildet.

Tab. 2 
Korrelation der Revisionen 

 
Vorrats-

veränderung 
BIP privater 

Konsum 
Ausrüstungen Bauten Exporte Importe 

Vorratsveränderung 
1       

-----       
859       

BIP 
0,26 1      
(4,85) -----      
329 404      

privater Konsum 
– 0,56 0,30 1     

(– 13,49) (4,71) -----     
396 227 575     

Ausrüstungen 
– 0,18 0,17 0,09 1    
(– 2,18) (1,66) (0,93) -----    

147 98 102 203    

Bauten 
– 0,22 0,43 0,10 0,14 1   
(– 3,27) (5,65) (1,16) (1,09) -----   

217 145 140 61 274   

Exporte 
– 0,54 0,08 0,05 – 0,05 – 0,04 1  

(– 12,38) (1,26) (0,75) (– 0,56) (– 0,51) -----  
376 240 272 113 154 493  

Importe 
0,29 0,11 0,09 0,13 0,13 0,51 1 
(5,75) (1,73) (1,44) (1,31) (1,60) (10,30) ----- 
360 242 261 106 154 298 465 

Vgl. Anmerkung zu Tabelle 1. Die Korrelationskoeffizienten wurden nur für Revisionen berechnet, die ungleich null sind. Die 
Werte in Klammern zeigen t-Statistiken an; die kursiven Werte messen die Anzahl der Beobachtungen. 

Quelle: Echtzeitdatenbank der Deutsche Bundesbank; Berechnungen des ifo Instituts. 
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Vorratsveränderungen und ifo Lagerbeurteilung, 1991–2015
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Anmerkung: Lagerbeurteilung wird invertiert. Vgl. Fußnote 3.
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nes fachlichen Unternehmensteils) einer Produktgruppe (in 
der Regel einem Viersteller der Klassifikation der Wirtschafts-
zweige 2008) werden zunächst anhand der an der Produk-
tion beteiligten Beschäftigtenzahl aggregiert. Anschließend 
wird der Saldo für die Produktgruppe aus den prozentualen 
Anteilen der Unternehmen mit »zu kleinen« und »zu großen« 
Lagerbeständen gebildet.3 Die weitere Zusammenfassung 
der Viersteller-Ergebnisse erfolgt über Bruttowertschöp-
fungsanteile über die nächst höheren Stufen bis zum Verar-
beitenden Gewerbe insgesamt. Die Zeitreihe dieser letzten 
Stufe wird dann mit Hilfe des X-13ARIMA-SEATS-Verfahrens 
um saisonale Einflüsse bereinigt. Der daraus resultierende 
Indikator der ifo Lagerbeurteilung kann zwischen − 100 Sal-
denpunkten (wenn kein Unternehmen seine Lagerbestände 
als zu klein und mindestens ein Unternehmen sie als zu groß 
beurteilt) und + 100 Saldenpunkten (wenn kein Unterneh-
men seine Lagerbestände als zu groß und mindestens ein 
Unternehmen sie als zu klein beurteilt) schwanken. Wenn 
die ifo Lagerbeurteilung bei null liegt, dann halten sich die 
prozentualen Anteile der positiven und negativen Urteile ge-
rade die Waage. Tatsächlich lag die Schwankungsbreite zwi-
schen 1991 und 2015 zwischen − 5,4 und + 30,4 Salden-
punkte bei einem Mittelwert von 9,4 Saldenpunkten.

Die ausgeprägte Korrelation zwischen den nominalen Vor-
ratsveränderungen und der ifo Lagerbeurteilung scheint 
auch bei den Revisionen der nominalen Vorratsveränderun-
gen zum Tragen zu kommen. Abbildung 6 zeigt zwei beson-
ders augenscheinliche Beispiele (2007/2008 sowie 
2010/2011), bei denen bereits veröffentlichte Daten nach-
träglich im Zuge der laufenden Revisionen, die in der zweiten 
Augusthälfte veröffentlicht werden, »in Richtung« des ifo In-
dikators verändert wurden. 

 3	 Dies erklärt den gegenläufigen Verlauf von ifo Lagerbeurteilung und nomi-
nalen Vorratsveränderungen. Um den Zusammenhang zwischen beiden 
Zeitreihen optisch besser darzustellen, wurde deshalb die rechte Achse 
in Abbildung 5 invertiert.

Dieser Zusammenhang zwischen den Revi-
sionen der nominalen Vorratsveränderungen 
und der ifo Lagerbeurteilung soll im Folgen-
den näher untersucht werden. Insbesonde-
re soll der Frage nachgegangen werden, ob 
mit Hilfe der ifo Lagerbeurteilung tatsächlich 
eine systematische Revision der Vorratsver-
änderungen der VGR vorhergesagt werden 
kann. Die Revisionsanfälligkeit offizieller Da-
ten ist insbesondere problematisch für Prog
nostiker und Wirtschaftspolitiker, die in Echt-
zeit Entscheidungen treffen müssen. Je hö-
her die Revisionswahrscheinlichkeit ist, des-
to unzuverlässiger ist die Erstveröffentli-
chung der Daten und damit die Basis der 
Prognosen bzw. der wirtschafspolitischen 
Entscheidung und desto höher ist ihre Feh-
leranfälligkeit. Deshalb ist es von zentraler 
Bedeutung, dass Richtung und Ausmaß et-

waiger Revisionen bereits in Echtzeit Berücksichtigung fin-
den und idealerweise vorweggenommen werden. 

Die Vorgehensweise dieser Untersuchung orientiert sich 
weitgehend an Arbeiten, die einer ähnlichen Fragestellung 
im Hinblick auf Revisionen des BIP und der Industrieproduk-
tion nachgegangen sind (vgl. Mankiw und Shapiro 1986; 
Jacobs und Sturm 2005; Faust, Rogers und Wright 2005; 
Boysen-Hogrefe und Stefan Neuwirth 2012; Bührig und 
Wohlrabe 2015). In diesen Studien wird typischerweise zwi-
schen zwei Sichtweisen zur Interpretation von Revisionen 
unterschieden. Einerseits könnten die Revisionen neue In-
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formationen (»news«) widerspiegeln, die rein zufällig nach 
der Veröffentlichung der Daten bekannt werden und deshalb 
zu nachträglichen Veränderungen bereits veröffentlichter Da-
ten führen. Nach dieser Sichtweise verarbeitet die Statistik-
behörde alle zum Zeitpunkt der Veröffentlichung zur Verfü-
gung stehenden Informationen in optimaler Weise. Der 
»News«-Ansatz würde die These stützen, dass die Vorrats-
veränderungen vorwiegend eine residuale Größe sind, die 
– insbesondere in vierteljährlicher Betrachtung – als Folge 
von neuen Informationen bei den anderen Verwendungsag-
gregaten angepasst wird. Wenn Revisionen tatsächlich Fol-
ge nachträglich neu auftretender Informationen sein sollten, 
dürfte es keinen systematischen Zusammenhang zwischen 
der ersten Datenveröffentlichung Xt

0 der nominalen Vorrats-
veränderungen (gemessen in Mrd. Euro) und der i Quartale 
später folgenden Revisionen  geben:

Entsprechend müssten die Schätzkoeffizienten α und β 
gleich null sein, und die Revisionen R i

t dürften nur rein zufäl-
lig entsprechend der Verteilung des Fehlerterms ut auftreten, 
der die neu auftretenden Informationen widerspiegelt. 

Andererseits könnte es sich bei den Revisionen um Mess-
fehler (»noise«) bei den Erstveröffentlichungen der Daten 
durch die Statistikbehörde handeln. Somit dürften Revisio-
nen keine neuen Informationen enthalten und müssten auf-
grund der zum Zeitpunkt der Veröffentlichung vernachläs-
sigten verfügbaren Informationen vorhersagbar sein. In die-
sem Fall unterläge die Erstveröffentlichung einem systema-
tischen Messfehler, der im Zuge der Folgeveröffentlichungen 
schrittweise korrigiert würde. Entsprechend müssten die 
Schätzkoeffizienten α und β von null verschieden sein.

Im Folgenden wird die verbundene Hypothese α = β = 0 mit 
Hilfe eines F-Tests für die gemeinsame Signifikanz von Koef-
fizienten untersucht. Dabei wird für verschiedene Revisi-
onshorizonte i jeweils eine Gleichung geschätzt, wobei i = 1, 
..., 8. Um die Schätzwerte für die Koeffizienten α und β zu 
bestimmen, wurden Erstveröffentlichungen Xt

0 über den Zeit-
raum 1998Q4 bis 2013Q2 herangezogen. Das Ende des 
Schätzzeitraums ist bedingt durch den längsten Revisi-
onshorizont von i = 8 Quartalen. Demnach ist letzte verwen-
dete Veröffentlichung des Statistischen Bundesamtes jene 
vom 25. August 2015, die das zweite Quartal 2015 ein-
schließt. 

In Abbildung 7 werden die geschätzten Koeffizienten für die 
verschiedenen Revisionshorizonte i = 1, ..., 8 abgebildet. Mit 
Ausnahme der ersten Revision ergibt sich eine signifikante 
Korrektur späterer Veröffentlichungen hin zu kleineren no-
minalen Vorratsveränderungen (α < 0). Außerdem zeigt sich 
ein signifikant negativer Zusammenhang zwischen der Erst-
veröffentlichung und den darauf folgenden Revisionen 
(β < 0). Demnach werden betragsmäßig hohe Erstveröffent-
lichungen der Daten in den darauf folgenden Quartalen sys-
tematisch nach unten revidiert, und betragsmäßig niedrige 
Erstveröffentlichungen nach oben. Die Ergebnisse der 
F-Tests deuten für alle acht Schätzgleichungen darauf hin, 
dass die Hypothese α = β = 0 mit einer Irrtumswahrschein-
lichkeit nahe null abgelehnt werden kann. 

Die Erstveröffentlichungen der nominalen Vorratsverände-
rungen unterliegen somit einem systematischen Messfehler, 
der im Laufe der Zeit korrigiert wird. Insbesondere erfolgt 
die Revision der Daten nicht zufällig, sondern einem vorher-
sagbaren Muster. Mit einer erweiterten Schätzgleichung wird 
im nächsten Schritt der Frage nachgegangen, ob zum Zeit-
punkt der Datenveröffentlichung zusätzliche Informationen 
vorlagen, mit deren Hilfe man die Revisionen vorhersagen 
hätte können. Zu diesem Zweck wird in die bisherige Schätz-
gleichung ein weiterer Regressor Zt eingefügt,

der der Lagerbeurteilung aus dem ifo Konjunkturtest ent-
spricht. Dabei wurden die monatlich vorliegenden Salden 
des ifo Konjunkturtests zu Quartalsdurchschnitten zusam-
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mengefasst. Der Schätzzeitraum erstreckt sich wiederum 
von 1998Q4 bis 2013Q2. 

Abbildung 8 zeigt die geschätzten Koeffizienten für alle acht 
Regressionen. Im Unterschied zur vorhergehenden Schät-
zung ist der Koeffizient α nun für alle Prognosehorizonte 
nicht signifikant von null verschieden. Der negative Zusam-
menhang zwischen der Erstveröffentlichung und den darauf 
folgenden Revisionen, der durch β gemessen wird, ist hin-
gegen weiterhin signifikant und bewegt sich in ganz ähnli-
cher Größenordnung wie in der vorhergehenden Schätzung. 
Zusätzliche Informationen für die Revision der nominalen 
Vorratsveränderungen liefert die ifo Lagerbeurteilung im 
Schnitt für die Revisionen, die mindestens ein Jahr nach der 
Erstveröffentlichung stattfinden. Das negative Vorzeichen 
des geschätzten Koeffizienten γ deutet darauf hin, dass es 
zu einer Aufwärtsrevision der Erstveröffentlichung kommt, 
wenn der Saldo der ifo Lagerbeurteilung negativ ist und da-
mit die Mehrheit der vom ifo Institut befragten Unternehmen 
ihre Lagerbestände als zu groß beurteilt.

Schlussfolgerung

Die häufigen und zum Teil beträchtlichen Revisionen der 
Vorratsveränderungen finden nicht rein zufällig statt. Viel-
mehr lassen sie eine gewisse Systematik erkennen, die un-
ter anderem durch die ifo Lagerbeurteilung vorhergesagt 
werden kann. Während die Erstveröffentlichung der Vorrats-
veränderung offenbar vorwiegend eine Restgröße auf der 
Verwendungsseite der VGR darstellt, scheinen im Zuge der 
Folgeveröffentlichungen nachträgliche Änderungen vorge-
nommen zu werden, die zunehmend die zum Zeitpunkt der 
Erstveröffentlichung bereits zur Verfügung gestandene ifo 
Lagerbeurteilung berücksichtigen. Im Hinblick auf die seit 
geraumer Zeit starke Divergenz zwischen den Vorratsver-
änderungen der VGR und der ifo Lagerbeurteilung kann so-
mit auf Basis der vorliegenden Untersuchung erwartet wer-
den, dass der in der amtlichen Statistik verzeichnete Lager
abbau in Zukunft verringert wird. Es bleibt allerdings abzu-
warten, ob im Zuge einer etwaigen Revision ein höheres 
Bruttoinlandsprodukt oder niedrigere Verwendungsaggre-
gate ausgewiesen werden.
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von Tschernobyl
Die psychischen Langzeitfolgen der Nuklearkatastrophe

Alexander M. Danzer, Natalia Danzer und Anita Fichtl

Am 26. April 2016 jährt sich die Nuklearkatastrophe von Tschernobyl zum 30. Mal. Der Reaktorunfall 

in der Ukraine war der bisher schlimmste seiner Art in der Geschichte der Kernenergie. Er verseuchte 

auf lange Frist die Umwelt in der Umgebung des Kraftwerks und verursachte insbesondere unter stark 

betroffenen Kindern teils schwerwiegende gesundheitliche Schäden. Enorm sind auch die finanziellen 

Langfristfolgen: Seit der Katastrophe wendet die Ukraine jährlich 5–7% ihres Bruttoinlandsprodukts 

(BIP) auf, um das zerstörte Kraftwerk und die Umgebung zu sichern und zu dekontaminieren sowie um 

Betroffene zu entschädigen. Eine aktuelle Forschungsarbeit1 zeigt nun auf, dass die tatsächlichen Fol-

gekosten der Katastrophe weit darüber hinausgehen: Das Reaktorunglück von Tschernobyl verursachte 

über nunmehr drei Jahrzehnte hinweg für weite Teile der ukrainischen Bevölkerung eine verringerte 

Lebenszufriedenheit und eine schlechtere mentale Gesundheit. Erstaunlicherweise trifft dies auch auf 

die breite Masse der Bevölkerung zu, die lediglich von niedrigen Strahlenwerten, die in der Medizin als 

gesundheitlich unbedenklich gelten, betroffen waren. Ursächlich für die negativen psychischen Lang-

zeitfolgen sind daher höchstwahrscheinlich nicht die erhöhten Strahlenwerte, sondern die Verunsiche-

rung und Ängste über zukünftige Erkrankungen, die sich auch in pessimistischeren Einschätzungen der 

Lebenserwartung widerspiegeln. Werden diese psychischen Effekte in finanzielle Gegenwerte umge-

rechnet, beläuft sich der aggregierte jährliche Wohlfahrtsverlust der faktisch nicht direkt betroffenen 

ukrainischen Bevölkerung auf 2–6% des BIP. Hinzu kommt, dass sich ein Teil der betroffenen Erwerbs-

bevölkerung stärker auf staatliche Unterstützung verlässt und finanzielle Geldleistungen in Höhe von 

0,5–0,6% des BIP bezieht. Diese Ergebnisse weisen auf hohe zusätzliche externe Kosten der Katastro-

phe hin, die in bisherigen Betrachtungen unberücksichtigt blieben.

Die Reaktorkatastrophe von 
Tschernobyl

Am 26. April 1986 explodierte Reaktor 4 
im Atomkraftwerk Tschernobyl im Norden 
der Ukraine. Die unmittelbare Umgebung 
wurde so stark radioaktiv verseucht, dass 
die gemessenen Strahlenwerte (350–
6 000 Millisievert, mSv) die durchschnitt-
liche jährliche natürliche Strahlendosis 
von 2,1 mSv (terrestrische und kosmische 
Strahlung, auch Hintergrundstrahlung ge-
nannt) um das bis zu 3 000-fache über-
stiegen. Im Umkreis von 30 km wurde ei-
ne Sperrzone eingerichtet, und mehr als 
100 000 Bewohner wurden umgesiedelt. 
Die medizinische, epidemiologische und 
ökonomische Forschung hat sich bislang 
größtenteils mit den gesundheitlichen Fol-
gen der am stärksten Betroffenen be-
schäftigt2: Ersthelfer, Feuerwehrleute, 

Aufräumarbeiter (sog. Liquidatoren) und 
Personen, die sich in unmittelbarer Nähe 
zum Unglücksort aufhielten und im wei-
teren Verlauf evakuiert wurden. Insgesamt 
entsprechen diese Gruppen etwa 4% der 
ukrainischen Bevölkerung.

Die freigesetzte Menge radioaktiver Stof-
fe kontaminierte weite Teile der Ukraine, 
Weißrusslands und des westlichen Russ-
lands. Starke Winde sorgten je nach re-
gionalem Niederschlag innerhalb der Uk-
raine für unvorhergesehene und lokal sehr 
unterschiedlich starke zusätzliche Strah-
lenbelastungen, vor allem durch die bei-
den radioaktiven Isotope Jod-131 und 
Caesium-137. Die ukrainische Bevölke-
rung außerhalb der Sperrzone war dem-
entsprechend unterschiedlich starker 
Strahlenbelastung ausgesetzt, die in kei-
nem systematisch-linearen Zusammen-
hang zur Distanz zum Atomkraftwerk 
stand. Insgesamt blieb die zusätzliche 
Strahlenbelastung für diese Bevölkerung, 
die nicht zu den oben genannten stark 
betroffenen Gruppen gehörte, jedoch ver-
gleichsweise niedrig. In den Monaten 
nach dem Unfall überstieg die zusätzliche 

 1	 Der vorliegende Artikel basiert auf Danzer und 
Danzer (2016). 

 2	 Studien zeigen einen signifikanten Anstieg von 
Krebserkrankungen der Schilddrüse bei Kindern 
(Demidchik et al. 1999; UNSCEAR 2000), ernst-
hafte psychische Folgeerkrankungen bei sog. 
Liquidatoren (Ivanov et al. 2001; Loganovsky et al. 
2008), bei evakuierten und umgesiedelten Bewoh-
nern (United Nations 2002) und bei Bewohnern in 
stark verstrahlten Gebieten (Viinamäki et al. 1995; 
Havenaar et al. 1997). Die Selbstmordrate bei 
Liquidatoren ist signifikant höher als im Durch-
schnitt (Bromet und Havenaar 2007). Lehmann 
und Wadsworth (2011) zeigen, dass die Strah- 

	 lenbelastung langfristig die subjektive Gesund-
heit negativ beeinflusst, sich dies aber nicht in 
objektiven körperlichen Beschwerden messen 
lässt. 
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Caesium-137-Strahlendosis in keiner Region 2,1 mSv. Im 
Durchschnitt lag sie bei 1 mSv pro Jahr und war damit halb 
so hoch wie die jährliche natürliche Belastung an kosmischer 
und terrestrischer Strahlung in der Ukraine. Zum Vergleich: 
Ein Umzug von der Nordsee in den Bayerischen Wald erhöht 
die natürliche Strahlenbelastung um ca. 2–3 mSv pro Jahr. 

Unsicherheit und Angst

Die leicht erhöhten Strahlenwerte, von denen 96% der uk-
rainischen Bevölkerung betroffen waren, werden nach me-
dizinischen Maßstäben als unbedenklich eingestuft. Die 
Wahrscheinlichkeit, dass körperliche oder neurologische 
Folgeschäden auftreten, gilt als gering. Trotzdem sind psy-
chische Langzeitfolgen aus mehreren Gründen denkbar. Die 
Menschen waren nach dem Reaktorunfall erheblicher Un-
sicherheit und großen Ängsten ausgesetzt. Die fehlende In-
formations- und Aufklärungspolitik der Sowjetregierung 
stand zudem in starkem Widerspruch zu den von der Re-
gierung ergriffenen Gegenmaßnahmen, die regional in un-
terschiedlicher Intensität ausgeführt wurden. Die Bevölke-
rung wusste nicht, wie hoch ihre individuelle Strahlenbelas-
tung tatsächlich war, konnte diese aber aus der Intensität 
der Gegenmaßnahmen ableiten. Die augenscheinlichsten 
Maßnahmen waren die Verteilung von Jod-Prophylaxe-Ta-
bletten sowie umfangreiche Schilddrüsen- und Bluttests. 
Die Diskrepanz zwischen staatlicher Geheimhaltungspolitik 
und den tatsächlich ergriffenen Gegenmaßnahmen führte in 
der Bevölkerung zu Verunsicherung über das tatsächliche 
Ausmaß der Katastrophe und lieferte einen idealen Nährbo-
den für Gerüchte um gesundheitliche Folgen. Die Tatsache, 
dass Radioaktivität diffus, geruchlos und unsichtbar ist und 
die körperliche Gesundheit eines Menschen schleichend 
und zunächst unbemerkt zerstören kann, schürte tiefe Ver-
unsicherung und Angst.

Identifikation durch regionale Variation in 
zusätzlicher Strahlenbelastung

In dem zugrunde liegenden Forschungspapier werden die 
psychischen (Langzeit-)Folgen des Reaktorunfalls von 
Tschernobyl auf diejenigen 96% der ukrainischen Bevölke-
rung untersucht, die einer vergleichsweise niedrigen zusätz-
lichen Strahlenbelastung ausgesetzt waren und keine kli-
nisch nachweisbaren körperlichen Folgen aufweisen. 

Zur Analyse werden Daten einer national-repräsentativen 
Stichprobe der ukrainischen Längsschnittbefragung (Ukrai-
nian Longitudinal Monitoring Survey, ULMS) der Jahre 2003, 
2004 und 2007 herangezogen. Aus der Untersuchungs-
gruppe werden Personen, die nach dem Reaktorunfall ge-
boren wurden, ausgeschlossen. Außerdem werden stark 
Betroffene wie Aufräumarbeiter und umgesiedelte Personen 

nicht berücksichtigt. Somit verbleiben in der untersuchten 
Stichprobe 11 922 Jahr-Personen-Beobachtungen.

Die ULMS-Befragung enthält neben soziodemographischen 
Indikatoren auch Informationen zum Wohnort der Befragten3 
zum Zeitpunkt der Reaktorkatastrophe im Jahr 1986 sowie 
zur mentalen Gesundheit (subjektive Lebenszufriedenheit). 
Als weiterer Indikator für die mentale Gesundheit werden 
ärztlich attestierte Depressionen in einem zweiten Datensatz, 
der ukrainischen Haushaltsbefragung (UHBS) des Statisti-
schen Amtes von 2004 bis 2006, abgefragt. Die Effekte der 
Katastrophe werden durch das Ausmaß an zusätzlicher 
Caesium-137-Strahlung, die regional deutlichen Schwan-
kungen unterlag, identifiziert. Die Strahlungswerte entstam-
men offiziellen Statistiken4, die mit den Individualdaten an-
hand des Wohnortes des Jahres 1986 verknüpft werden. 
Dadurch können Befragte, die der Katastrophe stärker aus-
gesetzt waren, mit jenen verglichen werden, die kaum davon 
betroffen waren. Eine empirische Voraussetzung zur Bestim-
mung des kausalen Effekts der Katastrophe auf die psychi-
sche Gesundheit der Bevölkerung ist, dass die zusätzliche 
radioaktive Strahlung die ukrainischen Regionen zufällig und 
unvorhersehbar traf, was durch exogene Wetterlagen ge-
geben ist.

Da die zusätzliche Strahlenbelastung in der verwendeten 
Stichprobe gering war, können mögliche Unterschiede in 
psychischen Langzeitschäden zwischen beiden Gruppen 
nicht ursächlich auf die radioaktive Strahlung zurückgeführt 
werden. Vielmehr erscheint es plausibel, dass unterschied-
lich starke Katastrophensignale, die durch staatliche Gegen-
maßnahmen ausgelöst wurden, den Bewohnern ihre mög-
liche Gefährdung andeuteten und dadurch psychische Pro-
bleme auslösten.

Maße für mentale Gesundheit

Der mentale Gesundheitszustand einer Bevölkerung ist von 
hoher Bedeutung für die Wohlfahrt einer Volkswirtschaft. 
Die psychischen (Langzeit-)Folgen des Reaktorunfalls von 
Tschernobyl werden durch drei Indikatoren dargestellt. Das 
erste Maß für die mentale Gesundheit eines Menschen ist 
seine subjektive Lebenszufriedenheit. In der Bevölkerungs-
erhebung (ULMS) wurden die Individuen nach der allgemei-
nen Zufriedenheit mit ihrem Leben befragt, und zwar auf 
einer 5-Punkte-Skala von überhaupt nicht (1) bis sehr zu-

 3	 Eine Endogenität des Wohnorts (z.B. ein Zusammenhang zwischen 
Wohnort und der Entfernung zum nächsten Atomkraftwerk) der Befrag-
ten zum Zeitpunkt der Reaktorkatastrophe wird als unwahrscheinlich ein-
gestuft: Die Gefahren von Atomkraftwerken/-energie waren damals noch 
kein öffentlich bekanntes Thema, im Allgemeinen war die Mobilität in 
Sowjetrepubliken nicht sehr hoch, und letztlich sind Nuklearkatastrophen 
durch natürliche Begebenheiten (Windrichtung, Niederschlag, Gebirgs-
ketten etc.) nicht linear mit der Entfernung zum Atomkraftwerk korreliert. 

 4	 Offizielle Messdaten sind entnommen aus Baloga, Kholosha und Edvin 
(2006): 20 Years After Chernobyl Catastrophe. Future Outlook: National 
Report of Ukraine. Tabellen 3.3.7 und 3.3.9.
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frieden (5). Der Mittelwert liegt bei 2,59. Als zweiter Indika-
tor für das mentale Wohlergehen wird die Tatsache her
angezogen, ob Befragte mehr als sechs Monate lang an 
(diagnostizierten) Depressionen oder chronischen Angst-
zuständen litten (UHBS-Daten). Ein dritter Indikator, der Hin-
weise auf die psychische Verfassung geben kann, ist die 
subjektive Einschätzung der Überlebenswahrscheinlichkeit 
bis zu einem bestimmten Alter (ULMS). Dieser Indikator gibt 
Auskunft darüber, wie optimistisch oder pessimistisch die 
Leute ihre eigene Lebenserwartung einschätzen. Wenn die 
Reaktorkatastrophe die Zukunftssorgen über künftige 
Krankheiten erhöht hat, sollte sich dies auch in pessimisti-
scheren Einschätzungen der verbleibenden Lebenszeit wi-
derspiegeln. 

Ergebnisse: Reaktorkatastrophe verringert 
langfristig die Lebenszufriedenheit in der Ukraine

Die Ergebnisse der Regressionsanalysen bestätigen, dass 
die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl die Lebenszufrie-
denheit der ukrainischen Bevölkerung selbst nach über 
20 Jahren noch signifikant negativ beeinflusst: Hat eine Per-
son 1986 eine zusätzliche Strahlenbelastung in Höhe der 
natürlichen jährlichen Hintergrundstrahlung erhalten, redu-
ziert sich ihre Lebenszufriedenheit durchschnittlich um 18% 
einer Standardabweichung. Zum Vergleich: Der Tscherno-
byl-Effekt ist beinahe so groß wie der negative Einfluss einer 
chronischen körperlichen Erkrankung und ungefähr halb so 
groß wie der Effekt von Arbeitslosigkeit auf die Lebenszu-
friedenheit. Vor dem Hintergrund, dass dieser langfristige 
Effekt aus einer »unwirksamen« Maßnahme (in Form medi-

zinisch unbedenklicher Strahlenbelastung) resultiert, er-
scheint die Größe dieses Effekts beachtlich.5 

Dieser kausale Effekt der Tschernobyl-Katastrophe wird in 
Abbildung 1 illustriert: Eine durch die Reaktorkatastrophe 
verursachte zusätzliche Strahlenbelastung von einer jährli-
chen Dosis natürlicher Hintergrundstrahlung (2,1 mSv) senkt 
die Wahrscheinlichkeit, mit seinem Leben »sehr zufrieden« 
zu sein, um 13,5 Prozentpunkte. Die Wahrscheinlichkeit, mit 
seinem Leben »sehr unzufrieden« zu sein, erhöht sich hin-
gegen um fast 7 Prozentpunkte.

Diese Ergebnisse zur verringerten Lebenszufriedenheit er-
weisen sich in unterschiedlichen Sensitivitätsanalysen und 
bei Verwendung alternativer Schätzverfahren als robust. Bei-
spielsweise sind die Ergebnisse nicht durch die Entfernung 
des Wohnorts der befragten Personen zu einem (beliebigen) 
Atomkraftwerk zum Zeitpunkt des Reaktorunfalls oder zum 
Zeitpunkt der Befragung verzerrt. Bei einer solchen Verzer-
rung wäre vorstellbar gewesen, dass die Befragten womög-
lich »nur« wegen der Nähe zu einem Atomkraftwerk ängst-
licher oder unzufriedener mit ihrem Leben sind.

Weitere Ergebnisse zu psychischen 
Langzeitfolgen 

Die Ergebnisse zur Lebenszufriedenheit basieren auf sub-
jektiven Empfindungen. In der Medizin werden solche An-
gaben zur Lebenszufriedenheit als Maß für die mentale Ge-
sundheit verwendet. Inwieweit die empirischen Ergebnisse 
zur Lebenszufriedenheit auch tatsächlich in einer Ver-

schlechterung von objektiv gemessener 
mentaler Gesundheit in Form von medizi-
nisch diagnostizierten Depressionen und 
Angststörungen äußern, wird anhand eines 
weiteren Datensatzes der amtlichen Statistik 
(UHBS) untersucht. Es zeigt sich (vgl. Tab. 1), 
dass der Reaktorunfall von Tschernobyl die 
Wahrscheinlichkeit, unter Depressionen und 
Angststörungen zu leiden, langfristig um 
1,7 Prozentpunkte erhöht hat (die Schätzung 
beruht abermals lediglich auf der Bevölke-
rung außerhalb der Sperrzone).6 

 5	 Der geschätzte Effekt der zusätzlichen radioaktiven 
Strahlenbelastung bleibt auch bei Hinzunahme zahl-
reicher Kontrollvariablen (auf Individual-, Haushalts- 
und Regionalebene) signifikant negativ.

 6	 In stärker radioaktiv verstrahlten Regionen wurden 
staatlicherseits vermehrt ärztliche Screening-Tests 
und Kontrolluntersuchungen durchgeführt als in we
niger belasteten Gebieten. Generell steigt die Zahl 
der Erkrankungsfälle jedoch mit der Diagnoseintensi-
tät. Um eine mögliche Verzerrung durch das Angebot 
an ärztlicher Versorgung auszuschließen, wird für die 
durchschnittliche Arztbesuchsrate in einer Region 
kontrolliert. Dies beeinflusst die Ergebnisse jedoch 
nicht und schließt damit eine Verzerrung der Ergeb-
nisse aus.
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Anmerkungen: Graphische Darstellung der marginalen Effekte von zusätzlicher radioaktiver Ver-
strahlung durch die Tschernobyl-Reaktorkatastrophe auf die Wahrscheinlichkeit, eine der fünf 
möglichen Antwortkategorien der Lebenszufriedenheitsfrage zu wählen. Alle fünf marginalen 
Effekte sind hochsignifikant (1%-Signifikanzniveau; geclusterte Standardfehler). Grundlage sind 
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Quelle: ULMS, Berechnungen der Autoren.
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Nach Schätzungen der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) ist die Depressionsrate in der Ukraine im internatio-
nalen Vergleich mit 9% relativ hoch; 7% leiden an chroni-
schen Angstzuständen. Insgesamt sind 12% der ukraini-
schen Bevölkerung von einer der beiden psychischen 
Krankheiten betroffen (inkl. Doppelerkrankungen, WHO 
2004). Entsprechend ärztlich diagnostiziert sind allerdings 
Depressionen und Angststörungen bei lediglich 3% der Be-
völkerung. Setzt man das Regressionsergebnis von 1,7 ins 
Verhältnis zu den 3%, zeigt sich ein beachtlicher Effekt der 
Tschernobyl-Katastrophe.

Wie lassen sich diese langfristigen negativen psychischen 
Effekte der Reaktorkatastrophe erklären, wenn davon aus-
zugehen ist, dass es keine physischen Beeinträchtigungen 
in der breiten Masse der gering betroffenen Bevölkerung 
gab? Wie bereits ausgeführt, liegt die Vermutung nahe, 
dass die schlechtere mentale Gesundheit in der Verunsi-
cherung und der Angst der Bevölkerung über mögliche zu-
künftige Erkrankungen begründet liegt. Wenn dies der Fall 
ist, so sollten Personen, die stärker von der Katastrophe 
betroffen waren, auch eine geringere subjektive Lebenser-
wartung aufweisen als Personen, die vergleichsweise we-
niger stark betroffen waren. Genau dieses Ergebnis zeigt 
die Analyse der subjektiv eingeschätzten Überlebenswahr-
scheinlichkeit: Diese sinkt in Folge der Reaktorkatastrophe 
von Tschernobyl drastisch. Eine zusätzliche radioaktive Be-
lastung in Höhe einer jährlichen Dosis an Hintergrundstrah-
lung reduziert die individuell erwartete Überlebenswahr-
scheinlichkeit in der Ukraine außerhalb der Sperrzone um 
7,5 Prozentpunkte (vgl. Tab. 1).7 Durch eine Umrechnung 
in Lebensjahre zeigt sich, dass dieser Effekt einer Verkür-
zung der subjektiven Lebenserwartung um durchschnittlich 
drei Jahre entspricht.

 7	 Die Individuen wurden befragt, wie hoch sie die Wahrscheinlichkeit ein-
schätzen, ein bestimmtes Alter zu erreichen. Konkret sollten 46- bis 
55-Jährige einschätzen, ob sie das 65. Lebensjahr erreichen; 56- bis 
60-Jährige, ob sie das 70. Lebensjahr erreichen, 61- bis 65-Jährige, ob 
sie das 75. Lebensjahr erreichen, und über 66-Jährige, ob sie das 
80. Lebensjahr erreichen.

Höhere Abhängigkeit von 
Sozialtransfers

Welche Auswirkungen haben die psychi-
schen Langzeitfolgen – gesunkene Lebens-
zufriedenheit, gestiegene Depressionsrate 
und geringere subjektive Lebenserwartung 
– für die ukrainische Gesellschaft? Psychi-
sche Krankheiten gehen oft mit Lethargie 
und Antriebslosigkeit einher (vgl. Osiatynski 
2004; Udovyk 2007). Deshalb soll unter-
sucht werden, ob dies zu größerer Abhän-
gigkeit von staatlichen Transferleistungen 
(wie beispielsweise Sozialhilfe) führt. Diese 
These bestätigt sich in weiteren Regres
sionsanalysen. In stärker belasteten Regio-

nen bezieht ein größerer Teil der Erwerbsbevölkerung in Fol-
ge der Tschernobyl-Katastrophe Sozialleistungen als in we-
niger betroffenen Gebieten. Der Anteil der Sozialleistungen 
am Einkommen steigt um 3,5–4,4 Prozentpunkte pro zu-
sätzlicher Jahresdosis an Hintergrundstrahlung an. 

Aggregierter Wohlfahrtsverlust

Die negativen Folgen der Tschernobyl-Katastrophe für die 
subjektive Lebenszufriedenheit deuten auf einen massiven 
gesamtgesellschaftlichen Wohlfahrtsverlust hin. Anhand des 
sogenannten Lebenszufriedenheitskonzepts (life satisfaction 
approach, Levinson 2012; Lüchinger 2009) lässt sich dieser 
aggregierte Wohlfahrtsverlust monetär beziffern. Die dem 
Konzept zugrunde liegende Frage lautet vereinfacht: Wel-
chen Geldbetrag müsste eine betroffene Person erhalten, 
um den aus der Katastrophe resultierenden Verlust an Le-
benszufriedenheit auszugleichen? Dahinter steht die Annah-
me, dass zusätzliches Einkommen das subjektive Wohlbe-
finden erhöht und damit den Verlust an Wohlbefinden durch 
die Katastrophe hypothetisch kompensieren kann.8

Die Schätzungen des aggregierten Wohlfahrtsverlusts wur-
den für zwei Szenarien durchgeführt. Wie bei allen vorange-
gangenen Analysen wurden die 96% der Bevölkerung be-
trachtet, die außerhalb der Sperrzone unterschiedlich nied-
rigdosierter Strahlung ausgesetzt waren. Im ersten Szenario 
erhalten alle Betroffenen eine Ausgleichszahlung, im zweiten 
Szenario all diejenigen, die in radioaktiv stärker belasteten 
Regionen (über einem bestimmten Grenzwert) lebten. 

Je nach Schätzung ergeben sich Ausgleichszahlungen in 
Höhe von 17–75% des durchschnittlichen Monatshaus-

 8	 Grundlage für die Berechnung war die Regressionsanalyse der Lebens-
zufriedenheit, in der sowohl der Effekt der Katastrophe als auch der Effekt 
von Einkommen auf die Lebenszufriedenheit geschätzt wurden. Um der 
potenziellen Endogenität des Einkommens Rechnung zu tragen, wurde 
der Effekt des Einkommens mit Hilfe zweier unterschiedlicher Instrument-
variablen geschätzt. 

Tab. 1 
Der langfristige Effekt von Tschernobyl auf … 

1. Depression oder chronische Angststörungen 1,7*** 

 
(0,2) 

2. Subjektiv eingeschätzte Überlebenswahrscheinlichkeit –7,5*** 
  (2,7) 
Anmerkungen: Die Werte geben den geschätzten Effekt (in %-Punkten) 
des Einflusses einer zusätzlichen Hintergrundstrahlungseinheit durch 
Tschernobyl auf Depressionen und die subjektiv eingeschätzte 
Überlebenswahrscheinlichkeit an. Grundlage sind Regressionsanalysen, 
bei denen die gesonderten Effekte von Alter, Bildung, Arbeitsmarkt-
partizipation, Familienstand, Gesundheitszustand, riskantem Verhalten 
(Rauchen, Alkoholkonsum), Haushaltsgröße und -einkommen, Woh-
nungsgröße pro Person, Wohnorttypus, Regionen und Jahren heraus-
gerechnet werden. Standardfehler sind in Klammern angegeben.  
*** kennzeichnet statistische Signifikanz auf 1%-Signifikanzniveau. 

Quelle: ULMS, Berechnungen der Autoren. 
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haltseinkommens, das entspricht 14–148 US-Dollar (Refe-
renzjahr 2004). Der aggregierte Wohlfahrtsverlust liegt damit 
– je nach Szenario – bei jährlich 2,2–5,5% des nationalen 
Bruttoinlandsprodukts (vgl. Tab. 2). Die Berücksichtigung 
dieser Kosten würde zu einer Verdopplung der tatsächlichen 
staatlichen Katastrophenausgaben für den Reaktorrückbau 
und die Umsiedlung und Kompensation der Liquidatoren 
führen.

Schlussbetrachtung

Der Reaktorunfall von Tschernobyl 1986 gilt als die verhee-
rendste Nuklearkatastrophe der Geschichte. Folgen wie 
hohe gesundheitliche Schäden für die am stärksten betrof-
fenen Menschen, insbesondere für Kinder, und die starke 
Schädigung der Umwelt sind unumstritten. Das gesamte 
Ausmaß der Katastrophe ist allerdings bis heute nicht ge-
klärt. Die genaue Erfassung aller direkten und indirekten 
Folgen für Mensch und Natur stellt allein schon wegen ein-
geschränkter Datenverfügbarkeit eine große Herausforde-
rung dar. Langzeitfolgen der zusätzlichen radioaktiven Be-
lastung in der Umgebung des Reaktors können in kurzfris-
tigen Schätzungen nur unzureichend erfasst werden. Au-
ßerdem ist es sehr schwierig zu bestimmen, welche Krank-
heiten, zum Beispiel Krebserkrankungen der Schilddrüse, 
kausal auf die Nuklearkatastrophe zurückzuführen sind, da 
diese Erkrankungen zum Teil noch Jahrzehnte später auf-
treten können.

In dem zugrunde liegenden Forschungspapier wurde ein in 
der bisherigen Forschung vernachlässigter Aspekt der Nuk-
learkatastrophe von Tschernobyl betrachtet: Die psychi-
schen Langzeitfolgen für die breite Masse der ukrainischen 
Bevölkerung, die nach aktuellem medizinischen Stand mit 
geringer und gesundheitlich unbedenklicher zusätzlicher ra-
dioaktiver Strahlung belastet wurde. Die Ergebnisse zeigen, 
dass sich diese Menschen große Sorgen um den eigenen 
Gesundheitszustand machten. Diese Sorgen entstanden zu 

einem beträchtlichen Teil aus widersprüchli-
chem staatlichem Handeln. Einerseits wur-
den staatliche Maßnahmen zur Eindämmung 
der Folgen der Katastrophe ergriffen, wie die 
Verteilung von Jod-Prophylaxe-Tabletten 
oder die Durchführung von medizinischen 
Kontrolluntersuchungen. Andererseits blo-
ckierte der Staat die Informations- und Auf-
klärungsarbeit. Diese Situation war ein idea-
ler Nährboden für Gerüchte um die tatsäch-
liche Gefahr und potenzielle Gesundheits
implikationen der Reaktorkatastrophe. Unsi-
cherheit und Zukunftsangst lösten chronische 
Angstgefühle und Depressionen aus; die 
eigene Lebenserwartung wurde deutlich 
pessimistischer eingeschätzt. Viele Ukrainer 

berichteten einen Rückgang ihrer Lebenszufriedenheit. Die-
ser langfristig schlechtere mentale Gesundheitszustand ver-
ursachte einen bis in die 2000er Jahre (und vermutlich bis 
heute) andauernden gesamtgesellschaftlichen Wohlfahrts-
verlust für die Ukraine. Schätzungen zufolge beläuft sich der 
aggregierte Wohlfahrtsverlust durch die gesunkene Lebens-
zufriedenheit auf jährlich 2,5–5,5% des BIP der Ukraine. 
Darüber hinaus führen psychische Krankheiten zu höheren 
Abhängigkeiten von staatlichen Transferleistungen, die in 
der Untersuchung mit jährlich 0,5% des ukrainischen BIP 
beziffert werden.

Diese Werte stellen Untergrenzen dar, da in der Untersu-
chung die am stärksten betroffenen Personen aus der un-
mittelbaren Umgebung des Kraftwerks und die Aufräum
arbeiter (zusammen 4% der Bevölkerung) nicht berücksich-
tigt wurden. Das zeigt, dass die wahren Gesamtkosten der 
Nuklearkatastrophe von Tschernobyl für die ukrainische Ge-
sellschaft bislang massiv unterschätzt wurden.

Die Ergebnisse verdeutlichen die immense Bedeutung eines 
effizienten und glaubwürdigen Krisen- und Katastrophen-
managements von Regierungen. Selbst Regierungen in mo-
dernen Demokratien wie Japan neigen dazu, die (Langzeit-)
Folgen von Katastrophen wie in Fukushima zu verharmlosen, 
um die Bevölkerung zu beruhigen. Eine solche Informations-
politik kann jedoch schnell mit Glaubwürdigkeitsverlusten 
einhergehen, Verunsicherung auslösen, Gerüchte befeuern 
und damit das Gegenteil bewirken, also Unsicherheit und 
Angst schüren. Verlässliche Informationen über die tatsäch-
liche Gefährdungslage und mögliche Folgen der Katastro-
phe können die Wahrscheinlichkeit von psychischen Lang-
zeitfolgen für die Bevölkerung mindern (vgl. auch Rubin et 
al. 2012). Der Staat kann zudem durch den Einsatz von 
psychologischen Kriseninterventionsteams und mit geeig-
neten Hilfemaßnahmen langfristige psychische Gesund-
heitsschäden in der Bevölkerung eindämmen (vgl. auch Bro-
met, Havenaar und Guey 2011). 

Tab. 2 
Monetäre Evaluation des aggregierten Wohlfahrtsverlusts  

  

Größe der 
relevanten 

Bevölkerungs-
gruppe (in Mio.) 

Geschätzte monat-
liche Ausgleichs-

zahlung pro Haus-
halt  (in US-Dollar) 

Aggregierter 
Anteil am 
jährlichen 
BIP (in %) 

Szenario 1: 
   Entschädigung 

aller Betroffenen 
38,1 13,5–25,5 2,2–4,5 

Szenario 2:    
Entschädigung der 
stark Betroffenen 

20,8 61,0–147,9 2,4–5,5 

Anmerkungen: Durchschnittliche Größe eines Haushalts: 3,4 Personen. 
Grenzwert der zusätzlichen Strahlung bei Szenario 2: 0,8 mSv (relativ 
stark betroffene Personen). Wechselkurs: 1 UAH = 0,18192 US-Dollar. 
Das durchschnittliche monatliche Haushaltseinkommen liegt bei  
446,4 US-Dollar 

Quelle: ULMS, Berechnungen der Autoren. 
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Insgesamt deutet die vorliegende Studie darauf hin, dass es 
für eine seriöse Bewertung von (möglichen) Reaktorkatas
trophen essentiell ist, alle denkbaren direkten und indirekten 
Folgekosten zu berücksichtigen. Sie demonstriert, dass zu 
solchen indirekten Folgekosten auch immense langfristige 
Beeinträchtigungen der psychischen Gesundheit gehören 
können – selbst in dem Teil der Bevölkerung, der nicht un-
mittelbar von gesundheitsschädlicher radioaktiver Strahlung 
betroffen war. Aufgrund der enormen Ausmaße von Katas-
trophen wie in Tschernobyl oder Fukushima werden die Ge-
samtkosten für gewöhnlich sozialisiert und vom Steuerzah-
ler getragen – und zwar unabhängig davon, ob Atomkraft-
werke privat oder staatlich betrieben werden. Soziale Wohl-
fahrtsverluste durch derartige Katastrophen müssen daher 
in realistische und umfassende Kosten-Nutzen-Analysen der 
Energieerzeugung miteinfließen. 
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globaler Unwägbarkeiten wieder im Visier
Deutsche Elektroindustrie – 2008er Höchstmarke trotz

Andreas Gontermann* und Jochen Schäfer**

Das vergangene Jahr 2015 verlief für die deutsche Elektroindustrie aus konjunktureller Sicht 

gemischt. Während die Produktionsentwicklung die moderaten Erwartungen nur knapp erfüllen 

konnte, verbuchte die nach Beschäftigten zweitgrößte deutsche Industriebranche bei den Expor-

ten – trotz eines insgesamt schwierigen globalen Umfelds – das zweite Jahr in Folge einen Rekord. 

Für 2016 fallen die Wachstumsaussichten der heimischen Elektrounternehmen moderat optimis-

tisch aus. Der Branchenumsatz sollte wieder Kurs auf die 2008er Höchstmarke von 182 Mrd. Euro 

nehmen. Von der anhaltend schwachen weltwirtschaftlichen Entwicklung dürfte allerdings weiter-

hin Gegenwind ausgehen.

Nunmehr sieben Jahre nach der Finanz­
krise hat die Weltwirtschaft, in welche die 
deutsche Elektroindustrie besonders tief 
integriert ist, bekanntlich immer noch 
nicht zu robustem Wachstum zurückge­
funden. 2015 wuchs die globale Wirt­
schaftsleistung um rund 3% – und damit 
schwächer als im Vorjahr und erneut nur 
unterdurchschnittlich. Konjunkturell war 
das vergangene Jahr vor allem geprägt 
von einer Schwäche der Schwellenländer 
und dabei insbesondere auch langsame­
rem Wachstum in China sowie Rezessio­
nen in Brasilien und Russland. Zum fünf­
ten Mal in Folge hat sich das Wachstum 
in den Schwellenländern verlangsamt. Sie 
befinden sich – bildlich – zwischen Baum 
und Borke, nämlich dem Ende des Roh­
stoffsuperzyklus einerseits und der einge­
leiteten Zinswende in den USA anderer­
seits. Von den großen aufstrebenden 
Volkswirtschaften konnte 2015 lediglich 
Indien stärker zulegen.

Dagegen stand eine Art Renaissance der 
Industrieländer: Insbesondere die USA 
und Großbritannien wuchsen 2015 sehr 
robust, und trotz Fortsetzung des Ge­
zerres um Griechenland konnte der Euro­
raum um solide 1½% zulegen – sicherlich 
befördert vom schwächeren Euro und bil­
ligeren Öl. Vor allem Spanien stach hier 
hervor.

Elektroindustrie verspürt 
weltwirtschaftliche Entwicklung

Die deutsche Elektroindustrie ist eine sehr 
globale, international aufgestellte Bran­

che. Sie steht für ein Siebtel aller deut­
schen Ausfuhren sowie für ein Sechstel 
des Bestandes aller Direktinvestitionen 
der gesamten deutschen Industrie im 
Ausland. Entsprechend hat sich die welt­
wirtschaftliche Entwicklung auch 2015 in 
der Produktions- und Geschäftstätigkeit 
der Elektroindustrie widergespiegelt. Be­
rechnungen des ZVEI - Zentralverband 
Elektrotechnik- und Elektronikindustrie 
e.  V. zufolge stieg die preisbereinigte 
Elektroproduktion von Januar bis Dezem­
ber 2015 gegenüber Vorjahr lediglich um 
etwas mehr als 1% (vgl. Abb. 1). Der Um­
satz – der auch Dienstleistungen und 
Software umfasst und Währungseinflüs­
sen unterliegt – legte allerdings deutlich 
stärker um 4% auf 179 Mrd. Euro zu. Die 
(in dieser Reihenfolge) fünf größten Fach­
bereiche konnten dabei allesamt Zuwäch­
se verbuchen (vgl. Abb. 2): In der Auto­
mation gab es ein Umsatzplus von 5%, 
die Erlöse in den Segmenten Elektroni­
sche Bauelemente und Gebrauchsgüter 
legten um 11% bzw. 2% zu. Die Energie­
technik konnte ihren Umsatz um 3% stei­
gern, die Elektromedizin sogar um 15%. 
Zu den wenigen von Umsatzeinbußen be­

 *	 Dr. Andreas Gontermann ist Chefvolkswirt, Leiter 
der Abteilung Wirtschaftspolitik, Konjunktur und 
Märkte des ZVEI - Zentralverband Elektrotechnik- 
und Elektronikindustrie e. V.

 **	 Jochen Schäfer ist Referent in der Abteilung Wirt­
schaftspolitik, Konjunktur und Märkte des ZVEI - 
Zentralverband Elektrotechnik- und Elektronikin­
dustrie e. V.
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troffenen Fachbereichen gehörten im vergan­
genen Jahr die besonders von Großaufträ­
gen abhängigen elektrischen Schienenfahr­
zeuge und der Hardwarebereich der Infor­
mations- und Kommunikationstechnik (– 8% 
bzw. – 7%). Die Zahl der Beschäftigten in der 
deutschen Elektroindustrie ist im vergange­
nen Jahr um ca. 4 000 auf 849 000 geklettert 
(vgl. Abb. 3) – das ist der höchste Stand seit 
mehr als sechs Jahren. Damit bleibt die Bran­
che der zweitgrößte industrielle Arbeitgeber 
hierzulande.

Elektroausfuhren trotzen globalem 
Gegenwind

Trotz der anhaltenden Wachstumsschwäche 
der Weltwirtschaft im Allgemeinen und zahl­
reicher großer Schwellenländer im Besonde­
ren markierte 2015 beim Außenhandel ein 
neuerliches Rekordjahr. Die Elektroexporte 
(einschließlich der Re-Exporte) erhöhten sich 
insgesamt um 7% auf 174 Mrd. Euro (vgl. 
Abb. 4). Dabei nahmen die Ausfuhren in die 
Industrieländer das erste Mal seit langem 
wieder stärker zu als die Exporte in die 
Schwellenländer. Nicht zuletzt begünstigt 
durch den Wechselkurs zogen die Exporte 
in die Vereinigten Staaten um kräftige 16% 
an. Im Ausfuhrgeschäft mit Großbritannien 
gab es einen Zuwachs von 10%.

Der Euroraum nahm 5% und Spanien sogar 
12% mehr heimische Elektroerzeugnisse ab. 
Kräftigere Zuwächse gab es auch bei den 
Branchenausfuhren in die Niederlande und 
nach Italien, während beim Geschäft mit 
Frankreich – dem größten Abnehmer in Eu­
ropa und drittgrößten Kunden in der Welt – 
lediglich ein kleines Plus verbucht werden 
konnte.

Die Branchenexporte nach China erreichten 
im vergangenen Jahr 15 Mrd. Euro (vgl. 
Abb. 5). Allerdings übertrafen sie ihr Vorjah­
resniveau damit nur noch soeben um 1%. Im 
Abnehmer-Ranking fiel das Land wieder auf 
Position 2 – hinter die USA mit 16 Mrd. Euro 
– zurück. Ausdrücklich sei aber darauf hin­
gewiesen, dass sich die deutschen Elektro­
ausfuhren in das Reich der Mitte zwischen 
den Jahren 2000 und 2015 versechsfacht 
und seit 2009 verdoppelt haben und stark 
schwankende jährliche Wachstumsraten in 
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diesen Zeiträumen immer eher die Regel als die Ausnahme 
gewesen sind. Die Ausfuhren nach Brasilien und Russland 
waren im letzten Jahr stark rückläufig. 2013 war Russland 
noch unter den zehn größten Abnehmerländern der deut­
schen Elektroindustrie gewesen. Inzwischen rangiert es an 
Position 16. Im Gegensatz dazu nahmen die Exporte nach 
Indien – wenn auch auf vergleichsweise niedrigem Niveau 
– deutlich zu. Lässt man Russland und die Ukraine beiseite, 
so verlief das Geschäft mit Osteuropa im vergangenen Jahr 
sehr dynamisch. Die Elektroexporte nach Polen wuchsen 
um ein Fünftel, und auch die Ausfuhren nach Tschechien, 
Rumänien und Litauen stiegen zweistellig.

In absoluten Größen trugen 2015 die Ausfuhren in die USA 
am meisten zum Exportwachstum bei (vgl. Abb. 6). Sie leg­
ten allein um mehr als 2 Mrd. Euro zu. Den zweithöchsten 
Beitrag lieferten die Elektroausfuhren nach Polen. Sie wuch­
sen um 1½ Mrd. Euro und machten damit den Rückgang 

der Exporte nach Russland mehr als wett. 
Die Ausfuhren nach Großbritannien und in die 
Niederlande erhöhten sich absolut um 910 
bzw. 804 Mio. Euro, die nach Tschechien und 
Spanien um 717 und 619 Mio. Euro. Die Lie­
ferungen in die stark von Rohstoffen abhän­
gigen Länder Brasilien, Kasachstan und Nor­
wegen gingen dagegen jeweils um mehr als 
100 Mio. Euro zurück.

Ausblick: Elektroindustrie bleibt auf 
moderatem Wachstumskurs

Was 2016 anbelangt, so dürfte der globale 
Aufschwung weiter auf sich warten lassen. 
Der Internationale Währungsfonds geht von 
einer Zunahme der Weltwirtschaftsleistung 

um knapp 3½% aus. Das wären immer noch spürbar we­
niger als die durchschnittlichen mehr als 4% in den zehn 
Jahren vor der Finanzkrise. Die Wachstumsaussichten für 
die Schwellenländer bleiben gedämpft, der Euroraum ist 
nach wie vor nicht über den Berg, die Abhängigkeit von den 
Notenbanken weiter sehr hoch. Risiken liegen weiterhin in 
einer harten Landung in China, der US-Zinswende, geopo­
litischen Krisen respektive Terrorgefahren, Vermögenspreis­
blasen, einem Brexit oder Abwertungswettläufen. Zudem 
fragt man sich, ob die Geld- und Fiskalpolitik in einer nächs­
ten Rezession überhaupt noch Spieleräume zum Gegen­
steuern hätten.

Die deutschen Elektrofirmen sammelten zwischen Januar 
und Dezember 2015 – auch durch Großaufträge – insgesamt 
7% mehr Bestellungen ein als vor einem Jahr. Während die 
Aufträge aus dem Inland um moderate 3% zulegten, stiegen 
die Auslandsaufträge um 10%. Kunden aus dem Euroraum 
und aus Drittländern erhöhten ihre Bestellungen dabei um 

10% bzw. 11%. Kapazitätsauslastung und 
Reichweite der Auftragsbestände befinden 
sich aktuell jeweils auf Normalmaß. Sämtliche 
Stimmungsindikatoren liegen zwar im expan­
siven Bereich, allerdings wird die aktuelle La­
ge deutlich besser bewertet als die allgemei­
nen Geschäftserwartungen oder auch die 
Exporterwartungen. Befragt nach den ver­
gleichsweise größten Produktionshemmnis­
sen, wird seitens der Unternehmen an erster 
Stelle weiterhin ein Auftragsmangel genannt, 
noch vor dem Fachkräftemangel. Als eher 
unproblematisch werden derzeit dagegen die 
Beschaffung von Material und Rohstoffen wie 
auch Finanzierungen eingestuft.

Einer ZVEI-Konjunkturumfrage von März 
2016 zufolge erwarten mehr als neun Zehn­
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tel der antwortenden Elektrounternehmen, dass ihre Erlöse 
auch 2016 weiter wachsen werden. Lediglich ein Zehntel 
der Firmen rechnet mit stagnierenden Umsätzen. Alles in 
allem geht der ZVEI davon aus, dass die preisbereinigte 
Produktion der Branche 2016 um 1% zunehmen wird (vgl. 
Abb. 7). Der Umsatz sollte sich erneut etwas besser entwi­
ckeln und um 2% steigen. Damit wäre dann die 2008er 
Höchstmarke von 182 Mrd. Euro wieder erreicht.

Lösungsanbieter für drängende globale Aufgaben

Von der konjunkturellen Lage strikt zu unterscheiden ist die 
strukturelle Situation. Hier steht die deutsche Elektroindus­
trie in mehrfacher Hinsicht gut da. Zu der globalen, interna­
tionalen Aufstellung der Branche kommen die sehr soliden 
betriebswirtschaftlichen Grundlagen hinzu. Quer über alle 
Fachbereiche hinweg beläuft sich die durchschnittliche Um­
satzrendite auf 6%, die Gesamtkapitalrendite sogar auf 9%. 
Die aggregierte Eigenkapitalquote der heimischen Elekt­
rounternehmen ist 41% hoch. Das sind gut 10 Prozentpunk­
te mehr als im Durchschnitt des Verarbeitenden Gewerbes 
insgesamt.

Zur gesamtwirtschaftlichen Bedeutung der Elektroindustrie 
hatte der große österreichisch-amerikanische Nationalöko­
nom Joseph A. Schumpeter bereits in den 1930er Jahren 
einmal gesagt, dass die elektrische Energie »zweifellos neue 
Industrien und Waren, neue Einstellungen, neue Formen so­
zialen Handelns und Reagierens hervorgerufen hat.« Damit 
habe die Branche – ganz im Sinne der von ihm geprägten 
»schöpferischen Zerstörung« – die industriellen Standortbe­
dingungen umgeworfen. Die Elektroindustrie entwickelt in­
novative Produkte, Systeme und Lösungen, die auch und 
gerade heute für die Bewältigung drängender globaler Auf­
gaben unverzichtbar sind. Grundlage dafür sind ihre »Zu­
kunftsaufwendungen«, die sich aus jährlichen 15 Mrd. Euro 
für Forschung und Entwicklung, 6 Mrd. Euro für Investitionen 

und 2 Mrd. Euro für Aus- und Weiterbildung 
zusammensetzen und damit mehr als ein 
Achtel des Branchenumsatzes ausmachen.

Von den wesentlichen Trends, die in Wirt­
schaft und Gesellschaft zukünftig eine zent­
rale Rolle spielen werden, dürfte die Elektroin­
dustrie in besonderem Maße profitieren, zu­
mal sie diese Trends selbst aktiv vorantreibt. 
So wird die Digitalisierung die Industrie um­
wälzen. Als zentraler Anbieter der Kernkom­
petenzen für Industrie 4.0 verfügt die deut­
sche Elektroindustrie über eine gute Aus­
gangsposition, um die Entwicklung in diesem 
Bereich in führender Position zu gestalten. 
Gleichzeitig wird etwa die weltweit voran­
schreitende Urbanisierung ein effizienteres 

Wirtschaften und eine intelligentere Vernetzung erfordern 
und damit die Nachfrage nach Infrastrukturen, neuen For­
men der Mobilität, Kommunikation oder Sicherheit antrei­
ben. Zudem wächst der globale Energiehunger ungebremst 
und damit der Bedarf an energieeffizienten Lösungen. Nicht 
zuletzt werden der sich vielerorts abzeichnende demogra­
phische Wandel sowie der steigende Wohlstand in zahlrei­
chen aufstrebenden Volkswirtschaften die Anforderungen 
an die Gesundheitsversorgung grundlegend verändern.

Kurz zusammengefasst heißt das: Die Herausforderungen, 
vor denen Gesellschaft, Wirtschaft und Industrie stehen, sind 
groß. Nur mit den zukunftsträchtigen Technologien der Elekt­
roindustrie werden sie zu bewerkstelligen sein.
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Aktuelle Ergebnisse der ifo Investorenrechnung
Zur Bedeutung von Leasinginvestitionen in Deutschland: 

Stefan Sauer

Trotz gegenwärtig sehr niedriger Zinsen und solider Eigenkapitalquoten steht das Leasing als 

Finanzierungsalternative bei vielen Unternehmen weiterhin hoch im Kurs. Dem ifo Investitionstest 

Leasing zufolge belief sich das Neugeschäft im Mobilien-Leasing in Deutschland 2015 auf 51 Mrd. 

Euro (vgl. Städtler 2015). Das entsprach etwa einem Sechstel der gesamtwirtschaftlichen Ausrüs-

tungsinvestitionen (inkl. Sonstige Anlagen). Die amtliche Statistik verbucht geleaste Neuanschaf-

fungen in der Regel bei den Leasinggesellschaften im Dienstleistungsbereich (Eigentümerkonzept) 

und unterschätzt dadurch das tatsächliche Investitionsvolumen in vielen Wirtschaftsbereichen 

deutlich. In der ifo Investorenrechnung werden daher unter Verwendung der Ergebnisse des ifo 

Investitionstests Leasing zusätzlich auch Investitionszahlen nach dem Nutzerkonzept berechnet. 

Darin wird ein geleastes Investitionsgut dem Wirtschaftszweig zugeordnet, in dem es auch tat-

sächlich zum Einsatz kommt. Der vorliegende Artikel beschreibt die aktuellen Ergebnisse der ifo 

Investorenrechnung und legt dabei besonderes Augenmerk auf die unterschiedliche Bedeutung 

von Mobilien-Leasing für verschiedene Wirtschaftsbereiche.

Die ifo Investorenrechnung liefert Investi-
tionsmatrizen für Deutschland seit 1991, 
die 50 Wirtschaftszweige und zwölf Gü-
tergruppen umfassen. Die jährlich vom 
Statistischen Bundesamt veröffentlichten 
Bruttoanlageinvestitionen der deutschen 
Wirtschaftsbereiche (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2015) werden unter Verwen-
dung zahlreicher Datenquellen über die 
übliche Gliederung in Ausrüstungen, 
Bauten und Sonstige Anlagen hinaus auf-
geteilt.1 Dies gibt genauen Aufschluss 
über die Bedeutung der verschiedenen 
Investitionsgüter für einen Wirtschafts-
zweig. Dabei stehen die Investitionszah-
len für jedes Jahr sowohl nach dem Ei-
gentümer- als auch dem Nutzerkonzept 
in jeweiligen Preisen sowie preisbereinigt 
zur Verfügung.

Zur Veranschaulichung ist in Tabelle 1 der 
Ausschnitt einer Investitionsmatrix des 
Jahres 2015 mit ausgewählten Wirt-
schaftsbereichen und Gütergruppen 
nach dem Nutzerkonzept mit nominalen 
Zahlen in Millionen Euro abgebildet.2 An-
hand dieser Daten lässt sich nun bei-
spielsweise das Investitionsverhalten des 
Verarbeitenden Gewerbes im vergange-
nen Jahr detailliert analysieren. So gaben 
die Industrieunternehmen 2015 für Aus-

 1	 Die Methodik sowie die Datenquellen sind aus-
führlich in Strobel et al. (2012) beschrieben.

 2	 Aufgrund des Veröffentlichungszeitpunkts der 
amtlichen Statistiken konnten die Ergebnisse der 
ifo Investorenrechnung bisher lediglich mit zwei-
jähriger Verzögerung ausgewiesen werden. Unter 
Verwendung der ifo Investitionserhebungen wur-
de nun eine Schätzung bis zum aktuellen Jahr 
erstellt.

rüstungen und sonstige Anlagen unter 
Berücksichtigung der Leasinginvestitio-
nen geschätzt 120,3 Mrd. Euro aus. Mit 
50 Mrd. Euro stellte dabei geistiges Ei-
gentum die bedeutendste Gütergruppe 
dar. Diese umfasst neben Software und 
Lizenzen vor allem Ausgaben für For-
schung und Entwicklung.3 Dies spiegelt 
die hohe Bedeutung der Entwicklung 
neuer Produkte zur Erhaltung bzw. zur 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit wi-
der (vgl. Sauer und Strobel 2015). Sehr 
wichtige Investitionsgütergruppen für das 
Verarbeitende Gewerbe sind des Weite-
ren Maschinenbauerzeugnisse und Stra-
ßenfahrzeuge mit 37,8 Mrd. Euro bzw. 
16,1 Mrd. Euro. Als Beispiel für einen In-
dustriezweig ist im Matrixausschnitt der 
Maschinenbau dargestellt. In diesem Be-
reich sind die Ausgaben für Maschinen 
nahezu genauso hoch wie für geistiges 
Eigentum. Investitionen in Straßenfahr-
zeuge haben hier dagegen eine ver-
gleichsweise geringere Bedeutung und 
stehen etwa auf einem Niveau mit der Gü-
tergruppe Medizin- und Messgeräte.

Die Bedeutung des Mobilien-
Leasings in verschiedenen 
Wirtschaftsbereichen

Die Ergebnisse des jährlich durchgeführ-
ten ifo Investitionstests Leasing sind die 

 3	 FuE-Ausgaben werden seit der Generalrevision 
der amtlichen Statistiken im Jahr 2014 nicht mehr 
als laufender Aufwand verbucht, sondern zu den 
Investitionen gerechnet (vgl. Räth und Braak-
mann 2014).
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einzigen verfügbaren Daten über den gesamten deutschen 
Leasingmarkt. In diesem werden alle deutschen Leasing-
gesellschaften nach der Höhe ihres Neugeschäfts jeweils 
aufgegliedert nach Gütergruppen sowie nach Empfänger-
sektoren befragt. Abbildung 1 zeigt, wie sich die Leasingin-
vestitionen des Jahres 2014 auf die verschiedenen Lea-
singgüter und Empfängersektoren aufteilten. Bei den Gü-
terarten entfielen mehr als zwei Drittel des Neugeschäfts 
der Leasinggesellschaften auf Fahrzeuge, die damit das 
wichtigste Leasinggut darstellen. Die Zahl der in Deutsch-
land neu zugelassenen Leasingfahrzeuge belief sich dabei 
auf 1,36 Millionen. Mit einem Anteil von 68% am Anschaf-
fungswert der gesamten gewerblichen Fahrzeuginvestitio-
nen war das Leasing die bedeutendste Beschaffungsform 
für Straßenfahrzeuge. An zweiter Stelle der Leasinggüter 
folgen mit großem Abstand Produktionsmaschinen (10,5%). 
Hierzu zählen unter anderem auch Gabelstapler oder Bau-
maschinen. Der Computer- und Kommunikationsbereich, 
der bis in die 1980er Jahre das Leasinggeschäft dominier-
te, ist mittlerweile nur noch die drittwichtigste Gütergruppe. 
Das Immobilien-Leasing entwickelte sich in der jüngeren 
Vergangenheit ebenfalls stark rückläufig und machte im 
Jahr 2014 noch lediglich 3,3% des gesamten Leasingneu-
geschäfts aus.

Nach Empfängersektoren betrachtet hat der Dienstleis-
tungsbereich den größten Anteil an den Leasinginvestitio-
nen. Auch das Verarbeitende Gewerbe, der Bereich Verkehr 

und Lagerei sowie der Handel zählen zu den Wirtschafts-
bereichen, die als Leasingkunden ein hohes Gewicht haben. 
Nach den Konventionen der volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung wird die Anschaffung von neuen Bauten und Aus-
rüstungsgütern in der Regel beim Eigentümer der Anlagen 
nachgewiesen (Eigentümerkonzept). Die Investitionen des 
Dienstleistungssektors, in dem die Leasinggesellschaften 
angesiedelt sind, werden dadurch viel zu hoch bewertet, 
während hingegen die Anlagenkäufe vieler anderer Wirt-
schaftsbereiche erheblich zu niedrig ausgewiesen werden. 
Dies kann bei Analysen des Investitionsverhaltens von Wirt-
schaftsbereichen leicht zu Fehlinterpretationen führen. Da-
her stellt die ifo Investorenrechnung unter Verwendung der 
Ergebnisse des ifo Investitionstests Leasing ergänzende Be-
rechnungen zur Verteilung der Investitionen auf der Wirt-
schaftszweigebene nach dem Nutzerkonzept an. Bei die-
sem werden die Ausgaben losgelöst vom Eigentümer der 
Güter betrachtet und dem Wirtschaftszweig zugeordnet, der 
die Anlagen tatsächlich nutzt.

Als Beispiel für den Unterschied zwischen Eigentümer- und 
Nutzerkonzept sind in Abbildung 2 die nominalen Ausrüs-
tungsinvestitionen des Baugewerbes im Zeitverlauf seit 1991 
nach den beiden Konzepten abgezeichnet. Nach dem Nut-
zerkonzept nehmen die Investitionen hier deutlich höhere 
Werte an. Zwar verlaufen die beiden Reihen seit der Wie-
dervereinigung weitestgehend parallel, in einigen Jahren sind 
jedoch Abweichungen zu erkennen. So fiel der Anstieg in 

… 
… 

Tab. 1 
Ausschnitt einer Investitionsmatrix für das Jahr 2015 
Investitionen nach dem Nutzerkonzept, in jeweiligen Preisen, in Mio. Euro 
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Quelle: ifo Investorenrechnung. 
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den vergangenen Jahren unter Berücksichtigung der Lea-
singinvestitionen wesentlich stärker aus als nach dem Ei-
gentümerkonzept. Insgesamt betrug der Unterschied zwi-
schen den beiden Konzepten im Jahr 2015 über 3 Mrd. 
Euro. Die Bauwirtschaft fährt angesichts einer teils sehr vo-
latilen Auftragslage seit geraumer Zeit den Anteil ihrer eige-
nen Investitionen zurück und bedient sich dafür intensiver 
bei Vermietungsdienstleistern, etwa für die Anschaffung neu-
er Baumaschinen oder bei Investitionen in den Fuhrpark (vgl. 
Städtler 2015).

Anhand des Anteils des Leasings an den Ausrüstungsinves-
titionen nach dem Nutzerkonzept lässt sich nun die relative 
Bedeutung des Mobilien-Leasings für die verschiedenen 
Wirtschaftsbereiche berechnen. Für das zuvor gezeigte Bei-
spiel des Baugewerbes ergibt sich etwa eine Leasingquote 
von 36,7% für das Jahr 2015. Das bedeutet, dass mehr als 
ein Drittel der Ausrüstungsinvestitionen durch Leasing finan-
ziert wurden. Im Durchschnitt der letzten zehn Jahre lag die 
Leasingquote der Baufirmen sogar bei 38,1%. Damit zählt 
das Baugewerbe zu den Wirtschaftsbereichen, die bei der 
Finanzierung der Ausrüstungsinvestitionen am häufigsten 
auf Leasing zurückgreifen (vgl. Tab. 2a). Darüber hinaus wei-
sen auch viele Dienstleistungsbereiche hohe Leasingquoten 
auf, da in diesen Bereichen die besonders leasinggeeigne-
ten Fahrzeuge sowie Büromaschinen einschließlich EDV-An-
lagen den größten Teil des Investitionsbedarfs ausmachen. 
Besonders bei den unternehmensnahen Dienstleistern ent-
stehen nach wie vor neue Arbeitsplätze, die mit Investitions-
gütern von hoher Leasingaffinität ausgestattet werden. Zu 
den traditionellen Leasingkunden gehören außerdem auch 
Handelsunternehmen. Die Leasingquote des Handelsge-
werbes liegt zwar auch weiterhin deutlich über 20%, aller-
dings war hier in den vergangenen Jahren ein merklicher 
Rückgang zu verzeichnen. Zu den Bereichen mit dem ge-
ringsten Leasinganteil in der deutschen Wirtschaft zählen 
neben der Landwirtschaft auch die öffentlichen Dienstleister. 
Die öffentliche Hand ist zwar einer der größten Investoren in 
Deutschland, vom Leasing macht der deutsche Staat aber 
nur wenig Gebrauch.

Das Verarbeitende Gewerbe war seit Gründung der ersten 
deutschen Leasinggesellschaften in den 1960er Jahren de-
ren wichtigster Kunde. Inzwischen hat es diese Spitzenpo-
sition jedoch bereits seit einiger Zeit verloren, und die Lea-
singquote pendelte sich knapp unter der 10%-Marke ein. 
Allerdings gibt es hier auch zwischen den einzelnen Indus-
triezweigen erhebliche Unterschiede (vgl. Tab. 2b). An der 

Spitze liegt der Fahrzeugbau mit einer in den 
vergangenen zehn Jahren durchschnittli-
chen Quote von 12,1%, während die mittle-
re Leasingquote der Pharmaunternehmen 
lediglich bei 3% lag. Dies dürfte dadurch be-
gründet sein, dass die Pharmaindustrie den 
höchsten Anteil an Investitionen in For-
schung und Entwicklung hat; diese können 
nicht durch Leasing finanziert werden.

Fazit

Während die Bedeutung des Immobili-
en-Leasings im Vergleich zu den gesamten 
Bauinvestitionen seit einigen Jahren nahezu 
vernachlässigbar ist, entfällt bei den Ausrüs-
tungsinvestitionen mit etwa einem Sechstel 
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ein nicht unerheblicher Anteil auf das Mobilien-Leasing. Da-
bei unterscheidet sich die Leasingaffinität der verschiedenen 
Wirtschaftsbereiche zum Teil erheblich. Hohe Leasingquoten 
weisen beispielsweise verschiedene Dienstleistungsberei-
che, das Baugewerbe oder der Handel auf. Für die richtige 
Interpretation von Investitionszahlen nach dem Eigentümer-
konzept ist es wichtig, dies zu beachten.

Eine Aufgliederung der gesamtwirtschaftlichen Investitions-
ausgaben nach dem Nutzerkonzept erscheint daher beson-
ders sinnvoll, wenn es um die Analyse des Investitionsver-
haltens nach Wirtschaftszweigen geht. Für Fragen des Ka-
pitalbedarfs in den einzelnen Wirtschaftszweigen und die 
Entwicklung des sektoralen Produktionspotenzials ist es 
ebenfalls zweckmäßig, von Daten auszugehen, die nach 
dem Nutzerkonzept gegliedert sind. Zudem können bei-
spielsweise neue technologische Entwicklungen und struk-
turelle Änderungen in den Investitionstätigkeiten, die ihren 
Anfang oftmals in einer höheren Leasingquote für neuartige 
Güter nehmen, frühzeitig identifiziert und bewertet werden. 
Für Analysen der Vermögensbildung und der Vermögens-
verteilung bleibt jedoch nach wie vor auch die Aufteilung der 
Investitions- und Vermögensdaten nach dem Eigentümer-
konzept unverzichtbar.

Die Daten der ifo Investorenrechnung stehen Forschern 
kostenfrei im LMU-ifo Economics & Business Data Center 
(EBDC) am ifo Institut zur Verfügung oder können käuflich 
erworben werden.
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Tab. 2 
Leasinganteil an den Ausrüstungsinvestitionen (inkl. Sonstige Anlagen) 
Durchschnitt der vergangenen zehn Jahre (in %) 

a) Gesamte Wirtschaft   b) Verarbeitendes Gewerbe   

Wirtschaftsbereiche 
Mobilien-

Leasingquote 
Wirtschaftszweige 

Mobilien-
Leasingquote 

Freiberufliche, wiss. und techn. Dienstleistungen 38,7 Straßenfahrzeugbau 12,1 
Baugewerbe 38,1 Textil- und Bekleidungsgewerbe 11,1 
Sonstige Dienstleister 35,3 Papiergewerbe 10,9 
Finanz- und Versicherungsdienstleistungen 33,8 Ernährungsgewerbe 10,4 
Handel 27,0 Druckgewerbe 9,9 
Gastgewerbe 26,7 Herstellung von Metallerzeugnissen 9,2 
Verkehr und Lagerei 20,7 Metallerzeugung und -bearbeitung 8,2 
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft 12,2 Gummi- und Kunststoffwaren 7,4 
Verarbeitendes Gewerbe 8,6 Chemische Industrie 7,3 
Bergbau, Gewinnung von Steinen und Erden  7,4 Maschinenbau  7,0 
Information und Kommunikation 6,5 Elektrische Ausrüstungen  6,7 
Energieversorgung 6,2 Sonstiger Fahrzeugbau  5,6 
Öffentliche Dienstleister 3,4 Herstellung von Elektrogeräten 4,8 
Landwirtschaft 2,6 Pharmaindustrie 3,0 

Quelle: ifo Investorenrechnung. 
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Ergebnisse der März-Umfrage 2016
Ökonomenpanel von ifo und FAZ: 

Kai Jäger, Manuela Krause und Niklas Potrafke

In der zweiten Umfrage des Ökonomenpanels von ifo und FAZ im März 2016 wurden 670 Professo-

ren befragt. Die Rücklaufquote betrug 29,1%. 93,8% der Teilnehmer beantworteten dabei den Fra-

gebogen vollständig. Die Professoren wurden zu möglichen Einschränkungen von Bargeldzahlun-

gen gefragt. Dieses Thema war in den vergangenen Wochen Gegenstand der öffentlichen Debatte. 

So wurden Pläne bekannt, wonach die Bundesregierung eine Obergrenze von 5 000 Euro für Bar-

geldzahlungen in Erwägung zieht. Dazu kommen konkrete Überlegungen der Europäischen Zentral-

bank, den 500-Euro-Schein abzuschaffen. Begründet werden derartige Maßnahmen hauptsächlich 

mit einer besseren Bekämpfung von Kriminalität. 

Unter Ökonomen wird die Thematik einer Einschränkung der Bargeldzahlungen kontrovers dis-

kutiert. Beispielsweise sprach sich der Harvard-Ökonom Kenneth Rogoff bereits im November 

2014 bei den »Munich Lectures in Economics« für eine vollständige Abschaffung des Bargelds aus. 

Hans-Werner Sinn, Präsident a. D. des ifo Instituts, lehnt eine vollständige Abschaffung des Bar-

gelds dagegen ab und ist keineswegs von der Begründung der EZB zur Abschaffung des 500-Euro-

Scheins überzeugt.

Fragen und Ergebnisse der 
Umfrage

Eine Mehrheit von 54% der Teilnehmer 
der im Ökonomenpanel befragten Profes-
soren für Volkswirtschaftslehre an deut-
schen Universitäten spricht sich strikt ge-
gen eine Einschränkung von Bargeldzah-
lungen aus. Allerdings sind immerhin 
noch 44% der Teilnehmer der Ansicht, 
dass eine Obergrenze für Barzahlungen 
eingeführt werden sollte. Eine vollständige 
Abschaffung des Bargelds findet dage-
gen kaum Zustimmung (2%). 

Für die Mehrheit der Teilnehmer geht eine 
Einschränkung der Bargeldbezahlung 
zugleich mit ökonomischen Nachteilen 
einher. So sind 54% der Meinung, dass 
eine entsprechende Begrenzung geringe 
bzw. starke ökonomische Nachteile mit 
sich bringt. Lediglich 23% verbinden da-
mit geringe bzw. starke ökonomische 
Vorteile. 

Befragt nach den Gründen für eine Ab-
schaffung des 500-Euro-Scheins, wie von 
der EZB geplant, stimmen die meisten 
Teilnehmer der von EZB-Präsident Mario 
Draghi angeführten Begründung zur Ein-
dämmung krimineller Aktivitäten durch ei-
ne entsprechende Abschaffung zu. So 
sind 40% der Ansicht, dass mit einer Ab-
schaffung des 500ers diese Absicht ver-
bunden ist. 20% der Teilnehmer sind da-
gegen der Meinung, dass mit einer ent-
sprechenden Maßnahme der Spielraum 

für höhere Strafzinsen auf Einlagen der 
Banken bei der Notenbank vergrößert 
werden soll. 22% sprechen sich für beide 
Gründe gleichermaßen aus. Einen gänz-
lich anderen Grund für das Vorhaben der 
Abschaffung des 500-Euro-Scheins ga-
ben 10% der Teilnehmer an. Vornehmlich 
wird dabei die Möglichkeit einer stärkeren 
Überwachung der Bürger, aber auch die 
Reduzierung von Geldwäsche und 
Schwarzarbeit genannt. 

Wie sicher sind sich die Befragten 
bei ihren Antworten?

Bei den Fragen zur Zukunft des Bargel-
des und zu den ökonomischen Auswir-
kungen einer Bargeldeinschränkung hat-

2%

44%54%

Bargeld soll völlig abgeschafft werden.

Bargeld soll nicht völlig abgeschafft
werden, aber eine Obergrenze für
Barzahlungen soll eingeführt werden.

Barzahlungen sollen nicht eingeschränkt
werden.

In der Öffentlichkeit wird zurzeit die mögliche Einschränkung der
Bargeldbezahlung debattiert. 
Welchen Vorschlag würden Sie in dieser Frage bevorzugen?

Quelle: Ökonomenpanel März 2016. 
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ten die Teilnehmer die Möglichkeit auf einer Skala von 0 
bis 10 anzugeben, wie sicher sie sich bei ihrer Bewertung 
sind. Die Ergebnisse zeigen, dass sich die Teilnehmer bei 
ihren Einschätzungen im Mittel relativ sicher waren. In der 
Frage zur Zukunft des Bargeldes erreichte die durch-
schnittliche Sicherheitseinschätzung einen Wert von 8,3. 
Bei der Bewertung der ökonomischen Auswirkungen einer 
Bargeldeinschränkung lag der Mittelwert bei 7,5. Sowohl 
die Teilnehmer, die gegen eine Einschränkung von Bar-
geldzahlungen sind (8,9), als auch diejenigen, die starke 
ökonomische Nachteile von einer Bargeldeinschränkung 
erwarten (9,0), waren sich am sichersten. Gewichtet man 
die Antworten entsprechend dem geäußerten Sicherheits-
grad der Teilnehmer, so erhöht sich die Ablehnung einer 
Bargeldeinschränkung von 54% auf 58%. Die Bewertung, 
dass eine Bargeldeinschränkung geringe bzw. starke öko-
nomische Nachteile mit sich bringt, steigt nun von 54% 
auf 57%.

2%

21%

23%
35%

19% starke ökonomische Vorteile

geringe ökonomische Vorteile

teils-teils

geringe ökonomische Nachteile

starke ökonomische Nachteile

Welche ökonomische Auswirkung hätte Ihrer Meinung nach eine Einschränkung 
der Bargeldbezahlung für die deutsche Wirtschaft?

Quelle: Ökonomenpanel März 2016. 
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Optionale Kommentare

Bei der Frage, wie sich die Ökonomen zu 
einer Einschränkung der Bargeldzahlung 
positionieren, hatten die Befragten zudem 
die Möglichkeit optional einen Kommentar 
zu verfassen. Die meisten Kommentare 
mahnten dabei an, dass mit einer Be-
schränkung der Bargeldzahlungen vor al-
lem eine Ausweitung der staatlichen Kont-
rolle einhergehen würde und warnten vor 
einem möglichen Machtmissbrauch des 
Staates. Zudem bezeichneten einige Teil-
nehmer die Nutzung von Bargeld als ein 
Bürgerrecht bzw. als einen Schlüssel zu 
Mobilität und Freiheit. Ein Teilnehmer zitier-
te in diesem Zusammenhang den russi-
schen Schriftsteller Fjodor Dostojewski: 
»Geld ist geprägte Freiheit«. In anderen 
Kommentaren wurde dagegen Verständnis 
für die mögliche Einführung von Obergren-
zen für Bargeldzahlungen geäußert, da die-
se zwar nicht kriminelle Geschäfte an sich 
verhindern, aber ihre Aufdeckung und Be-
weissicherung erleichtern würden.
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Craft-Stoff für den Biermarkt?*

Julia Schricker

Inzwischen ist die Craft-Bierbewegung auch in Deutschland angekommen und verhilft dem seit 

Jahrzehnten gegen sinkende Absatzzahlen kämpfenden Biermarkt zu neuem Schwung. Angesichts 

der sich verändernden Konsumpräferenzen – hin zu mehr Qualität, Regionalität und einem gestei-

gerten Gesundheitsbewusstsein – war dies den Brauereien trotz zahlreicher Neueinführungen bei 

Bieren und Biermischgetränken, millionenschweren Werbekampagnen sowie einem starken Preis-

wettkampf untereinander nicht gelungen. Die individuellen, aromaintensiven und zumeist regio-

nalen Spezialitätenbiere, die sich als Gegenbewegung zu den traditionellen, geschmacklich oft 

sehr ähnlichen Bieren der industriellen Brauereikonzerne inszenieren, wecken das Interesse der 

Kunden und eröffnen erstmal seit langem wieder Preissetzungsspielräume auf dem hart umkämpf-

ten Biermarkt. Viele Brauer hoffen auf eine ähnlich dynamische und nachhaltige Entwicklung der 

deutschen Craft-Bierszene wie in den USA, seinem Ursprungsland, wo Craft-Bier bereits einen 

zweistelligen Marktanteil erobern konnte. 

Seit mehr als drei Jahrzehnten sind die 
deutschen Brauereien mit einem sinken-
den Bierdurst der Verbraucher konfron-
tiert: Während im Rekordjahr 1976 jeder 
Deutsche noch durchschnittlich 151,0 Li-
ter Bier im Jahr trank, sank dieser Wert 
kontinuierlich bis auf 106,6 Liter im Jahr 
2014 (vgl. Abb. 1). Der Bierausstoß der 
Brauereien sowie deren Umsatz gingen 
allein im Zeitraum von 2004 bis 2014 um 
12% bzw. um 6% zurück. Zwar fallen die 
Bilanzen mancher Jahre auch positiver 
aus, was aber weniger von strukturellen 
Verbesserungen als mehr von Faktoren 
wie der Witterung und Sportgroßereignis-
sen, beispielsweise der Fußballweltmeis-
terschaft 2014, getrieben ist. Aber auch 
die besseren Jahre können nicht über die 
insgesamt rückläufige Entwicklung hin-
wegtäuschen. Um die Gunst der verblie-
benen Bierliebhaber herrscht ein intensi-
ver Wettbewerb unter den Brauereien, 
den vor allem einige wenige große Brau-
ereikonzerne wie Radeberger, Anheu-
ser-Busch InBev oder Oettinger domi
nieren. Die Anstrengungen der Braue
reien, diesem Negativtrend entgegenzu-
wirken, spiegeln sich unter anderem in 
einem viele Millionen Euro umfassenden 
Werbebudget wider. Im Zeitraum zwi-
schen 2012 und 2015 beliefen sich die 
entsprechenden Ausgaben insgesamt auf 
rund 1,4 Mrd. Euro.1 Außerdem versu-
chen die Brauereien, ihren Absatz über 
Preisaktionen anzukurbeln, was sich zu-
mindest kurzfristig als effektiveres Mittel 

 1	 Diese Summe verteilt sich auf die 35 werbetrei-
benden Brauereien in Deutschland.

erwiesen hat. Dies führte dazu, dass im 
vergangenen Jahr rund zwei Drittel der im 
Fernsehen beworbenen Biere zu Aktions-
preisen verkauft wurden, die im Durch-
schnitt bei unter 10 Euro je Kasten lagen. 
Die preislichen Spielräume auf dem Bier-
markt sind folglich sehr eng gesteckt. 

Es gibt mehrere Aspekte, die für die un-
günstige Entwicklung des Biersegments 
verantwortlich gemacht werden können. 
Unter anderem ist hier der demographi-
sche Wandel zu nennen. Wie es scheint, 
reduzieren die Verbraucher mit zuneh-
mendem Alter ihren Alkoholkonsum. 
Doch auch bei den jüngeren Konsumen-
ten ist eine gewisse Zurückhaltung zu er-
kennen, die – zumindest zum Teil – auf ein 
steigendes Gesundheitsbewusstsein zu-
rückgeführt wird. Auch die anderen Spar-
ten der alkoholischen Getränkeherstel-
lung leiden unter diesen Entwicklungen. 

 *	 Aus der Reihe »Institutionelle Veränderungen und 
ihre Wirkung auf Branchen«.

0

20

40

60

80

100

120

140

160

1950 1954 1958 1962 1966 1970 1974 1978 1982 1986 1990 1994 1998 2002 2006 2010 2014

Liter je Einwohner

Bierkonsum

1976

Quelle: Deutscher Brauer-Bund.

Abb. 1



50 Daten und Prognosen

ifo Schnelldienst 7/2016 – 69. Jahrgang – 13. April 2016

Darüber hinaus schaffen es die Biererzeugnisse der Groß-
brauereien kaum noch, die Neugierde der Konsumenten zu 
wecken. Denn aufgrund der Marktkonzentration der großen 
Brauereikonzerne sowie deren Bestreben, einen möglichst 
breiten Kundengeschmack zu treffen, sind die Biersorten 
geschmacklich oft sehr ähnlich. Wie eine Studie von Mintel 
(2015), einer internationalen Agentur für Marktforschung- 
und Analyse, vom vergangenen Oktober ergab, legen viele 
Verbraucher beim Biereinkauf jedoch großen Wert auf Re-
gionalität, abwechslungsreiche Geschmäcker und neue Im-
pulse, wie beispielsweise die Aufmachung der Biere.2 

In den letzten Jahren hat sich ein neuer Verbrauchertrend 
herausgebildet, der mit »Klasse statt Masse« zusammenge-
fasst werden könnte: Viele Verbraucher reduzieren den Kon-
sum von vermeintlich ungesunden Lebensmitteln, wenn sie 
aber doch ins Regal greifen, dann zu Produkten höherer 
Qualität, die darüber hinaus auch oft das Bedürfnis nach 
Authentizität, Qualität und moralisch-ethischem Verhalten 
befriedigen sollen. Dafür sind sie oftmals bereit, mehr Geld 
auszugeben. Diese Entwicklung ist bei einigen Produkten, 
wie Wein oder Fleisch, zu beobachten. Die Lücke, die es 
diesbezüglich auf dem Biermarkt gab, scheinen die Craft- 
Brauer – als Gegenbewegung zu den Großbrauereien – zu 
schließen. 

Die Craft-Bierbewegung

In den USA – dem Mutterland der Bewegung – ist Craft-Bier 
als ein Bier definiert, das in kleinen Mengen und von unab-
hängigen Brauereien auf traditionelle Weise gebraut wird. 
Da fast alle deutschen Brauereien – auch die Brauereigroß-
konzerne – mit ihrem jährlichen Ausstoß unterhalb der Ober-
grenze für US-amerikanische Craft-Bierbrauereien von 
6 Mio. Barrels (= 9,5 Mio. hl) bleiben, kann die amerikanische 
Definition nicht direkt auf den deutschen Biermarkt übertra-
gen werden.3 Hierzulande geht es bei der Definition von 
Craft-Bier mehr um den Geschmack des Bieres als um die 
Brauereigröße. Laut dem Deutschen Brauer-Bund sind 
Craft-Biere dementsprechend meist hopfen- und malzbe-
tonte, aromaintensive Biere, die nach dem Reinheitsgebot 

 2	 Bei der Befragung von Mintel gaben 15% der Befragten an, dass das 
Ausprobieren von neuen Produkten und Geschmacksrichtungen ein 
wichtiger Kauffaktor für sie ist. Mit einem Anteil von 28% legt vor allem 
die Gruppe der 18- bis 24-Jährigen Wert auf einen einzigartigen oder 
bislang unbekannten Geschmack beim Bierkonsum. Knapp 50% der 
Verbraucher bevorzugen Bier aus der eigenen Region. 40% probieren 
gerne verschiedenen Biermarken, satt bei einer Sorte zu bleiben.

 3	 Oftmals wird im Zusammenhang mit Craft-Bier von sogenannten »Micro 
Breweries« gesprochen. Tatsächlich stammt ein großer Teil der Craft-Bie-
re aus diesen Brauereien, aber nicht alle. Micro Breweries sind nur durch 
ihre Größe bzw. ihren Bierausstoß von weniger als 460 000 Gallons (ca. 
17 400 hl) pro Jahr definiert. Im Gegensatz dazu werden Craft Breweries 
neben ihrer Größe auch durch Besitzverhältnisse (weniger als 25% der 
Anteile dürfen von Brauereikonzernen, die keine Craft Breweries sind, 
gehalten werden) und Brauweise (u.a. bestimmte Zutaten) definiert. Auch 
in Deutschland kursiert der Begriff Mikrobrauerei. Hierunter fallen alle 
Brauereien mit einer jährlichen Erzeugung von weniger als 3 000 hl.

gebraut werden und von Regionalität und Experimentier-
freude geprägt sind. Auch innerhalb des Reinheitsgebots 
gibt es viel Spielraum für neue, geschmacklich einzigartige 
Kreationen: Während traditionelle Biere üblicherweise mit 
ein paar wenigen klassischen Bitterhopfensorten gebraut 
werden, verwenden die Craft-Bierbrauer vor allem speziell 
entwickelte und gezüchtete Aromahopfen. Die unterschied-
lichen Aromahopfen verleihen den Bieren vielfältigste Ge-
schmacksrichtungen. Aromen wie Mandarine, Stachelbee-
re, Honigmelone oder Gletschereis sind nur einige Beispie-
le. Auch der Einsatz unterschiedlicher Hefen, verschiedener 
Röstungsvorgänge beim Malz, verschiedener Maischever-
fahren sowie die Lagerung in Eichenholzfässern, in denen 
auch Whiskey und Scotch gelagert wird, tragen zur Ge-
schmacksdiversifikation bei. Während sich die Mehrheit der 
deutschen Brauer dem deutschen Reinheitsgebot, das in 
diesem Jahr sein 500-jähriges Bestehen feiert, verpflichtet 
fühlt, halten einige Brauer der Craft-Bierszene die damit ein-
hergehenden Einschränkungen für überholt. Sie verwenden 
– über die vier klassischen Bestandteile Hopfen, Gerste, 
Hefe und Wasser hinaus – weitere Zutaten, wie beispiels-
weise Kräuter und Gewürze. Ihre Erzeugnisse dürfen auf 
dem deutschen Markt jedoch nicht als Bier verkauft werden, 
sondern werden als sogenannte Biermischgetränke auf den 
Markt gebracht. 

Kaum eine andere Getränkesparte erfährt gerade so viel 
Bewegung wie der Biermarkt. Trotz sinkender Absatzmen-
gen boomen die Mikrobrauereien – seit 2006 ist ihr Anteil 
um gut 20% gestiegen. Mit 906 Braustätten stellen sie 
knapp zwei Drittel aller in Deutschland betriebenen Braue-
reien dar.4 Auch hinsichtlich der Bierneuschöpfungen zeigt 
das Craft-Biersegment Dynamik: Während 2012 nur 1% der 
Biere, die neu auf den Markt kamen, in das Segment Craft-
Bier fielen, waren es 2014 bereits 12%. Dieser Trend scheint 
sich fortzusetzen, wie die Zahlen für die ersten neun Mona-
te 2015 belegen, in denen Craft-Biere bereits 18% der Neu-
einführungen ausmachten. Auch auf der Nachfrageseite 
avancieren die Gourmetbiere zum Verbraucherliebling: 
Knapp ein Viertel der deutschen Biertrinker kaufte 2015 
Craft-Bier für den heimischen Eigenkonsum, immerhin 16% 
konsumierten es in Restaurants oder Kneipen. Trotz allem 
liegen die kreativen Biere mit einem Anteil von nur 0,6% an 
der insgesamt erzeugten Biermenge in einem Nischen
bereich. 

Perspektiven: Innovation für die Nische oder 
Game-Changer für die Branche?

Angesichts des rückläufigen Bierkonsums könnte der deut-
sche Biermarkt von einer Produktinnovation, wie sie das 

 4	 Da in Deutschland noch keine verbindliche Definition für Craft-Bier exis-
tiert, werden entsprechende Brauereien nicht gesondert erfasst. Zwar 
produziert nicht jede Mikrobrauerei zwingend Craft-Bier, die Entwicklung 
der Mikrobrauereien wird aber dennoch als Hilfsgröße herangezogen.
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Craft-Bier darstellt, profitieren. Die Braue-
reien erhoffen sich von den Spezialitä-
tenbieren Wachstumsimpulse, die unab-
hängig vom Wetter, kalendarischen Effek-
ten sowie von sportlichen Großereignissen 
sind. Darüber hinaus eröffnen sie neue 
Preissetzungsspielräume auf dem hart um-
kämpften Biermarkt, denn die Zahlungsbe-
reitschaft der Verbraucher für ein Craft-Bier 
ist deutlich höher als für ein traditionelles 
Bier. Im Durchschnitt geben sie hierfür das 
Doppelte bis Dreifache aus. Dadurch tra-
gen die Craft-Biere – trotz ihres mengen-
mäßig geringen Umfangs – schon jetzt da-
zu bei, den Biermarkt wertmäßig auf Kurs 
zu halten. 

In der Brauerszene herrscht Gründerstimmung. Doch ob der 
Craft-Biertrend das Potenzial hat, eine Kehrtwende auf dem 
Biermarkt auszulösen oder ob sich der Craft-Bierkonsum 
zukünftig auf einen kleinen Kreis von Liebhabern exotischer 
Bierspezialitäten beschränken wird, kann heute niemand mit 
Sicherheit voraussagen. Hinsichtlich der Perspektiven von 
Craft-Bier auf dem deutschen Biermarkt blicken viele Brauer 
auf die Erfolgsgeschichte der Craft-Bierbewegung in den 
USA und hoffen auf eine ähnlich dynamische und nachhal-
tige Entwicklung hierzulande. Seit ihren Anfängen in den 
1980er Jahren, als die Craft-Bierszene als Gegenbewegung 
zu den Brauereigroßkonzernen entstanden ist, hat sich Craft-
Bier als fester Bestandteil der US-amerikanischen Bierwirt-
schaft etabliert. Die Zahl der Brauereien ist von nur 44 Ende 
der 1970er Jahre auf ein historisches Hoch von 4 269 im 
Jahr 2015 gewachsen. Nach acht Jahren mit jährlich 
zweistelligen Wachstumsraten erreichten die Craft-Brauerei-
en 2015 mit einem Ausstoß von 24,5 Mio. Barrel (entspricht 
38,2 Mill. hl) einen Marktanteil von 12%. Zum Vergleich: 2011 
war der Anteil der Craft-Biererzeugung mit einem Ausstoß 
von 11,5 Mio. Barrel (18,3 Mio. hl) nur halb so hoch gewesen 
(vgl. Abb. 2). Viele Mikrobrauereien sind inzwischen zu be-
deutenden Betrieben gewachsen. Im letzten Jahr konnten 
sie ein mengenmäßiges Wachstum von 13% erzielen, wäh-
rend der gesamte US-Biermarkt im gleichen Zeitraum nur 
marginal um 0,2% wuchs. Was den Umsatz angeht, erreich-
te Craft-Bier sogar einen Anteil von 21% am Gesamtumsatz 
der US-amerikanischen Bierbranche (2014: 19,3%). Exper-
ten rechnen damit, dass das Wachstum in den nächsten 
Jahren anhalten wird, und Optimisten haben den Slogan »20 
by 20« augelobt, also 20% Marktanteil bis zum Jahr 2020.

Fazit

Der deutsche Biermarkt kann sicherlich nicht direkt mit dem 
amerikanischen verglichen werden. Die deutschen Brauer 
blicken auf eine lange Biertradition zurück und sind – dank 

des Reinheitsgebots – für ihre exzellenten Biere international 
bekannt. Anders wie in Übersee, gab es hierzulande schon 
vor dem Aufkommen von Craft-Bier eine große Anzahl (auch 
kleiner) Brauereien und eine große Vielfalt an Bieren. Das 
stilvolle Zelebrieren einer Flasche außergewöhnlichen Bieres, 
zum Teil in extra hierfür hergestellten Gläsern – ähnlich wie 
beim Wein – ist jedoch eine Neuerung für den Biermarkt, die 
von den Konsumenten mit großen Interesse angenommen 
wird. Ob sich die Gourmetbiere auch langfristig in der Ver-
brauchergunst halten können, bleibt abzuwarten. Nicht zu-
letzt die Tatsache, dass inzwischen auch die großen Brau-
ereikonzerne auf den Trend aufmerksam geworden sind und 
mit eigenen Spezialitätenbieren auf den Markt drängen, kann 
aber als Indiz dafür gewertet werden, dass die Craft-Biersze-
ne das Potenzial hat, sich als fester Bestandteil des Bier-
marktes zu etablieren. 
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Chancen und Risiken für die Exportindustrie
Die Aufhebung der Sanktionen gegen Iran

Erdal Yalcin und Philipp Lang

Im Juli 2015 formulierten die fünf ständigen Mitglieder des Sicherheitsrates der Vereinten Nati-

onen plus Deutschland und die Europäischen Union mit dem Iran einen gemeinsamen Aktions-

plan, um sicherzustellen, dass der Iran sein Atomprogramm ausschließlich friedlichen nutzen wird. 

Im Januar 2016 verkündete die Internationale Atomenergiebehörde schließlich, dass der Iran die 

vereinbarten Abmachungen einhält. In der Folge hoben die EU und die USA die Wirtschafts- und 

Finanzsanktionen gegen den Iran auf. Dieser Bericht stellt die Handelsfolgen der Sanktionen gegen 

den Iran dar und leitet mögliche Handelspotenziale für die deutsche Industrie ab.

Der UN-Sicherheitsrat hat seit 2006 eine 
Reihe von Resolutionen verabschiedet, 
die umfassende Wirtschafts- und Finanz-
sanktionen gegen die Islamische Repu-
blik Iran zur Folge hatten. Ursächlich für 
die Einführung dieser weitreichenden 
Sanktionen war primär die Ablehnung der 
iranischen Regierung, ihre Uranaufberei-
tung und -anreicherung einzustellen. In 
einem ersten Schritt wurden wirtschaftli-
che Aktivitäten, die insbesondere in Zu-
sammenhang mit der Atomindustrie ste-
hen, sanktioniert. Diese spezifischen 
Sanktionen hatten zunächst mehr Sym-
bolcharakter und keine nennenswerte 
Wirkung auf Irans Außenhandel und Wirt-
schaft. In den folgenden Jahren wurden 
die Sanktionsmaßnahmen jedoch stetig 
erhöht: Unterbindung des Waffenhan-
dels, Einfrierung iranischer Vermögens-
positionen bei ausländischen Banken, 
Überwachung und Unterbindung interna-
tionaler Finanztransaktionen mit dem 
Iran, Einschränkung der Reisefreiheit ira-
nischer Staatsbürger, die mit dem Atom-
programm in Verbindung stehen. 2012 
hat die EU neben anderen Nationen 
schließlich die Einfuhr von Öl und Gas aus 
dem Iran verboten. Insbesondere die 
Sanktionierung der Petrochemie, Ölin-
dustrie und die effektive Unterbindung 
wichtiger internationaler Finanztransakti-
onen führten im Iran zu einer wirtschaft-
lichen Rezession. Hiervon sind auch die 
europäische und deutsche Exportindus-
trie betroffen, die in den Jahren zuvor ein 
stetiges Handelswachstum mit dem Iran 
verzeichneten. Mit den Wirtschafts- und 
Finanzsanktionen ist der europäisch-ira-
nische Handel stark eingebrochen, wäh-
rend einzelne Länder wie China und In-
dien ihre Wirtschaftsbeziehungen zum 
Iran ausbauen konnten.

Im Juli 2015 formulierten die fünf ständi-
gen Mitglieder des Sicherheitsrates der 

Vereinten Nationen, China, Frankreich, 
Russland, Großbritannien und die USA, 
plus Deutschland und die Europäische 
Union mit dem Iran schließlich einen ge-
meinsamen umfassenden Aktionsplan 
(Joint Comprehensive Plan of Action 
(JCPOA)), um sicherzustellen, dass der 
Iran sein Atomprogramm ausschließlich 
friedlich nutzen wird. Es wurde vereinbart, 
dass die Erfüllung der im JCPOA formu-
lierten Ziele eine Lockerung der existie-
renden Sanktionen zur Folge hat und 
langfristig eine Aufhebung der Sanktionen 
möglich ist.

Die Internationale Atomenergiebehörde 
(International Atomic Energy Agency – 
IAEA), die unter anderem mit der Über-
prüfung des iranischen Atomprogramms 
beauftragt ist, verkündete im Januar 
2016, dass der Iran die im Rahmen des 
JCPOA vereinbarten Abmachungen ein-
hält. In der Folge hoben die EU und die 
USA die Wirtschafts- und Finanzsanktio-
nen im vereinbarten Umfang auf. Als Fol-
ge der Sanktionslockerungen erhoffen 
sich europäische und insbesondere deut-
sche Unternehmen in den kommenden 
Jahren eine starke Zunahme ihrer Expor-
te in den Iran. Besonders in Ländern, die 
vor Auferlegung der Sanktionen bereits 
ein hohes Handels- und Investitionsvolu-
men mit dem Iran aufwiesen, wird kurz-
fristig eine Wiederherstellung der Han-
delsbeziehungen erwartet, während lang-
fristig eine länger anhaltende Nachfrage 
nach Industriegütern erhofft wird, da die 
iranische Industrie in vielen Branchen ei-
nen dringenden Erneuerungsbedarf hat. 
Deutsche Unternehmen, deren Exporte 
in den Iran in den letzten Jahren bei etwa 
3 Mrd. US-Dollar stagnierten, hätten ohne 
Wirtschafts- und Finanzsanktionen bis 
2020 ein jährliches Exportvolumen von 
10 Mrd. US-Dollar erreichen können. 
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Sofern die Aufhebung der Wirtschafts- und Finanzsanktio-
nen nicht rückgängig gemacht wird, ist in den kommenden 
vier Jahren eine Verdoppelung der gegenwärtigen deut-
schen Exporte möglich. Ein jährliches Exportniveau von 
10 Mrd. US-Dollar könnte bereits ab 2024 erreicht werden. 
Diese Prognosen hängen neben der Sanktionspolitik gegen-
über dem Land zu einem erheblichen Teil auch von der Öl-
preisentwicklung ab, da ein großer Teil der iranischen Staats-
einnahmen von Öl- und Gasexporten abhängt.

Im Folgenden werden Irans Export- und Importentwicklun-
gen im Zusammenhang mit den Wirtschafts- und Finanz-
sanktionen kurz dargestellt und mögliche zukünftige Ent-
wicklungen für die deutsche Industrie abgeleitet.

Die Entwicklung der Iran-Sanktionen

Zur Sicherstellung einer friedlichen Nutzung von aufbereite-
tem Uran in der Islamischen Republik Iran beschloss der 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen in den Resolutionen 
1737 (2006) am 23. Dezember 2006 und 1747 (2007) am 
24. März 2007 Wirtschafts- und Finanzsanktionen gegen 
das Land. In einem gemeinsamen Standpunkt (2007/140/
GASP) beschloss der Rat der Europäischen Union in Folge 
der Resolution vom 22. Januar 2007 die Aufforderung an 
alle Mitgliedstaaten, die Maßnahmen der genannten UN-Re-
solution »uneingeschränkt und unverzüglich durchzuführen.« 

Es folgten am 3. März 2008 unter anderem die UN-Resolu-
tion 1803 (2008), verschärfte Überwachung iranischer Bank-
transkationen, und die Resolution 1929 vom 9. Juni 2010, 
weitere Sanktionen im Finanzbereich und ein umfassenderes 
Waffenembargo. 

Auf europäischer Ebene verschärfte der Beschluss 2012/35/
GASP vom 23. Januar 2012 die EU-Sanktionen gegen den 
Iran. Unter anderem waren ab diesem Zeitpunkt auch »der 
Erwerb, die Einfuhr und die Beförderung von Rohöl und 
Erdölerzeugnissen sowie von petrochemischen Erzeugnis-
sen aus dem Iran untersagt.« Ebenso untersagte der Be-
schluss den »Verkauf, Kauf, Beförderung oder Vermittlung 
von Gold, Edelmetallen und Diamanten.«

Mit den Durchführungsverordnungen (EU) Nr. 945/2012 und 
(EU) Nr. 1264/2012 weiteten sich zum Ende des Jahres 
2012 die Finanzsanktionen aus. Verordnung (EU) 
Nr. 1263/2012 erweiterte die Sanktionen auf weitere Güter 
und Dienstleistungen vor allem in der Erdöl- und Erdgasin-
dustrie.

Erste Lockerungen der Sanktionen ergaben sich in Folge 
der Genfer Vereinbarung (»Joint Plan of Action«), die in der 
Verordnung (EU) Nr. 42/2014 vom 20. Januar 2014 umge-
setzt wurden. Am 20. Juli 2015 wurde schließlich mit der 

UN-Resolution 2231 (2015) (»Joint Comprehensive Plan of 
Action«) die Aufhebung der Sanktionen vereinbart, sobald 
der Iran festgelegte Maßnahmen zum Abbau seines Nukle-
arprogramms umsetze. Damit ginge die Aufhebung der Re-
solutionen 1696(2006), 1737(2006), 1747(2007), 
1803(2008), 1835(2008), 1929(2010) sowie 2224(2015) des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen einher. Dies sei zur 
Sicherstellung eines »friedlichen Charakter[s] des iranischen 
Nuklearprogrammes« und führe zur Aufhebung der Nukle-
arsanktionen. 

Die Internationale Atomenergiebehörde, die unter anderem 
mit der Überprüfung des iranischen Atomprogramms be-
auftragt ist, verkündete im Januar 2016, dass der Iran die 
im Rahmen des JCPOA vereinbarten Abmachungen einhält. 
In der Folge hoben die EU und die USA die Wirtschafts- und 
Finanzsanktionen gegen den Iran im vereinbarten Umfang 
auf (Beschluss (GASP) 2016/37). Die Lockerung der Sank-
tionen lässt bestehende Verordnungen bezüglich des Han-
dels und Rechtsgeschäfte mit dem Iran unberührt. So ist 
unter anderem weiter die Dual-Use-Güter-Verordnung (Ver-
ordnung (EG) Nr.428/2009) zu beachten. Ebenfalls bleibt 
auch das Waffenembargo gegen den Iran bestehen. 

Seit Anfang 2016 verbleiben europäische und amerikani-
sche Sanktionen gegen den Iran in folgenden Bereichen: 
Finanzsanktionen gegen Einzelpersonen (Personenliste), 
Handelsverbot mit bestimmten Metallen, Verbot des Han-
dels mit bestimmten Gütern (Güterliste VO 267), Handels-
verbot mit Dual-Use-Gütern, Militärgüter- und Abhörge
räteembargo, Verbot von Softwarehandel (für industrielle 
Prozesse). 

Die wirtschaftlichen Folgen insbesondere der verschärften 
Sanktionen seit 2012 hatten schwerwiegende Effekte für die 
iranische Wirtschaft und für die Handelsstruktur des Landes. 
Wie diese Anpassungen aussehen und welche Entwicklun-
gen für einzelne Länder in den kommenden Jahren zu er-
warten sind, wird im Folgenden herausgearbeitet.

Die wirtschaftliche Entwicklung der Islamischen 
Republik

Eine Übersicht über wichtige Kennzahlen der iranischen 
Volkswirtschaft bietet Abbildung 1, in der neben Kennzahlen 
zur Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Situation ferner 
Irans wichtigste Handelspartner der letzten Jahre dargestellt 
werden. 

Mit einem Bruttoinlandsprodukt (BIP) von 592 Mrd. US-Dol-
lar 2014 und einer Bevölkerung von 78,1 Millionen ent-
spricht das Pro-Kopf-Einkommen Irans etwa 11% des deut-
schen Durchschnittseinkommens. In Folge der verschärften 
Sanktionen ab 2012 reduzierte sich das iranische 
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Wichtigste Handelsabkommen Seit Exp./Imp. in %
ECO 1985 4,2 10,1
Armenia-Iran 1995 0,4 0,0

0 7

Top 5 Exportgüter nach China und Indien
Rank      Produkt Value Anteil in %

in Mio. USD abs. cum.
CHN 1 Petroleum Öl (roh) 66 66

2 Eisenerze 9 75
3 Ethylenpolymere 9 84
4 Acyclische Alkohole 5 88
5 Petroleum Öl (nicht roh) 4 92

Total 100 100
in Mio. USD abs. cum.

IND 1 Petroleum Öl (roh) 84 84
2 Düngemittel 8 92
3 Acyclische Alkohole 4 96
4 Ammoniak 2 99
5 Petroleum Öl (nicht roh) 1 100

Total 100 100

1 China
2 Indien
3 Türkei
4 Japan
5 Korea
6 Pakistan
7 Syrien
8 Ver. Arab. Em
9 Saudi Arabien
10 Italien

Rest
Total

1 Ver. Arab. Em
2 China
3 Indien
4 Korea
5 Türkei
6 Deutschland
7 Italien
8 Brasilien
9 Russland
10 Taiwan

Rest
Total

Quelle: World Development Indicators, Direction-of-Trade Statistics, WTO, UNComtrade

Iran

Internationale Handelsabkommen Entwicklung
WTO Mitgliedschaft BIP BIP pro Kopf Relativ zu DEU

-

20
14 in Mrd. USD in USD pro Kopf

Handelsabkommen in Kraft 592,0 5.443 11,4%
2 Bevölkerung Armut (2013)

20
14 in Mio. Anteil mit weniger als 2$/Tag

78,1 1,8%

Durchschn. Tiefe der Verträge
oberflächlich sehr tief

Erwartete Teilnahme an zukünftigen Abkommen

Exporte zu den Top 2 Exportpartnern in  2013 (Güter)

15.400
2.015
1.977
1.112
952

21.455

7.312
652
386
214
92

8.656

Top Handelspartner
Export

Nation 2014 absolut 2013 2012 2011 2010
in Mio. USD % in Mio. USD in Mio. USD in Mio. USD in Mio. USD

24.968 38,0 23.088 22.663 27.513 18.236
10.230 15,6 9.116 12.232 10.469 11.111
8.939 13,6 9.439 10.877 11.329 7.645
5.624 8,6 6.305 7.238 11.688 11.162
4.162 6,3 5.059 7.768 10.303 6.940
1.637 2,5 1.590 1.582 1.446 1.252
1.596 2,4 1.550 1.542 1.409 1.221
1.249 1,9 1.183 1.194 1.124 958
1.046 1,6 990 1.000 941 802
523 0,8 165 2.639 6.762 6.079

5.668 8,6 6.342 13.762 28.911 24.148
65.642 100,0 64.828 82.495 111.894 89.554

Import
Nation 2014 absolut 2013 2012 2011 2010

in Mio. USD % in Mio. USD in Mio. USD in Mio. USD in Mio. USD
32.188 34,1 30.482 30.767 28.956 22.446
26.772 28,4 15.828 12.766 16.277 5.733
4.855 5,1 5.438 2.850 2.821 1.774
4.578 4,8 4.929 6.882 6.686 3.687
4.275 4,5 4.612 10.914 3.949 3.806
3.434 3,6 2.662 3.453 4.504 4.484
1.669 1,8 1.544 1.990 2.849 1.825
1.583 1,7 1.770 2.402 2.565 602
1.460 1,5 1.285 2.090 3.599 1.150
1.001 1,1 713 717 1.008 494
12.603 13,3 12.277 15.204 20.720 19.216
94.418 100,0 81.540 90.037 93.933 65.218
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Fact Sheet Iran

Quelle: World Developement Indicators, Direction of Trade Statistics, WTO, UNComtrade.
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Pro-Kopf-Einkommen um etwa 30% auf 5 443 US-Dollar. 
Berücksichtig man, dass das Land in den Jahren vor den 
Sanktionen weitestgehend positive jährliche Wachstums-
raten vorzuweisen hatte, so wird das Ausmaß des darge-
legten starken Einkommensrückgangs innerhalb von nur 
zwei Jahren nach der Sanktionsverschärfung nochmals 
deutlicher. Als wichtigste Handelspartner Irans haben sich 
in den letzten Jahren China und Indien eta-
blieren können. Hingegen ist Deutschland 
heute noch nicht einmal mehr unter den fünf 
wichtigsten Handelspartnern des Landes zu 
finden, obwohl der Iran für lange Jahre zu 
den wichtigsten Exportpartnern Deutsch-
lands zählte. 

Ein erheblicher Anteil der iranischen Exporte 
nach China und Indien konzentriert sich auf 
die petrochemische Industrie und kann mit 
der hohen Nachfrage dieser wachstumsstar-
ken Schwellenländer nach Öl und Gas erklärt 
werden. Ein Anteil von 66% der Exporte nach 
China und 84% der Exporte nach Indien ent-
fallen auf Rohöl. Insgesamt belief sich der 
iranische Güterexport nach China 2013 auf 
22,5 Mrd. US-Dollar und nach Indien auf 
8,6 Mrd. US-Dollar. China hat sich damit in 
den letzten Jahren mit deutlichem Abstand 
zu Irans wichtigstem Handelspartner entwi-
ckelt. 2014 gingen etwa 40% aller Exporte 
Irans nach China. Dieser hohe Anteil irani-
scher Exporte nach China seit 2010 ist zu 

einem erheblichen Teil auf die Wirtschafts- 
und Finanzsanktionen und den damit einher-
gehenden Rückgang iranischer Exporte in 
westliche Industriestaaten zurückzuführen. 
Die zunehmende Bedeutung des indischen 
Exportmarkts für den Iran liegt ebenfalls pri-
mär an der ökonomischen Isolation Irans. 
Zwar hat nominal der Export nach Indien zwi-
schen 2010 und 2014 ebenfalls abgenom-
men, aber im Vergleich zu den ehemals wich-
tigen Exportmärkten in Industriestaaten 
deutlich weniger.

Ein Großteil der iranischen Importe hingegen 
stammt in den letzten Jahren aus dem Nach-
barland Vereinigte Arabische Emirate, das für 
etwa 34% aller Importe verantwortlich ist. An 
zweiter Stelle folgen mit einem Anteil von 
28,4% Importe aus China. Aufgrund der 
Sanktionen konzentrieren sich Irans Importe 
mit 62,5% auf zwei Staaten, die Vereinigten 
Arabischen Emirate und China. Ein Gros der 
übrigen Importe kommt aus Indien, Korea 
und der Türkei. Seit 2012 weisen innerhalb 

der westlichen Industriestaaten lediglich Deutschland und 
Italien Exporte in den Milliardenbereichen in den Iran auf, 
zuletzt bei 3 bzw. 2 Mrd. US-Dollar. 

In den Jahren unmittelbar vor Auferlegung der Wirtschafts- 
und Finanzsanktionen gegen den Iran waren, neben Japan, 
China und Südafrika, vor allem West- und Südeuropa sowie 

Abb. 2 
Durchschnittliche iranische Exporte der Jahre 2000–2006

Durchschnittliche iranische Importe der Jahre 2000–2006

Quelle: IWF, Direction-of-Trade-Datenbank, ungewichtete Durchschnitte.

Abb. 3 
Durchschnittliche iranische Exporte der Jahre 2007–2014

Durchschnittliche iranische Importe der Jahre 2007–2014

Quelle: IWF, Direction-of-Trade-Datenbank, ungewichtete Durchschnitte.
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die Türkei die größten Zielländer für iranische Exporte. Im 
selben Zeitraum importierte der Iran Güter primär aus den-
selben Staaten. Weiterhin sind Russland, Brasilien sowie die 
Vereinigten Arabischen Emirate bedeutende Länder für ira-
nische Importe gewesen (vgl. Abb. 2).

Mit der Einführung der Wirtschafts- und Finanzsanktionen 
gegen den Iran ab 2006 und der Sanktionsumsetzung in 
den partizipierenden Ländern in den Folgejahren kam es 
zunächst zu keinen nennenswerten Handelsumlenkungen 
zwischen der iranischen Republik und den genannten wich-
tigsten Handelspartnern des Landes. Die größten Abnehmer 
iranischer Exportgüter waren im Zeitraum 2007 bis 2014 
weiterhin China, Indien, Japan, die Türkei, Korea und Italien. 

Hierbei ist zu beachten, dass die erste Stufe der Sanktionen 
vor 2012 den Handel mit Gütern im Zusammenhang mit der 
Atomindustrie betraf und somit die handelsintensiven Sek-
toren Irans zunächst keine negativen Effekte erlitten. Erst 
durch die Verschärfung der Sanktionen ab 2012 wurden 
handelsintensive Sektoren, besonders die Ölindustrie Irans, 
sanktioniert. 

Die Intensität, mit der Sanktionen gegen den Iran umgesetzt 
wurden, variierte zwischen den Mitgliedern der Vereinten 
Nationen erheblich. Starke Sanktionen gingen bisher vor 
allem von den USA und von der EU aus. Die Volksrepublik 
China hingegen hat sich trotz ihrer Mitgliedschaft im Rat der 
Vereinten Nationen jahrelang mit Sanktionen gegen den Iran 
zurückgehalten und wurde in der Folge größter Exportpart-
ner des Landes. 

Zwischen 2007 und 2014 wurden die größten Exporte in 
den Iran aus den Vereinigten Arabischen Emiraten und Chi-
na getätigt. Es folgten mit deutlichem Abstand Korea, 
Deutschland und die Türkei. Die Vereinigten Arabischen 
Emirate exportierten dabei hauptsächlich Motorfahrzeuge, 
Maschinen und Textilien. China belieferte Iran besonders mit 
Maschinen, Produkten der Chemie, Motorfahrzeugen und 
weiteren Transportgeräte sowie elektrischen Maschinen und 
verarbeiteten Metallen.

Abbildung 4 zeigt die Entwicklung der iranischen Importe 
für die EU-Staaten und den Rest der Welt. Bis 2003 kamen 
etwa 50% der iranischen Güterimporte aus den EU-Mitglied-
staaten. Der zur Jahrtausendwende eintretende Anstieg ira-
nischer Importe fiel im Gegensatz zum Rest der Welt ab 
2005 für die EU deutlich geringer aus. Bereits vor den Sank-
tionen ab 2006 tritt ein Rückgang der europäischen Import-
anteile im Iran ein. Einhergehend mit den zunehmenden 
Sanktionen nach 2006 ist nicht nur ein relativer Rückgang 
der EU-Exporte in den Iran zu beobachten, sondern auch 
eine stetige nominale Importreduktion. Zugleich verzeichnen 
Nicht-EU-Staaten bis 2012 eine starke Zunahme in der Gü-
ternachfrage aus dem Iran. Abbildung 4 stellt ferner einen 
hypothetischen Entwicklungsverlauf für iranische Importe 
dar, die möglicherweise eingetreten wären, wenn es nicht 
zu den Wirtschafts- und Finanzsanktionen gekommen wä-
re. Demnach wären die nominalen Importe aus der EU wei-
terhin stetig gestiegen, jedoch hätten die Importe aus dem 
Rest der Welt auch ohne Sanktionen relativ zu den EU-Im-
porten stärker zugelegt.

Um eine weitere Abschätzung über die iranische Handelsent-
wicklung mit der EU und dem Rest der Welt zu erhalten, 
bietet sich ein Vergleich mit der Türkei an, da die Länder ge-
wisse ökonomische Parallelen aufweisen, obgleich die domi-
nante Rolle des Ressourcensektors in der Türkei nicht im 
gleichen Maße ausgeprägt ist. Abbildung 5 verdeutlich zu-
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nächst, dass die türkischen EU-Importe nach der Jahrtau-
sendwende tendenziell geringer angestiegen sind als die Im-
porte aus dem Rest der Welt. Die relative Abweichung zwi-
schen den zwei Importströmen ist jedoch nicht so stark aus-
geprägt wie im hypothetischen Iran-Szenario in Abbildung 4. 

Ein weiterer Vergleich der iranischen Importe mit den Han-
delsentwicklungen in unmittelbaren Nachbarländern wird in 
Abbildung 6 dargestellt. Die iranischen EU-Importe haben 
sich demnach bis 2005 sehr ähnlich zu denen aus Sau-
di-Arabien und aus den Vereinigten Arabischen Emiraten 
entwickelt. Sollte sich nach Aufhebung der Sanktionen die-
ses Importmuster wieder einstellen, so würden die zu er-
wartenden EU-Importe des Irans stärker ausfallen als die in 
Abbildung 4 projizierten Volumina.

Nach der Verschärfung der Wirtschafts- und Finanzsankti-
onen haben sich auch die Exporte Irans strukturell verändert. 
Vor allem mit der Erweiterung der Sanktionen auf Erdöl und 
petrochemische Erzeugnisse reduzierten sich die Exporte 
in die EU deutlich. Ein erster Exporteinbruch ist bereits nach 
2007 mit den Sanktionseinführungen zu sehen. Dieser fällt 
jedoch zeitlich mit der weltweiten Finanzkrise zusammen, 
was eine Abschätzung der Sanktionseffekte erschwert. 
2014 hatten sich die iranischen Exporte in die EU auf nahe-
zu null zurückentwickelt. Mit der Lockerung der Sanktionen 

besteht ein Exportpotenzial in die EU, das im zweistelligen 
Milliardenbereich liegt.

Ausländische Direktinvestitionen

Einen weiteren wichtigen ökonomischen Faktor im interna-
tionalen Geschäft mit dem Iran stellen ausländische Direkt-
investitionen (ADI) dar. Analog zu den iranischen Exporten 
und Importen ist auch bei den ADI ab 2000 eine starke Zu-
nahme im Iran zu beobachten (vgl. Abb. 8). In den vergan-
genen 15 Jahren konnte der Iran seinen ADI-Bestand stetig 
steigern. Diese Entwicklung wurde durch die Wirtschafts- 
und Finanzsanktionen im Aggregat nicht verlangsamt oder 
umgekehrt. Trotz des Embargos stieg die Summe der ADI 
kontinuierlich an, wobei die Zuflüsse ab dem Jahr 2002 stets 
mindestens rund 2 Mrd. US-Dollar pro Jahr betrugen. Mit 
einem Gesamtbestand von 43 Mrd. US-Dollar im Jahr 2014 
haben sich die ADI im Iran seit 2006 somit um 135% erhöht. 
Die stetigen ausländischen Investitionen seit 2000 gehen 
zunächst einher mit Irans positivem Wirtschaftswachstum, 
das abgesehen vom Krisenjahr 2009 bis 2011 ebenfalls ste-
tig zugenommen hat. Allerdings hat sich die Zusammenset-
zung der wichtigsten ausländischen Investoren in den ver-
gangenen Jahren deutlich verändert.

Abbildung 9 verdeutlicht, dass vor allem China und Italien 
nach den Wirtschaftssanktionen vorwiegend für die auslän-
dischen Investitionszuflüsse verantwortlich sind. Hingegen 
reduzierten Deutschland und Frankreich ihre Investitionspo-
sitionen deutlich, während weitere EU-Staaten ihre Investi-
tionen im Iran weitestgehend einstellten. So zog bei
spielsweise Luxemburg 2012 Investitionen in Höhe von 
1,5 Mrd. US-Dollar aus dem Iran ab.

Deutsch-iranische Handelsbeziehungen

Ein Großteil der deutschen Exporte in den Iran findet vor 
allem in den Branchen Maschinenbau und Chemie statt. Der 
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Export deutscher Maschinen nahm seit der Jahrtausend-
wende stetig zu und verzeichnete mit der Initiierung der Wirt-
schafts- und Finanzsanktionen ab 2006 zunächst keinen 
großen Rückgang. Erst durch den Beschluss 2012/35/
GASP, mit dem iranspezifische Finanzgeschäfte für deut-
sche Unternehmen schwierig zu bewältigen wurden, ist ein 
deutlicher Rückgang in den deutschen Export verzeichnet 
worden. Das Exportvolumen verbleibt jedoch trotz des Em-
bargos auf einem deutlich höheren Niveau als zu Beginn der 
Jahrtausendwende.

Abbildung 10 illustriert, welche Exportentwicklung sich für 
Deutschland hätte ergeben können, sofern keine Sanktionen 
eingeführt worden wären und zugleich die Wachstumsdy-
namik der Jahre 2002–2007 weiterhin Bestand gehabt hät-
te. Das Exportpotenzial für solch ein Szenario wird sowohl 
für die Gesamtexporte als auch für den Maschinenbau dar-
gestellt. Unter den getroffenen Annahmen hätten deutsche 
Unternehmen, deren Exporte in den Iran in den letzten Jah-
ren bei etwa 3 Mrd. US-Dollar stagnierten, ohne Wirtschafts- 
und Finanzsanktionen bis 2020 ein jährliches Exportvolumen 
von 10 Mrd. US-Dollar erreichen können. 

Im Umkehrschluss ist mit der Lockerung der Sanktionen 
ab 2016 folgende deutsch-iranische Handelsentwicklung 
möglich. Sofern die Aufhebung der Wirtschafts- und Fi-
nanzsanktionen nicht rückgängig gemacht wird, ist in den 
kommenden vier Jahren eine Verdoppelung der gegenwär-
tigen deutschen Exporte realisierbar. Ein jährliches Export-
niveau von 10 Mrd. US-Dollar könnte bereits ab 2024 er-
reicht werden. 

Abbildung 11 verdeutlicht die Entwicklung deutscher Expor-
te in den Iran als relatives Maß zu den deutschen Gesamt
exporten der jeweiligen Branche. 2010 wurden beispiels-
weise 1% der deutschen Maschinenexporte in den Iran aus-
geführt (elektrische Maschinen ausgenommen). Vor allem 
mit der Verschärfung der Sanktionen hat sich der Anteil des 
iranischen Exportmarktes für die Maschinenbauindustrie 
deutlich reduziert (0,3% aller Maschinenexporte gingen in 

den Iran). In den Jahren zuvor entwickelte sich der iranische 
Markt – abgesehen vom Krisenjahr 2008 – zunehmend zu 
einem wichtigen Absatzmarkt. Eine ähnlich positive Export
entwicklung wurde ab 2000 auch bei den Kraftfahrzeug
exporten in den Iran verzeichnet. 2005 gingen etwa 0,4% 
aller deutschen Kraftfahrzeugexporte in den Iran. Dieser po-
sitive Trend kehrte sich aber bereits mit der Einführung der 
ersten Wirtschafts- und Finanzsanktionen 2006 deutlich um. 
Der Absatz deutscher Kraftfahrzeuge im Iran verharrte in 
Sanktionsjahren und bis zuletzt auf einem sehr niedrigen 
Niveau. Mit der Aufhebung der Sanktionen bietet sich folg-
lich für die deutsche Automobilbranche die Möglichkeit eines 
hohen Exportwachstums in der kurzen Frist.

Abbildung 12 illustriert die Entwicklung der wichtigsten deut-
schen Importe aus dem Iran für die letzten zwei Jahrzehnte. 
Es wird deutlich, dass der Iran in den 1990er Jahren neben 
Öl vor allem Textilien nach Deutschland exportierte. Jedoch 
hat die Bedeutung der Textilexporte über die betrachtete 
Zeit stetig abgenommen und verharrt mittlerweile auf einem 
Niveau von 38 Mio. US-Dollar. Im Gegenzug hat der Gas- 
und Ölimport aus dem Iran stetig zugenommen, bis 2012 
die EU den Import von Gas- und Rohöl im Rahmen der 
Wirtschafts- und Finanzsanktionen einstellte. Der internatio
nale Absatz von Gas und Öl hat für den Iran eine besonde-
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re Bedeutung, da es eine der wenigen Optionen bietet, den 
Außenhandel des Landes auszugleichen. 

Die sich ergebenden Absatzchancen für Deutschland und 
Europa auf dem iranischen Markt sind neben der Lockerung 
bzw. Aufhebung der Wirtschafts- und Finanzsanktionen fer-
ner von der weiteren finanziellen und allgemeinen wirtschaft-
lichen Entwicklung Irans abhängig. Wie bereits dargestellt, 
bietet der internationale Gas- und Ölexport eine potenziell 
schnelle Einnahmemöglichkeit für das Land. Jedoch ist zu 
berücksichtigen, dass der Ölpreis in den letzten Jahren dra-
matisch gefallen ist (aktueller Brent-Barrel-Preis bei 
40 US-Dollar). Zugleich haben sich ehemalige Importstaaten 
im Rahmen der Sanktionen auf andere Gas- und Ölexpor-
teure umorientiert. Der Wegfall einzelner Gas- und Ölabneh-
mer konnte bisher teilweise durch die erhöhte Nachfrage 
aus China und Indien kompensiert werden, die mittlerweile 
gemeinsam drei Viertel der iranischen Rohölexporte auf sich 
vereinen. Mit der Aufhebung der Ölsanktion besteht grund-
sätzlich die Aussicht, dass der iranische Gas- und Ölabsatz 
in weiteren Märkten zunehmen kann. Eine Quantifizierung 
der Exporterlöse ist jedoch schwierig, da sich die Entwick-
lung des Ölpreises sehr volatil gestaltet und ferner Unsicher-
heit darüber besteht, inwieweit ehemalige Gas- und Öl
importeure wieder schnell mit dem Iran den Ressourcen-
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handel aufnehmen werden. Abbildung 13 stellt die irani-
schen Rohölexporte mit den wichtigsten Absatzmärten über 
die Zeit dar.

Der iranische Staatshaushalt hat sich über viele Jahre hin-
weg zu einem Großteil von Einnahmen aus dem Export von 
Rohöl finanziert. In den Jahren vor 2010 stellten Rohölein-
nahmen aus dem Export ca. 60% des Staatshaushaltes. 
Dieser Wert reduzierte sich bis 2014 und liegt momentan 
bei 39%. Der aktuelle Haushaltsplan für das neue Fiskaljahr, 
beginnend im März 2016, sieht einen Anteil des Rohöls am 
Staatshaushalt von gerade einmal 25% vor.

Die Reduktion des Anteils des Rohöls am iranischen Staats-
haushalt hängt stark mit der Entwicklung des Weltmarkt-
preises für Rohöl ab. Im Jahr 2015 ist der Rohölpreis ein-
schneidend gesunken (vgl. Abb. 14). Die iranische Regie-
rung hat bereits Gegenmaßnahmen ergriffen, um die zukünf-
tige öffentliche Haushaltssituation entsprechend zu gestal-
ten (Erhöhung der Steuereinahmen und Reduktion der 
Staatsausgaben).

Zusammenfassung

Eine Abschätzung der Chancen für die deutsche und euro-
päische Exportwirtschaft, die sich mit der Lockerung der 
Wirtschafts- und Finanzsanktionen gegen den Iran ergeben 
können, ist schwierig, da das auferlegte Embargo in den 
letzten Jahren zu Handelsverschiebungen zwischen den ira-
nischen Handelspartnern geführt hat. Im Verlauf der Sank-
tionsjahre hat Iran seinen Handel insbesondere auf asiati-
sche bzw. östliche Länder konzentrieren müssen. Aktuell 
sind vor allem die Handelsbeziehungen mit China, Indien, 
den Vereinigten Arabische Emiraten, der Türkei und Korea 
dominierend, während die westlichen Industriestaaten hin-
terherlaufen. Zu der strukturellen Unsicherheit über die zu-
künftige Handelsentwicklung kommen weiterhin politische 
und wirtschaftliche Unsicherheiten. Gemäß Entwicklungs-
indikatoren der Weltbank (World Development Indicator) 
zählt der Iran in den Bereichen der politischen Stabilität und 
Rechtsstaatlichkeit zu den 17% bzw. 14% Ländern mit den 
schlechtesten Werten.

Zwar hat die Lockerung der internationalen Sanktionen eine 
gewisse Euphorie nicht nur im Iran, sondern auch in den 
Industriestaaten nach sich gezogen, zugleich aber sind die 
innenpolitischen Entwicklungen weiterhin schwer abschätz-
bar. Ebenso befindet sich das Land in direkter Nachbar-
schaft zu weiteren Krisenländern, wie z.B. Syrien oder den 
Irak, in denen es eine aktive politische Rolle spielt. 

Angesichts dieser politischen Risiken besteht für die euro-
päische und die deutsche Exportwirtschaft insbesondere im 
Maschinenbau dennoch eine Chance, in den kommenden 
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Jahren den Güterhandel mit dem Iran deutlich zu erhöhen. 
Wenn der Iran dieselbe Nachfragedynamik nach deutschen 
Industriegütern erreichen sollte wie vor den Sanktionen, ist 
in den kommenden vier Jahren eine Verdoppelung der ge-
genwärtigen deutschen Exporte möglich. Ein jährliches Ex-
portniveau von 10 Mrd. US-Dollar könnte unter denselben 
Annahmen bereits ab 2024 erreicht werden.

Um die Wiederaufnahme der bilateralen Handelsbeziehun-
gen für deutsche Unternehmen zu erleichtern, stehen der 
Bundesregierung Außenhandelsförderinstrumente zur Ver-
fügung, die gerade in politisch unsicheren Zeiten den Markt-
eintritt deutscher Firmen in den Iran erleichtern können. Da-
zu zählen die staatlichen Exportkredit- und Investitionsga-
rantien und das bestehende bilaterale Investitionsabkom-
men zwischen Deutschland und dem Iran. Neben den staat-
lichen Instrumenten können Unternehmen zunehmend auch 
private Absicherungen für politische und wirtschaftliche Ri-
siken in Anspruch nehmen.
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des Mindestlohns?
Befragungsergebnisse aus dem ifo Konjunkturtest

Wie reagierten die deutschen Firmen auf die Einführung

Stefan Sauer und Przemyslaw Wojciechowski

Zum 1. Januar 2015 trat der flächendeckende Mindestlohn von 8,50 Euro in Deutschland in Kraft. 

Bereits im November 2014 hatte das ifo Instituts daher die am Konjunkturtest teilnehmenden 

Firmen, mit Ausnahme des Baugewerbes, zu ihren voraussichtlichen Reaktionen auf die Einfüh­

rung befragt (vgl. Erthle et al. 2014). Im März 2016 wurden im Rahmen des ifo Konjunkturtests 

nun erneut Sonderfragen zu diesem Thema gestellt, um herauszufinden, welche Maßnahmen die 

betroffenen Unternehmen der verschiedenen Wirtschaftsbereiche seitdem tatsächlich umgesetzt 

haben. Der vorliegende Beitrag stellt die Umfrageergebnisse vor und vergleicht die Maßnahmen 

mit den ursprünglichen Planungen.

Frage 1: Am 1. Januar 2015 ist 
der flächendeckende Mindestlohn 
eingeführt worden. Ist Ihr Unter­
nehmen von dieser Regelung 
betroffen?

Im Rahmen der Sonderfrage wurden die 
Testteilnehmer zunächst gefragt, ob sie 
überhaupt von der Mindestlohnregelung 
betroffen sind. Insgesamt antworteten 
knapp 7 000 Firmen, von denen 35,6% 
die Frage bejahten (vgl. Abb. 1). Dieser 
Anteil lag deutlich höher als bei der ersten 
Befragung direkt vor der Einführung des 
Mindestlohns. Damals sahen sich lediglich 
27% der Unternehmen betroffen. Worauf 
jedoch die Frage nach der Betroffenheit 
abzielt, wurde nicht genau definiert. Somit 
dürften sich nicht nur diejenigen Unterneh-
men als betroffen erachten, die die Löhne 
anheben mussten, sondern auch Firmen, 
die beispielsweise der Dokumentations-
pflicht nachkommen müssen. Denkbar 
wäre auch, dass Firmen indirekt über an-
dere Firmen betroffen sein könnten.

Getrennt nach den unterschiedlichen 
Wirtschaftsbereichen zeigen sich differen-
ziertere Ergebnisse. Mit 56,6% war der 
Anteil bei den Einzelhändlern mit Abstand 
am höchsten, gefolgt von den Dienstleis-
tern (37,3%) und den Unternehmen des 
Bauhauptgewerbes (35,1%). Im Verarbei-
tenden Gewerbe sowie dem Großhandel 
bejahten die Frage jeweils knapp 30% der 
Teilnehmer. Die regionale Unterteilung der 
Ergebnisse nach neuen und alten Bun-
desländern zeigt die deutlich stärkeren 
Auswirkungen der Mindestlohnregelung 
auf Unternehmen in Ostdeutschland. Die-
ser Unterschied ist, mit Ausnahme des 
Bauhauptgewerbes, über alle Wirtschafts-
bereiche hinweg zu erkennen. Westdeut-
sche Unternehmen werden deutlich sel-
tener tangiert. 

Im Vergleich zu der vorangegangenen 
Sonderfrage vom November 2014 zeigt 
sich jedoch, dass die Firmen vor Einfüh-
rung der Regelung nicht immer absehen 
konnten, dass sie tatsächlich hiervon be-
rührt werden. In der aktuellen Umfrage la-
gen die Anteile der betroffenen Unterneh-
men höher als in der vorangegangenen.  

Frage 2: Welche Maßnahmen 
haben Sie getroffen?

Die zweite Frage richtete sich ausschließ-
lich an die Firmen, die zuvor mit ja geant-
wortet hatten, und zielte darauf ab, wel-
che speziellen Maßnahmen sie getroffen 
haben. Dabei konnten die Unternehmen 
zwischen folgenden Antwortmöglichkei-
ten wählen, Mehrfachnennungen waren 
hier möglich:

•	 keine,
•	 Personalabbau,
•	 Arbeitszeitreduzierung,
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•	 Preiserhöhungen,
•	 verringerte Investitionen und
•	 Kürzungen von Sonderzahlungen.

Nach den Ergebnissen haben mehr als die Hälfte (56%) der 
betroffenen Unternehmen keine Maßnahmen ergriffen, um 
auf die Einführung des flächendeckenden Mindestlohns zu 
reagieren (vgl. Abb. 2). Im Bauhauptgewerbe gaben dies 
sogar mehr als drei Viertel der betroffenen Unternehmen 
an. Am häufigsten sahen sich die Firmen des Einzelhandels 
zu Maßnahmen gezwungen (keine Maßnahme: 46%). Den 
Angaben zufolge waren unter allen betroffenen Unterneh-
men Preiserhöhungen die häufigste Reaktion (17%), gefolgt 
von Reduzierung der Arbeitszeit und Personalabbau (je-
weils 14%). 12% der betroffenen Unternehmen kürzten 
Sonderzahlungen, und 11% verringerten ihre Investitions-
tätigkeit.

Zwischen den Wirtschaftsbereichen differieren die getroffe-
nen Maßnahmen zum Teil erheblich. So hob nahezu jeder 
vierte betroffene Dienstleister seine Preise an (24%), während 
dies nur 8% der Firmen aus dem Bauhauptgewerbe taten. 
Im Einzelhandel reagierten die Firmen am ehesten mit einer 
Reduzierung der Arbeitszeit (28%), während dies im Bau-
hauptgewerbe nur bei einem verschwindend geringen Anteil 
der befragten betroffenen Unternehmen der Fall war (3%). 
Im Verarbeitenden Gewerbe waren die Ergebnisse nicht von 
einer überproportionalen Nennung einer einzelnen Maßnah-
me geprägt (Werte zwischen 10% und 17%). Preiserhöhun-
gen und Personalabbau wurden am häufigsten angegeben. 
Im Bauhauptgewerbe reagierten ohnehin nur 25% der be-
troffenen Firmen mit Maßnahmen auf die Einführung des Min-
destlohns. Die häufigste Nennung war hier die Anhebung der 
Preise (8%). Sofern Großhändler auf den Mindestlohn re-
agierten, so war dies am ehesten mit Personalabbau (15%) 
oder mit einer Verkürzung der Arbeitszeit (14%).

Im Vergleich zu den Ergebnissen der Sonderfrage aus dem 
Jahr 2014 waren die Unternehmen einerseits zwar häufiger 
betroffen von der Mindestlohnregelung, andererseits wurden 
aber deutlich seltener als ursprünglich geplant Maßnahmen 
umgesetzt, um darauf zu reagieren (vgl. Abb. 2). Daher kann 
davon ausgegangen werden, dass die betroffenen Firmen 
gezielter auf die Einführung des Mindestlohns reagierten. 
Sie mussten nicht alle geplanten Maßnahmen durchführen, 
um die zusätzlichen Kosten abzufedern. 

Frage 3: Haben sich in Ihrem Unternehmen 
Beschäftigungsverhältnisse verändert?

Zusätzlich wurde eine abschließende Frage gestellt, die sich 
darauf bezog, wie sich die Beschäftigungsverhältnisse in-
nerhalb der betroffenen Firmen entwickelt haben. Folgende 
Alternativen standen zur Auswahl:

•	 Es sind Minijobs weggefallen,
•	 es wurden Minijobs in sozialversicherungspflichtige Be-

schäftigungsverhältnisse umgewandelt,
•	 es wurden neue sozialversicherungspflichtige Beschäfti-

gungsverhältnisse geschaffen, und
•	 es haben sich keine Beschäftigungsverhältnisse verändert.

Nahezu zwei Drittel der vom Mindestlohn betroffenen Un-
ternehmen (65%) gaben an, dass sich die Beschäftigungs-
verhältnisse nicht verändert haben (vgl. Abb. 3). Die Anteile 
bewegen sich zwischen 57% im Einzelhandel und 80% im 
Bauhauptgewerbe. 5% der betroffenen Unternehmen schu-
fen neue sozialversicherungspflichtige Jobs, 8% wandelten 
Minijobs in sozialversicherungspflichtige Jobs um. Jedes 
fünfte betroffene Unternehmen verringerte die Anzahl der 
Minijobs. Im Einzelhandel gaben dies sogar mehr als ein 
Viertel der Unternehmen an (26%), allerdings wurden hier 
auch am häufigsten Minijobs in sozialversicherungspflichtige 
Jobs umgewandelt (12%).

Fazit

Die Antworten der am Konjunkturtest teilnehmenden Firmen 
zeigen, dass ein größerer Anteil der Firmen von der Mindest-
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lohnregelung tangiert wird, als noch vor dessen Einführung 
im November 2014 vermutet wurde. Andererseits reagierten 
anteilig in etwa so viele Unternehmen mit Maßnahmen, wie 
bereits den Planungen zu entnehmen war. Jedoch wurden 
deutlich gezieltere Maßnahmen ergriffen, um auf den Min-
destlohn zu reagieren. Während etwa bei den Dienstleistern 
Preiserhöhungen die bevorzugte Reaktion waren, reduzier-
ten Handelsunternehmen am ehesten die Arbeitszeiten. An-
zumerken ist hierbei, dass keine quantitativen Aussagen 
getroffen wurden. Die Ergebnisse geben keinen Aufschluss 
darüber, wie stark beispielsweise die Preiserhöhungen aus-
gefallen sind oder wie viel Personal abgebaut wurde. 

Die zusätzliche Frage nach der Veränderung der Beschäfti-
gungsverhältnisse zeigt, dass vor allem im Bereich der Mi-
nijobs Veränderungen zu erkennen waren. Diese wurden 
häufiger gestrichen als in sozialversicherungspflichtige Jobs 
umgewandelt. Allerdings gaben auch einige der vom Min-
destlohn tangierten Unternehmen an, dass sie neue sozial-
versicherungspflichtige Jobs geschaffen haben. Auch diese 
Ergebnisse liefern jedoch keinen Aufschluss über den Um-
fang der Veränderung.

Die Einführung des Mindestlohns hat durchaus einen Effekt 
auf die Beschäftigungspolitik der Unternehmen. Im ersten 
Jahr seit der Einführung war dies hauptsächlich im Bereich 
der Minijobs zu erkennen. 
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Österreich und Deutschland für das Transportgewerbe
Kosten der Grenzkontrollen an der Südgrenze von

Wolfgang Gerstenberger

Grenzkontrollen bedeuten Staus an den Grenzübergängen. 
Im aktuellen Fall wird davon ausgegangen, dass es für den 
Verkehr aus Deutschland und Österreich in die südlichen 
Länder keine Behinderungen gibt.

Sollen die Kosten der Grenzstaus im Süd-Nord-Verkehr 
geschätzt werden, so muss zunächst untersucht werden, 
welche Gütermengen pro Jahr über die Grenzen von Süd 
nach Nord nach Deutschland gehen. In einem zweiten 
Schritt ist dann zu klären, wie viel Transportkapazität not-
wendig ist, um diese Gütermenge zu transportieren. Dar-
aus ist in einem dritten Schritt abzuleiten, wie viele Lkw 
gebraucht werden, um diese Kapazität bereitzustellen, 
und wie oft sie die Grenzen pro Jahr überschreiten müs-
sen. Daraus kann errechnet werden, welche Arbeitskos-
ten pro Jahr den Transportunternehmen entstehen. Da 
durch die verlorene Zeit im Stau auch die Transportkapa-
zität verloren geht, müssen im Gefolge der Grenzkontrol-
len – wenn die gleiche Gütermenge zu befördern bleibt – 
zusätzliche Lkw zum Ausgleich angeschafft werden. Die 
Abschreibungen und Zinsen auf diese Fahrzeuginvestitio-
nen bilden die zusätzlichen Kapitalkosten der Transportfir-
men ab. Da im Stau die Motoren der Lkw nicht ständig 
abgestellt sein können, entstehen auch noch zusätzlich 
Treibstoffkosten.

Im Folgenden werden die einzelnen Berechnungsschritte 
erläutert.

Wie groß ist die Gütermenge, die aus dem Süden 
nach Deutschland befördert werden muss, und 
welche Transportkapazität wird hierfür benötigt?

Die deutsche Außenhandelsstatistik gibt Auskunft über 
den Umfang der eingeführten Mengen aus den südlich ge-
legenen Ländern, der über die österreichisch-Italienische 
Grenze und die deutsch-österreichische Grenze transpor-
tiert werden muss. Tabelle 1 weist die Mengen nach Her-
kunftsländern aus.

Nicht die gesamten Einfuhrmengen kommen über die Stra-
ße. Aus dem Süden kann per Bahn, Lkw, Rohrleitung und 
Flugzeug transportiert werden. In Deutschland hat der Stra-
ßengüterverkehr am grenzüberschreitenden Empfang von 
Gütern an den von diesen vier Transportträgern transpor-
tierten Gütermengen zuletzt einen Anteil von 60% (vgl. Bun-
desministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 2015). 
Dieser Anteil wurde auch für die deutschen Einfuhren aus 
Südeuropa und Österreich unterstellt.

Die Leistung des Transportgewerbes besteht darin, eine 
Gütermenge über eine Entfernung zu transportieren. Um 
die Transportleistung zu berechnen, die beim Transport der 
Einfuhrmengen aus dem Süden erbracht wird, muss dem-
nach die Entfernung zwischen den relevanten Ländern und 
Deutschland berücksichtigt werden. Zwischen zwei Län-
dern können je nach Lage des Versand- und Empfangsor-
tes unterschiedliche Entfernungen zu überwinden sein. Es 
müssen Annahmen für die durchschnittliche Entfernung ge-
troffen werden, über die die Einfuhrmenge Deutschlands 
aus den Ländern südlich der Grenze zu transportieren sind. 
Im Fall Italiens orientiert sich die Schätzung an der Entfer-
nung auf der Straße von einem Ort nahe der Mitte Deutsch-
lands (Würzburg1) und Mailand, dem Industriezentrum Itali-
ens, bei Österreich an der Distanz Würzburg-Innsbruck. Bei 
den Balkanstaaten dient die Entfernung über die Straße 
Würzburg-Hauptstadt als Orientierungsmaßstab. Die Lief-
erländer haben gemessen an der so errechneten Trans-
portleistung ein anderes Gewicht als bei den Einfuhrmen-
gen (vgl. Tab.1).

Die Transportleistung, die vom Straßenverkehr für die Ein-
fuhren aus den erfassten Südländern 2015 erbracht wor-
den ist, wird als Richtgröße für die Transportkapazität ver-
wendet, die vom europäischen Transportgewerbe für die 
deutschen Einfuhren aus den Ländern südlich der deut-
schen Grenze vorgehalten werden muss.

Wie viele Lkw werden für die Abwicklung der 
Einfuhren gebraucht? 

Die jährliche Transportkapazität eines Lkws 
hängt ab von seiner Nutzlast, der Zahl der 
Betriebsstunden während eines Jahres 
und der Durchschnittsgeschwindigkeit, mit 

 1	 Der geographische Mittelpunkt Deutschlands liegt im 
Städtedreieck Kassel-Erfurt-Göttingen. Das 200 km 
südlich gelegene Würzburg wurde für die vorliegende 
Problemstellung deshalb als Messpunkt verwendet, 
weil der wirtschaftliche Mittelpunkt wegen der wirt-
schaftsstarken Länder Bayern und Baden-Württem-
berg im Süden des geographischen Mittelpunkts von 
Deutschland liegen dürfte. Diese Länder haben auch 
öfter Wirtschaftsbeziehungen mit Österreich, Italien und 
den Balkanstaaten als die nördlichen Bundesländer.

Tab. 1 
Einfuhren Deutschlands aus Südeuropa im Jahr 2015  
und Transportleistung 

Herkunftsland 
Einfuhr 

(1 000 t) 
Straßengüter-

verkehr (1 000 t) Mio. tkm 
Südeuropa 22 979 13 787 14 659 
darunter:    

Italien 19 425 11 655 10 684 
Slowenien  1 665 999 916 
Griechenland 1 011 607 2 022 
sonst. Balkanstaaten 878 527 1 038 

Österreich 19 792 11 875 6 927 
Süden 42 770 25 662 21 586 

Quelle: Destatis, Einfuhr nach Ländern, Berechnungen des Autors. 
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der er auf den Straßen der betrachteten 
Länder unterwegs ist.

Die zulässige Nutzlast eines Fernverkehrs-
zuges (Lkw + Anhänger oder Zugmaschi-
ne+ Sattelauflieger) beträgt derzeit 25 t. Es 
kann nicht davon ausgegangen werden, 
dass die Transporteinheit stets voll ausge-
lastet ist. Es gibt Leerfahrten und Fahrten, 
bei denen wegen des Volumens der trans-
portierten Güter die Nutzlast nicht ausge-
schöpft werden kann. Berechnungen für 
den deutschen Straßenfernverkehr auf Ba-
sis verkehrsstatistischer Daten ergeben Schätzwerte für die 
tatsächliche Auslastung von 22 bis 24 t (vgl. Bundesminis-
terium für Verkehr und digitale Infrastruktur 2015). Von Spe-
ditionen wird von einer effektiv genutzten Last von 20 bis 
22 t im Jahresdurchschnitt gesprochen. Im Weiteren wird 
mit einer genutzten Ladekapazität von 22 t gerechnet.

Unter Betriebszeit wird die Zeit verstanden, in der ein Lkw 
auf der Straße Güter befördern kann. Das Normaljahr hat 
365 Tage. Wegen des Fahrverbots an Sonn- und Feierta-
gen kann an 64 Tagen nicht gefahren werden. Fahrverbote 
in der Hauptferienzeit, notwendige Reparaturen und War-
tungsmaßnahmen zwingen zu weiteren Ruhetagen. Nach 
Angaben aus dem Speditionsgewerbe liegt die effektive 
Betriebszeit pro Jahr bei 220 bis 230 Tagen. Für die weite-
ren Berechnungen wird von 260 Tagen pro Jahr ausgegan-
gen, an denen der Lkw fahren kann. Dies entspricht fünf 
Arbeitstagen pro Woche.

Pro Betriebstag kann der Lkw nicht 24 Stunden unterwegs 
sein. Es gibt in Deutschland, Österreich und der Schweiz 
Nachtfahrverbote zwischen 22:00 Uhr und 5:00 Uhr, die 
Fahrer müssen Pausen machen. Die erlaubte Fahrzeit pro 
Fahrer beträgt in Deutschland und Österreich neun Stun-
den.2 Da im internationalen Verkehr über größere Distanzen 
inzwischen auch nur ein Fahrer pro Lkw eingesetzt wird, 
kann ein Lkw über die Woche hinweg nicht mehr als neun 
Stunden pro Tag Betriebszeit tatsächlich für Transportauf-
gaben zur Verfügung stehen.

Auf Autobahnen besteht eine Geschwindigkeitsbegren-
zung für Lkw auf 80 km/Std. Messungen der tatsächlichen 
Geschwindigkeit für Österreich ergaben sogar noch etwas 
höhere Werte. Die Geschwindigkeit, mit der ein Lkw wäh-
rend der Betriebszeit Güter befördern kann, liegt aber not-
wendigerweise darunter.

•	 Während der Fahrt auf der Autobahn gibt es Staus auf-
grund von Baustellen und Verkehrsunfällen. Auf den Stre-
cken vom Ausgangsort auf die Autobahn und von der 
Autobahn bis zum Zielort des Transports muss der Lkw 

 2	 Wegen der verschiedenen bindenden EU-Verordnungen zu den Einsatz-
zeiten für Fernfahrer liegt die tatsächlich realisierbare Arbeitszeit noch 
etwas darunter. Im Monat dürfen nicht mehr als 186 Stunden gefahren 
werden. Nach zwei Wochen muss zwingend eine Wochenendpause ein-
gelegt werden.

deutlich langsamer fahren. Die Berechnungen gehen da-
von aus, dass durch diese Faktoren auf einer Strecke von 
450 km tatsächlich eine Stunde länger gefahren werden 
muss, als es sich rechnerisch bei einer Geschwindigkeit 
von 80 km/h ergeben würde. Bei längeren Fahrstrecken 
erhöht sich dieser Zeitansatz proportional. 

•	 Am Ausgangsort muss der Lkw beladen und am Zielort 
entladen werden. Hierfür werden jeweils zwei Stunden 
veranschlagt. 

•	 Über den Effekt auf die tatsächliche Durchschnittsgeschwin-
digkeit wird auch die Zeit berücksichtigt, die pro Fahrt im 
Stau durch die Grenzkontrollen an den Südgrenzen von 
Österreich und Deutschland verbracht werden muss.

Der Effekt der Nicht-Fahrzeiten auf die Durchschnittsge-
schwindigkeit fällt ins Gewicht. Für eine Strecke von 450 km 
zwischen Ausgangs- und Empfangsort braucht ein Lkw bei 
80 km/h rechnerisch fünf Stunden und 38 Minuten. Durch 
die angenommenen Nicht-Fahrzeiten (ohne Grenzstau) 
sinkt die tatsächliche Geschwindigkeit auf 52 km/h. Auf ei-
ner Strecke von 900 km errechnet sich für die Durch-
schnittsgeschwindigkeit ein Wert von 63 km/h.

Bei den dargestellten Annahmen legt ein, im Österreichver-
kehr eingesetzter Lkw, pro Jahr 130 000 km, in Südeuro-
paverkehr 150  000 km zurück. Im Einfuhr gewogenen 
Durchschnitt beider Verkehre erbringt er eine Transportleis-
tung von 2,7 Mio. tkm pro Jahr. Zum Transport von 60% 
der Einfuhren aus Südeuropa in Höhe von 25,6 Mrd. t (vgl. 
Tab. 1) auf der Straße sind unter den dargestellten Annah-
men 4 400 Lkw-Gespanne mit 25 t Nutzlast erforderlich, für 
die Bewältigung der Einfuhren aus Österreich weitere 
1 830 Lkw-Gespanne. 

Welche zusätzlichen Arbeitskosten entstehen 
durch die Grenzkontrollen?

Jede Stunde, die ein Lkw-Gespann im Stau verbringt, kos-
tet die Transportfirma zusätzliches Geld, da für die gleiche 
Leistung (Transport von A nach B) entsprechend länger ge-
braucht wird. Der Fahrer erhält Lohn für die im Stau ver-
brachten Stunden. Auf diesen Lohn entfallen Sozial- und 
Krankenversicherungsbeiträge und sonstige Lohnneben-
kosten.

Tab. 2 
Arbeitskosten durch die Kontrolle der Südgrenze von Österreich und 
von Deutschland 

 Arbeitskosten pro Jahr in Mio. Euro  
Stauzeit pro Lkw im Durchschnitt aller 
Grenzquerungen pro Jahr in Stunden 

Einfuhr  aus  0,5 1 2 
Südeuropa 14,1 28,2 56,4 
Österreich 4,5 8,9 17,9 
insgesamt 18,6 37,1 74,3 
Euro pro t Einfuhr 0,43 0,87 1,174 

Quelle: Berechnungen des Autors auf Basis der genannten Annahmen. 
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Kraftfahrer im Fernverkehr verdienen in 
Deutschland nach Angaben des Fernfahrer 
Magazins bis zu 2  340 Euro pro Monat 
(Fernfahrer Magazin 2016). Da im grenz
überschreitenden Verkehr Lkw aus den 
neuen EU-Ländern im Osten einen ins Ge-
wicht fallenden Anteil haben, gehen die wei-
teren Berechnungen von einem um 20% 
niedrigeren Monatsgehalt aus. Bei einer Re-
gelarbeitszeit von 180 Stunden pro Monat 
entspricht diese einem Stundenlohn von 
10,40 Euro. Nach den Ergebnissen der Ar-
beitskostenerhebung betragen die Arbeits-
kosten für den Arbeitgeber das 1,5- bis 
1,8-fache des Entgelts für geleistete Arbeitszeit (vgl. Statis-
tisches Bundesamt 2012). Für den Arbeitgeber kostet da-
mit die Stunde im Stau um die 18 Euro an Arbeitskosten.

Wie oft Lkw-Gespanne die Grenze(n) pro Jahr überqueren 
müssen und damit Staustunden anfallen, hängt allein von 
der Einfuhrmenge aus der jeweiligen Region pro Jahr und 
der tatsachlichen Nutzlast der Gespanne ab. Wird von einer 
tatsächlichen Nutzlast von 22 t pro Gespann ausgegangen, 
bedingt die Abwicklung der Einfuhren aus Südeuropa rd. 
1  570  000 Grenzüberquerungen, die aus Österreich rd. 
500 000. Die Zahl der anfallenden Staustunden hängt da-
von ab, wie lange die Lkw pro Grenzquerung im Stau ste-
hen. Da 20 Jahren lang freie Fahrt im Schengen-Raum galt, 
gibt es für Stunden im Stau an den stark frequentierten 
Grenzübergängen von Mittel- nach Südeuropa, die durch 
Grenzkontrollen verursacht sind, keine belastbaren An-
haltspunkte. Gerechnet wird alternativ mit Stauzeiten pro 
Lkw von einer halben, einer und zwei Stunden. Welche Ar-
beitskosten sich bei diesen Annahmen für das Transportge-
werbe errechnen, zeigt Tabelle 2.

Die Arbeitskostenbelastung des Transportgewerbes, die 
pro Jahr durch die Kontrolle der Südgrenze 
von Österreich und Deutschland entstehen, 
variiert je nach Annahme zur Zeit, die die 
Lkw-Gespanne im Grenzstau verbringen 
müssen, zwischen 16 und 64 Mio. Euro. Die 
deutschen Einfuhren aus Österreich und 
Südeuropa verteuern sich dadurch pro Ton-
ne um bis zu 1,51 Euro. Die zusätzlichen 
Arbeitskosten sind aber nicht die einzigen 
Kosten, die die deutschen Einfuhren aus 
dem Süden verteuern werden.

Wie hoch sind die staubedingten 
Treibstoffkosten?

Im Stau laufen zum Teil die Motoren der Lkw 
im Leerlauf. Pro Stunde verbraucht ein Lkw 
dabei 3 bis 4 Liter Diesel. Damit lassen sich 
die Treibstoffkosten einfach aus der Häufig-
keit der Grenzüberquerungen und der Zahl 

der im Stau verbrachten Stunden mit laufendem Motor be-
rechnen. Angenommen wird, dass in Österreich in Inns-
bruck getankt wird. Dort beträgt der Dieselpreis pro Liter 
derzeit 0,92 Euro pro Liter. Tabelle 3 zeigt den Rechengang 
und das Rechenergebnis.

Die zusätzlichen Treibstoffkosten für das Transportgewerbe 
betragen max. 11,7% der Arbeitskosten.

Die Einfuhr aus dem Süden nach Deutschland verteuert sich 
pro Tonne um bis zu 12 Cent durch höhere Treibstoffkosten.

Wie viel zusätzliche Kapitalkosten entstehen?

Durch die Staus an den Grenzen dauert die Einfuhr von Gü-
tern aus dem Süden länger. Bei unveränderter Transportka-
pazität können damit weniger Güter pro Jahr eingeführt 
werden. Soll das gleiche Einfuhrvolumen wie ohne Grenz-
kontrollen transportiert werden, so muss das Gewerbe die 
Transportkapazität entsprechend aufstocken. Das Trans-
portgewerbe muss also zusätzliche Lkw-Gespanne kaufen. 
Die dafür notwendigen Investitionen müssen amortisiert 
und das eingesetzte Kapital angemessen verzinst werden. 

Tab. 3 
Treibstoffkosten pro Jahr durch Kontrolle der Südgrenze von 
Österreich und Deutschland 

 

Stauzeit pro Lkw im Durchschnitt 
aller Grenzquerungen pro Jahr 

in Stunden 

Variable 0,5 1 2 
Stunden  im Stau(1 000 h) 1 032 2 063 4 126 

Stunden bei laufendem Motor (1 000 h) 619 1 032 1 651 

Dieselverbrauch (1 000 l) 2 352 3 920 6 272 
Treibstoffkosten pro Jahr (Mio. Euro) 2,2 3,6 5,8 

Euro pro t Einfuhr 0,05 0,08 0,13 

Quelle: Berechnungen des Autors auf Basis der genannten Annahmen. 

	
  

Tab. 4 
Kapitalkosten und entstehende Kosten insgesamt für das 
Transportgewerbe pro Jahr durch die Kontrolle der Südgrenze von 
Österreich und Deutschland 

  

Stauzeit pro Lkw im Durchschnitt 
aller Grenzquerungen pro Jahr in 

Stunden 

 
Einheit 0,5 1 2 

Zusätzlich benötigte Lkw  Anzahl 430 797 1,532 
Kaufpreis pro Lkw-
Gespann Euro  120 120 120 
Investitionen Mio. Euro  51,6 95,7 183,8 
Abschreibungen pro Jahr Mio. Euro  9,9 18,4 35,3 
Kapitalverzinsung 8% Mio. Euro  4,1 7,7 14,7 
Kapitalkosten pro Jahr Mio. Euro  14,0 26,0 50,0 
Euro  pro t Einfuhr Euro  0,33 0,61 1,17 
Kosten insgesamt durch Grenzkontrollen für das Transportgewerbe 
Kosten insgesamt Mio. Euro 38,0 72,4 140,5 
Euro pro t Einfuhr Euro  0,89 1,69 3,29 

Quelle: Berechnungen des Autors auf Basis der genannten Annahmen. 
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Tabelle 4 zeigt das Ergebnis der Berechnung. Zur Berech-
nung der Abschreibungen pro Jahr wurden die Angaben 
des Bundesfinanzministeriums zur Nutzungsdauer der ein-
schlägigen Lkws und Anhänger/Auflieger verwendet. Da 
Risiko behaftetes Kapital eingesetzt wird, wird mit einer 
Verzinsung von 8% gerechnet.

Die zusätzlichen Kapitalkosten fallen weniger ins Gewicht 
als die Arbeitskosten.

Insgesamt entstehen dem Transportgewerbe durch die 
Grenzkontrollen im Vergleich zur bisherigen Freizügigkeit an 
Europas Grenzen allein beim Transport der von Deutsch-
land eingeführten Güter aus Österreich, Italien und den Bal-
kanländern je nach Annahme zu den durchschnittlichen 
Zeiten im Grenzstau eine Kostenbelastung zwischen 
38 und 140 Mio. Euro. Das Gewerbe wird diese Kostenbe-
lastung auf die Importeure überwälzen müssen. Gemessen 
am Einfuhrwert pro Tonne werden sich die Tonne Einfuhren 
Deutschlands aus der genannten Region durch die Grenz-
kontrollen um 0,04 bis 0,14% verteuern. Auf eine Verteue-
rung reagieren die Märkte mit geringerer Nachfrage. In den 
südlichen EU-Ländern werden Einkommen und Beschäfti-
gung sinken. Dies hätte Rückwirkungen auf den deutschen 
Export. Diese Zweitrundeneffekte ließen sich ebenfalls er-
mitteln.

Fazit

Grenzkontrollen bedeuten Staus an den Grenzübergängen. 
Sollen die Kosten der Grenzstaus im Süd-Nord-Verkehr ge-
schätzt werden, so muss zunächst untersucht werden, 
welche Gütermengen pro Jahr über die Grenzen von Süd 
nach Nord nach Deutschland gehen. Betrachtet wurden 
nur die deutschen Einfuhren. Wegen des Durchgangsver-
kehrs nach Nordeuropa ist die von Süden nach Norden 
transportierte Gütermenge größer. Die vorgelegte Schät-
zung der Kosten der Kontrollen an der österreichischen und 
deutschen Südgrenze für das europäische Transportge-
werbe stellt deshalb eine Untergrenze dar.

Deutschland importierte 2015 eine Gütermenge mit einem 
Gewicht von über 42 Mio. Tonnen aus Österreich, Italien, 
Slowenien, Kroatien, Griechenland und den Beitrittskandi-
daten zur EU auf dem Balkan. Auf der Straße wurden davon 
ca. 26 Mio. Tonnen transportiert. Für den Transport dieser 
Gütermenge nach Deutschland müssen schätzungsweise 
knapp 9 000 Lkw-Gespanne (Lkw + Anhänger, Sattelzug-
maschine + Auflieger) mit 25 t Nutzlast eingesetzt werden. 
Zur Einfuhr dieser Gütermenge muss schätzungsweise 
1 790 000 Mal die deutsche Südgrenze, 1 250 000 Mal die 
österreichische Südgrenze überquert werden.

Hierdurch entstehen sowohl Arbeitskosten als auch Treib-
stoffkosten, da die Zeit, die der Lkw im Stau an der Grenze 
verbringt, den Fahrern bezahlt werden muss und der Motor 
auch im Leerlauf Treibstoff verbraucht. Es entstehen aber 
auch zusätzlich Kapitalkosten. Durch die Staus an den 

Grenzen dauert die Einfuhr von Gütern aus dem Süden län-
ger. Bei unveränderter Transportkapazität können damit 
weniger Güter pro Jahr eingeführt werden. Soll das gleiche 
Einfuhrvolumen wie ohne Grenzkontrollen transportiert wer-
den, so muss das Transportgewerbe zusätzliche Lkw-Ge-
spanne kaufen. Die dafür notwendigen Investitionen müs-
sen amortisiert und das eingesetzte Kapital angemessen 
verzinst werden. 

Die Schätzung der Kosten erfolgt für drei Annahmen zur 
Länge der Zeit, die die Lkw im Stau an der Grenze verbrin-
gen. Angenommen wurde alternativ eine halbe, eine und 
zwei Stunden für die Stauzeit im Durchschnitt des Jahres. 
Die Kosten steigen mit der Länge der Stauzeiten.

Insgesamt entstehen dem Transportgewerbe durch die 
neuen Grenzkontrollen im Vergleich zur bisherigen Freizü-
gigkeit an Europas Grenzen allein beim Transport der von 
Deutschland eingeführten Güter aus Österreich, Italien und 
den Balkanländern je nach Annahme zu den durchschnitt-
lichen Zeiten im Grenzstau eine Kostenbelastung zwischen 
38 und 140 Mio. Euro. Die Einfuhren Deutschlands aus der 
genannten Region werden sich hierdurch um 0,04 bis 
0,14% verteuern.
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oder Irrfahrt?
Kurz zum Klima: Climate Engineering – Chance

Jutta Albrecht-Saavedra, Jana Lippelt und Christoph Weissbart

Das 2015 beschlossene Pariser Abkommen zur Reduzie-
rung der globalen Erderwärmung um mindestens 2°C hat 
die Idee der Dekarbonisierung der Weltwirtschaft gefestigt. 
Für die Erreichung dieses Ziels stehen der internationalen 
Staatengemeinschaft generell verschiedene Optionen zur 
Verfügung: der Einsatz von erneuerbaren Energien oder 
Kernenergie, die Steigerung von Wirkungsgraden bzw. 
Energieeffizienz, aber grundsätzlich auch der direkte, ge-
zielte großtechnische Eingriff in das globale Klimagesche-
hen – das sogenannte Climate Engeneering (CE). Der fol-
gende Beitrag wirft einen kritischen Blick auf das Potenzial 
dieses umstrittenen Konzepts für die künftige Klimapolitik. 

In Artikel 4 des Pariser Abkommens wird das Ziel von null 
Netto-CO2-Emissionen in der zweiten Hälfte dieses Jahr-
hunderts formuliert. Dies bedeutet, dass sich anthropogene 
CO2-Emissionen und CO2-Speicher ausgleichen müssen. 
Modellgestützte Simulationen für einzelne Wirtschaftssek-
toren zeigen, dass z.B. der Stromsektor komplett auf 
CO2-neutrale Erzeugungstechnologien umsteigen könnte. 
Andere Sektoren, wie beispielsweise die Stahlindustrie, zei-
gen hingegen eine stärkere Abhängigkeit von fossilen 
Brennstoffen für die mittelfristig noch keine Substitute zur 
Verfügung stehen. In diesen Sektoren müssten Technologi-
en wie das Carbon-Capture-and-Storage-Verfahren (CCS) 
zum Einsatz kommen, doch diese allein ermöglichen noch 
keine negativen Emissionen. Hierzu wären Ansätze gefragt, 
die gezielt in das globale Klimageschehen eingreifen, und 
hier kommt das CE ins Spiel. Die aktuell diskutierten CE-An-
sätze lassen sich in zwei Blöcke gliedern: Ersterer zielt auf 
die globale Strahlungsbilanz und deren gezielte Beeinflus-
sung ab (Solar Radiation Management – SRM). Der zweite 
basiert auf Eingriffen in den CO2-Kreislauf der Erde (Car-
bon-Dioxide-Removal-Technologien – CDR-Technologien). 
Dieser versucht, CO2 nach dessen Emission durch Steige-
rung der natürlichen Absorptionsfähigkeit von marinen wie 
terrestrischen Kohlenstoffsenken und/oder durch Einsatz 
dafür konzipierter technischer Methoden und Instrumente 
der Atmosphäre zu entziehen.

CDR-Technologien

Terrestrische Kohlestoffsenken

Derzeit existiert eine Reihe vielversprechen-
der Ansätze, die sich im Hinblick auf ihre 
Kosten, ihre Risiken und die sie kennzeich-
nenden Zielkonflikte unterscheiden (vgl. 
Tab. 1). Ein Ansatz besteht in einer massi-
ven Aufforstungsanstrengung. Hierfür könn-
ten sowohl gerodete, ursprünglich bewach-
sene Flächen wiederaufgeforstet als auch 
unbewaldete Gebiete (insb. Wüsten) heran-
gezogen werden. Die globalen Waldökosys-

teme speichern über 1 100 Mrd. t C (vgl. WBGU 1998), was 
annähernd dem Doppelten des insgesamt in der Atmo-
sphäre vorhandenen Kohlenstoffs entspricht. Das quantita-
tive Potenzial wäre zwar beträchtlich, zu bedenken ist je-
doch, dass ob des sehr geringen Wirkungsgrades für einen 
nennenswerten Klimaeffekt sehr große Flächen benötigt 
würden, die somit – dauerhaft – für andere Zwecke fehlen 
würden. Neben dem Problem der Flächennutzungskonkur-
renz sind die Langsamkeit des Prozesses sowie die relativ 
hohen Kosten weitere Nachteile. 

Auf der Idee eines dauerhaften Einschlusses von CO2 in 
Biomasse beruht auch ein weiterer Ansatz, nämlich der der 
sogenannten Pflanzen- oder Biokohle, die nach einer Pyro
lysebehandlung (sehr hohe Temperaturen unter Luftab-
schluss) von Biomasse entsteht. Die Biokohle kann danach 
für vielfältige Zwecke eingesetzt werden (z.B. zur Verbesse-
rung der Bodenfruchtbarkeit). Eine weitere Methode basiert 
auf der Kombination aus der Energiegewinnung aus Bio-
masse und dem Carbon-Capture-and-Storage-Verfahren 
(CCS): Das bei der Verbrennung von Biomasse freigesetzte 
CO2 wird dabei – im inzwischen gut erprobten, konventio-
nellen CCS-Verfahren abgespalten und dauerhaft einge
lagert (»Bio-CCS«). Eine eher futuristisch anmutende weite-
re Möglichkeit sind sogenannte »künstliche Bäume«: tech-
nische Anlagen, die das CO2, das anschließend dauerhaft 
gespeichert werden soll, der Atmosphäre entziehen.

Bei den beiden letzteren Ansätzen stellt sich die Frage, wo-
hin mit dem sequestrierten CO2? Zwar gibt es inzwischen 
Fortschritte auf dem Gebiet des sog. CO2-Recyclings, 
durch welches das klimaschädliche CO2 zu einem wichti-
gen Rohstoff für verschiedene Industrien wird, doch bis 
sich dieser Ansatz in großem Rahmen durchsetzt, muss 
das CO2 sicher verwahrt werden. Zur Speicherung von CO2 
gibt es mehrere Möglichkeiten: saline Aquifere (tiefliegende, 
poröse, salzhaltige grundwasserleitende Gesteinsschichten 
an Land oder auch unter dem Meeresgrund) oder leer ge-
förderte Gas- oder Öllagerstätten (vgl. IEA 2009; 2010). 

Technologie Effek�vität Kosten Zeitraum Risiko
Aufforstung

Bio-CCS
Biokohle

Verstärkte Verwi	erung
CCS aus der Lu�

Eisendüngung der Ozeane
Stratosphärische Aerosole

Orbitale Reflektoren

gering/kurz mittel hoch/lang

Quelle: The Royal Society 2009.

Tab. 1
Vergleich und Bewertung von Climate-Engineering-Technologien
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Darüber hinaus besteht die Möglichkeit der ozeanischen 
Speicherung von CO2, die allerdings im Vergleich zur geo-
logischen Speicherung noch weit weniger gut erforscht ist. 
Neben der Speicherung ist der Transport des CO2 zum 
Speicherort ein wichtiger technischer Aspekt, da das CO2 

vielfach nicht in der Nähe geologisch geeigneter Speicher-
orte anfällt. Das CO2 kann entweder via Pipeline oder aber 
per Schiff transportiert werden, allerdings erscheint eine Pi-
peline-Infrastruktur ähnlich wie bei Erdöl oder Erdgas – ins-
besondere bei größeren Mengen CO2 – am besten geeignet 
(vgl. Wietschel et al. 2010). Ein bewährtes Transporttech-
nologiekonzept steht prinzipiell zur Verfügung, da etwa in 
den USA bereits seit mehr als 30 Jahren über 30 Mio. Ton-
nen CO2 in Pipelines transportiert wurden. Eine Schlüssel-
frage ist die potenzielle globale Speicherkapazität. Zu den 
weltweiten möglichen Kapazitäten gibt es eine große Band-
breite an Schätzungen, die je nach den zugrunde gelegten 
Annahmen teils weit auseinander liegen. Die International 
Energy Agency (IEA) beispielsweise geht davon aus, dass 
weltweit in leer geförderten Erdöl- und Erdgasfeldern zwi-
schen 600 und 1 200 Gigatonnen CO2 gespeichert werden 
könnten. Saline Aquifere könnten nach Einschätzung der 
IEA bis zu 10 000 Gigatonnen CO2 fassen, bei der Tiefsee-
speicherung sieht die IEA, wie erwähnt, vermutlich Platz für 
mehrere Tausend Gigatonnen CO2. 

Maritime Kohlenstoffsenken

Weitere Ansätze, die zur Reduktion der Treibhausgase bei-
tragen sollen, bestehen neben dem Landmanagement in 
der Verstärkung von Verwitterungsprozessen sowie in der 
vermehrten CO2-Aufnahme durch die Ozeane mit Hilfe von 
Eisen. Letztere Maßnahme beruht auf der Erkenntnis, dass 
Eisen aufgrund seiner Bedeutung als Mikronährstoff maß-
geblich zur Kohlenstoffspeicherung in den Meeren beitra-
gen kann. Atmosphärisches CO2 wird durch die sogenann-
te biologische Pumpe in Form von abgestorbenem organi-
schem Material kontinuierlich in die Tiefsee transportiert 
(10–11 GtC/Jahr). Dabei wird jedoch nur ein geringer Teil 
(ca. 0,2 GtC/Jahr) tatsächlich am Meeresboden abgelagert, 
der Rest wird beim Absinken von anderen Organismen ver-
wertet oder durch Meeresströmungen abtransportiert (vgl. 
Umweltbundesamt 2012). 

Der Ansatz der Ozeandüngung mit Hilfe von Eisen besteht 
darin, die Effektivität der biologischen Pumpe zu erhöhen. 
Geeignete Meeresgebiete hierfür sind der tropische Ostpa-
zifik, Teile des Nordpazifiks sowie der gesamte südliche 
Ozean, da die Verfügbarkeit von Mikronährstoffen wie Eisen 
hier im Allgemeinen gering ist (vgl. Martin 1990). Der Süd-
pazifik, der über das höchste Makronährstoffaufkommen 
der genannten Meeresregionen verfügt, wurde zumeist als 
Untersuchungsgebiet für Eisendüngungen ausgewählt. Die 
Produktivität ist jedoch auch hier begrenzt, da das Eisen als 
limitierender Faktor angesehen wird, von dem das Wachs-

tum von Algen abhängt. Dieser Umstand führt dazu, dass 
andere, häufig vorkommende Makronährstoffe wie Stick-
stoff und Phosphor weitgehend ungenutzt bleiben (vgl. 
Martin 1990). 

In verschiedenen Versuchen wurde nachgewiesen, dass 
die Düngung mit Eisen zu einem zunächst sprunghaften 
Algenwachstum führt, die im Anschluss daran nach kurzer 
Zeit absterben und absinken bzw. von tierischem Plankton 
verwertet werden (vgl. Smetacek et al. 2012). Welcher An-
teil des Phytoplanktons und damit des gebundenem CO2 

auf den Ozeanboden sinkt, konnte bisher noch nicht ab-
schließend bewertet werden. Um 6 Gt Kohlenstoff im Meer 
zu binden, wäre dem Umweltbundesamt zufolge eine Men-
ge von jährlich mindestens 9–35 Mio. Tonnen Eisen nötig, 
da rund 75% des gedüngten Eisens unverbraucht verloren 
gehen und die Wirkung zudem erst zeitverzögert einsetzt 
(vgl. Umweltbundesamt 2012). 

Einige Wissenschaftler bemängeln, dass der Fokus der 
Forschung in der Vergangenheit noch zu sehr auf dem Po-
tenzial der Eisendüngung lag. Zukünftige Studien müssten 
sich noch eingehender mit den ökologischen Prozessen 
beschäftigen, die durch die höhere Produktivität beeinflusst 
werden (vgl. Charette et al. 2013). So gibt es bisher noch 
zu wenig Wissen darüber, wie sich die Eisendüngung auf 
die Zusammensetzung der Lebensgemeinschaften aus-
wirkt. Zudem wird befürchtet, dass die Eisendüngung auf-
grund der zusätzlich erzeugten Biomasse zu sauerstoffar-
men Zonen im Meer führen könnte und somit Fische und 
andere Lebewesen beeinträchtigen könnte (vgl. Umwelt-
bundesamt 2012). Auch wird durch den Abwärtstransport 
von CO2 mit einer Zunahme der bereits fortschreitenden 
Ozeanversauerung, besonders in den tieferen Wasser-
schichten, gerechnet. Aufgrund der immer noch dünnen 
Datenlage und der bisher nicht nachweisbaren theoreti-
schen Annahmen wird die Eisendüngung somit als weiter-
hin ineffektiv und aufgrund der unbekannten Auswirkungen 
zudem als riskant angesehen. 

SRM-Technologien

Den Maßnahmen, die der Atmosphäre dauerhaft Kohlen-
stoff entziehen sollen, stehen Ansätze zur Beeinflussung 
der Strahlungsintensität (SRM) gegenüber. Neben der Idee, 
Sonnenreflektoren im Orbit der Erde zu platzieren (vgl. 
McInnes 2009), wird die Einbringung von Aerosolen in die 
Stratosphäre in Betracht gezogen. Diese sollen das Son-
nenlicht reflektieren und damit die Erde kühlen. Als Material 
wird hierbei vor allem Schwefeldioxid favorisiert. Bei der 
Nutzung der Aerosole wäre eine kontinuierliche Einbringung 
nötig, da die Wolken von den Tropen aus in Richtung der 
Pole wandern (vgl. Robock 2014). Um eine möglichst lange 
Verweildauer zu gewährleisten, bevor die Aerosole in die 
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Troposphäre absinken, wäre daher die Einbringung über 
den Tropen, in der die Tropopause – die Grenzschicht zwi-
schen Troposphäre und Stratosphäre – eine Höhe von 
18 km erreicht, optimal. Zudem könnte die starke Sonnen
einstrahlung dort am effektivsten beeinflusst werden. 

Auch bei diesen Maßnahmen treten zahlreiche Schwierig-
keiten und Risiken auf. Im Rahmen des Geoengineering Mo-
del Intercomparison Project (2011) wurde erkannt, dass die 
Reduktion der Einstrahlung die globale Temperatur zwar 
konstant halten kann, jedoch die weltweiten Niederschläge, 
vor allem in den Monsunregionen, verringern würde. Grund 
hierfür ist die Tatsache, dass Temperatur- und Nieder-
schlagsmuster nicht unabhängig voneinander kontrolliert 
werden können. Die Temperaturveränderungen wären laut 
Robock (2014) zudem nicht weltweit gleich. Demnach wür-
den die Tropen abkühlen, während sich die höheren Breiten 
eher erwärmen würden. Weiterhin würde es bei einem 
Stopp der Maßnahmen wahrscheinlich zu einem sprunghaf-
ten Anstieg der Temperaturen und Niederschläge kommen. 

Die Partikelgröße, die in die Stratosphäre eingebracht wür-
de, müsste zudem klein bleiben, da ansonsten der Ozon
abbau aufgrund der größeren Oberfläche und der damit 
einhergehenden chemischen Reaktionen fortschreiten wür-
de. Durch die verstärkte Streuung des Lichts an den Parti-
keln käme es zudem zu einem tagsüber helleren bzw. we-
niger blauen Himmel. Zudem wird durch die diffusere Strah-
lung zwar ein erhöhtes Pflanzenwachstum vor allem in den 
unteren Schichten der Wälder erwartet, die Auswirkungen 
auf die Ökosysteme und deren Zusammensetzung ist bis-
her jedoch noch weitgehend unklar. Weiterhin könnte sich 
die Streuung negativ auf die Stromerzeugung aus Photo-
voltaik auswirken. So produzierten Photovoltaikanlagen in 
Kalifornien nach dem Ausbruch des Pinatubo 1991 rund 
34% weniger Strom (vgl. Robock 2014). Auch ist das Risiko 
von saurem Regen trotz der verhältnismäßig geringen Men-
gen an Schwefeldioxid nicht zu vernachlässigen. Hinzu 
kommen moralische Risiken, wie die Frage, ob es gerecht-
fertigt ist, eine zusätzliche Verschmutzung der Atmosphäre 
zum Zweck von wissenschaftlichen Experimenten herbei-
zuführen. Weiterhin wären solche Maßnahmen eine nicht 
unerhebliche Kostenfrage. Die Kosten wurden hier auf jähr-
lich rund 10 Mrd. US-Dollar geschätzt (vgl. Robock 2014).  

Der fehlende regulative Rahmen

Neben den ungeklärten Fragen zu den Umweltfolgen von 
CE ergeben sich zudem weitere allgemeine Fragen. Einzel-
ne Akteure (Länder) präferieren eine unterschiedliche 
Durchschnittstemperatur oder Luftfeuchtigkeit, die für die 
jeweilige Volkswirtschaft optimal ist. Somit würden diese 
CE in einem anderen Ausmaß anwenden. Jedoch ist das 
Klima ein öffentliches Gut, von dem niemand ausgeschlos-

sen werden kann, und lokale Eingriffe in den CO2-Kreislauf 
führen zu globalen Effekten. CE könnte von einzelnen Ak-
teuren strategisch genutzt werden, woraus wiederum ne-
gative Konsequenzen für andere Akteure entstehen. Dar
über hinaus wird derzeit keine der angesprochenen 
CE-Technologien im kommerziellen Rahmen angewendet. 
Dadurch besteht einerseits große Unsicherheit bezüglich 
der marginalen Klimaeffekte einzelner Technologien. Es 
könnten ungewollte Nebeneffekte auftreten, die z.B. zu ei-
ner starken Reduzierung der Durchschnittstemperatur füh-
ren. Andererseits sind die tatsächlichen Kosten der Anwen-
dung ungewiss. Diesbezüglich ist auch das Thema Kosten-
teilung anzusprechen. Wie bei den internationalen Klima-
verhandlungen kann diese z.B. nach dem Verursacherprin-
zip oder aber nach dem Grad der Betroffenheit erfolgen.

Diese Punkte zeigen die Notwendigkeit einer internationa-
len Koordination bezüglich der zukünftigen Nutzung von 
CE. Bislang existiert weder auf globaler noch auf suprana-
tionaler oder nationaler Ebene eine praktikable Gesetzes-
grundlage für etwaige CE-Maßnahmen (vgl. TAB 2014). Ein 
internationales Abkommen kann dazu beitragen, Rahmen-
bedingen zu schaffen, die strategischen Missbrauch und 
verantwortungslosen Einsatz von CE verhindern. Jedoch 
dürften Konzeption, Verhandlungen und Verabschiedung 
entsprechender Regularien aufgrund heterogener Präferen-
zen ausgesprochen diffizil werden. 
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Wirtschaft startet weniger skeptisch in den Frühling1

ifo Konjunkturtest im März 2016 in Kürze: Die deutsche
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 1	 Die ausführlichen Ergebnisse des ifo Konjunkturtests, Ergebnisse von 
Unternehmensbefragungen in den anderen EU-Ländern sowie des Ifo 
World Economic Survey (WES) werden in den »ifo Konjunkturpers
pektiven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von 75,– EUR/Jahr 
abonniert werden.

Die Stimmung in der deutschen Wirtschaft hellte sich nach 
drei Rückgängen in Folge wieder etwas auf. Der ifo Ge-
schäftsklimaindex für die gewerbliche Wirtschaft Deutsch-
lands stieg von 105,7 Punkten im Februar auf 106,7 Punk-
te im März. Die Einschätzungen zur aktuellen Geschäftsla-
ge verbesserten sich auf den höchsten Stand seit einem 
halben Jahr. Auch die Erwartungen erholten sich nach dem 
starken Rückschlag im Vormonat wieder etwas. Die deut-
sche Wirtschaft startet weniger skeptisch in den Frühling. 
Das Geschäftsklima verbesserte sich in der Industrie, im 
Groß- und Einzelhandel. Im Dienstleistungssektor und im 
Bauhauptgewerbe gab es hingegen etwas nach.

Die deutschen Firmen werden zunehmend zurückhaltender 
bei der Schaffung weiterer Arbeitsplätze. Das ifo Beschäf­
tigungsbarometer sank von 108,0 im Vormonat auf 
107,4 Punkte im März. Die Beschäftigungsdynamik bleibt 
aber weiterhin leicht positiv ausgerichtet. In der Industrie 
gab das Beschäftigungsbarometer zum dritten Mal in Folge 
nach, liegt jedoch über dem langfristigen Durchschnitt. 
Auch im Dienstleistungssektor nahm die Einstellungsbereit-
schaft ab. Im Bauhauptgewerbe werden aufgrund einer gu-
ten Geschäftslage fortgesetzt neue Mitarbeiter gesucht. Da 
die Konsumenten weiter einkaufen, plant der Handel, auch 
zukünftig seine Personalkapazitäten zu erhöhen.

Die Kredithürde für die gewerbliche Wirtschaft ist im März 
von 14,5 auf 15,2% gestiegen. Dies war der stärkste An-
stieg seit Juni 2014. Er war zurückzuführen auf den Handel, 
während die Industrie wieder von einem leichteren Zugang 
zu Krediten berichtete. Für die deutsche Wirtschaft bleibt 
die Finanzierung mit Krediten aber weiterhin kein Problem. 
Die neuerliche Zinssenkung der Europäischen Zentralbank 
hat keinen sichtbaren Einfluss auf die hiesigen Märkte für 
Unternehmenskredite. Nach dem starken Anstieg in Vor-
monat sank die Kredithürde im Verarbeitenden Gewerbe 
mit 12,7% nahezu wieder auf das Niveau vom Januar. In 
allen drei Größenklassen verbesserten sich die Rahmenbe-
dingungen. Am stärksten gab die Kredithürde bei den 
Großunternehmen nach. Im Bauhauptgewerbe blieben die 
Finanzierungsbedingungen unverändert. Im Handel stieg 
die Kredithürde um 2,4 Prozentpunkte auf 16,8%. Dies war 
der stärkste Anstieg seit Juli 2012.

Mehr deutsche Industriefirmen als noch im Februar gehen 
von Zuwächsen beim Export aus. Die ifo Exporterwartun­
gen stiegen von 4,7 im Vormonat auf 6,4 Saldenpunkte im 
März. Die schwache weltwirtschaftliche Dynamik wirkt 
aber weiterhin bremsend auf die Exporte. Die Entwicklung 
in den einzelnen Branchen verlief sehr heterogen. Eine 
deutliche Verbesserung der Exportsituation erwarteten vor 
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allem Unternehmen aus der Metallindustrie, die Nahrungs-
mittelproduzenten sowie die Automobilhersteller. Einen 
Rückgang der Exporterwartungen wurde dagegen in an-
deren wichtigen Bereichen der Industrie beobachtet. So 
rechneten die Unternehmen der chemischen Industrie, des 
Maschinenbaus und der Elektrotechnik mit einem schwä-
cheren Exportwachstum. 

Im Verarbeitenden Gewerbe hat sich das Geschäftsklima 
nach dem starken Rückgang im Vormonat wieder etwas 
verbessert. Die Industriefirmen waren erneut zufriedener 
mit ihrer aktuellen Lage. Auch die Erwartungen erholten 
sich nach dem starken Einbruch im Februar wieder etwas. 
Die Verbesserung in der Industrie war vor allem auf die Kon-
sumgüterhersteller zurückzuführen. Die Absatzchancen auf 
ausländischen Märkten wurden für die nächste Zeit wieder 
günstiger eingestuft. Die Produktion soll bei per saldo wei-
ter nachlassenden Auftragsbeständen weniger expansiv 
gestaltet werden. Der Geschäftsklimaindikator im Vorleis-
tungsgütergewerbe stieg geringfügig. Die gegenwärtige 
Lage wurde von den Unternehmen wieder günstiger einge-
stuft; der Pessimismus bei der Einschätzung der Ge-
schäftsaussichten ließ jedoch nur minimal nach. Im Aus-
landsgeschäft sahen die Testteilnehmer für die kommenden 
Monate nur noch marginale Wachstumschancen. Die Pro-
duktionspläne wurden dementsprechend nach unten korri-
giert, bleiben aber im positiven Bereich. Im Investitionsgü-
terbereich verbesserte sich das Geschäftsklima leicht. Die 
aktuelle Geschäftslage war den Firmenmeldungen zufolge 
zwar nicht mehr ganz so günstig wie im Februar. Weil eine 
Steigerung der Ausfuhrtätigkeit erwartet wurde, waren aber 
weniger Befragte skeptisch bezüglich ihrer Geschäftsent-
wicklung. Bei einer weiter rückläufigen Nachfrage waren die 
Produktionspläne per saldo nur mehr leicht positiv. In der 
Konsumgüterindustrie hellte sich das Geschäftsklima auf. 
Die Lageurteile legten deutlich zu, und die zuletzt zurück-
haltenden Geschäftserwartungen waren nun leicht positiv. 
Nach einem Dämpfer im Vormonat deuteten die Exporter-
wartungen wieder stärker auf eine positive Entwicklung des 
Auslandsgeschäfts hin. Das im Vormonat leicht negative 
Geschäftsklima im Ernährungsgewerbe klarte im März et-
was auf. Die Lageurteile stiegen zwar deutlich; die Ge-
schäftsaussichten trübten sich trotz steigender Absatz-
chancen im Ausland jedoch weiter ein.

Nach den Ergebnissen des ifo Konjunkturtests trübte sich 
das Geschäftsklima im Bauhauptgewerbe im März wieder 
etwas ein. So beurteilten die teilnehmenden Unternehmen 
ihre aktuelle Lage – nach dem Rekordhoch im Vormonat 
– weniger günstig. Die Geschäftsaussichten für die kom-
menden Monate verbesserten sich hingegen geringfügig. 
Der Ausnutzungsgrad der Gerätekapazitäten im Bau-
hauptgewerbe vergrößerte sich zum fünften Mal in Folge 
und kletterte von 76,6 auf 77,2%. Damit wurde der höchs-
te Wert seit März 2014 erreicht (saison- und witterungsbe-
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reinigt). Von den teilnehmenden Unternehmen berichteten 
nahezu unverändert 58% über Behinderungen der Bautä-
tigkeit: Knapp 44% gaben negative Witterungseinflüsse als 
Ursache hierfür an (Vorjahreswert: 45%), während 22% der 
Firmen über Auftragsmangel klagten (Vorjahreswert: 29%). 
Arbeitskräftemangel gaben lediglich 2% der Umfrageteil-
nehmer als Grund der Beeinträchtigung ihrer Bautätigkeit 
an. Den Umfrageergebnissen zufolge konnten die Preise 
weniger häufig heraufgesetzt werden als zuletzt. In den 
kommenden Monaten dürften die Preisanhebungsspiel-
räume weiter abnehmen. Die Mitarbeiterzahl dürfte sich in 
der nahen Zukunft weiterhin klar ausweiten. Die Erwartun-
gen diesbezüglich haben sich jedoch etwas eingetrübt. 
Sowohl im Tief- als auch im Hochbau gab das Geschäfts-
klima nach. Dies galt auch für alle Klimakomponenten mit 
Ausnahme der Erwartungen im Hochbau, die sich leicht 
aufhellten.

Der Geschäftsklimaindikator des Großhandels ist im März 
gestiegen. Während die bereits gute Lage deutlich besser 
eingeschätzt wurde, blieben die nach wie vor optimisti-
schen Erwartungen etwas unter dem Vormonat. Die Ver-
kaufspreise wurden seltener als zuletzt gesenkt. Gleichzei-
tig stieg die Anzahl der Firmen, die beabsichtigten, die Prei-
se zu erhöhen. Die Großhändler revidierten ihre Bestellplä-
ne nach oben und planten wieder häufiger, die Mitarbeiter-
zahl zu erhöhen. Im Produktionsverbindungshandel 
verbesserte sich das Geschäftsklima vor dem Hintergrund 
gestiegener Umsätze. Die Geschäftserwartungen wurden 
hingegen zum zweiten Mal in Folge zurückgenommen, und 
die positiven Urteile überwogen nur noch leicht. Trotzdem 
waren die Bestellpläne per saldo wieder leicht positiv aus-
gerichtet, nachdem der Wert in den vergangenen drei Mo-
naten im negativen Bereich lag. Im Konsumgüterbereich 
wurde sowohl die aktuelle als auch die zu erwartende Ge-
schäftslage günstiger als im Vormonat eingeschätzt, wo-
durch der Geschäftsklimaindikator wieder sichtlich anstieg. 
Die Lagerüberhänge konnten reduziert werden, und die Fir-
men waren häufiger bereit, neue Bestellungen zu tätigen. 
Im Bereich Nahrungs- und Genussmittel klarte das Ge-
schäftsklima merklich auf, da sowohl die aktuelle Ge-
schäftslage als auch die Zukunftsaussichten deutlich posi-
tiver bewertet wurden als im Vormonat. Die Händler plan-
ten, die Bestelltätigkeit auszuweiten und Mitarbeiter einzu-
stellen, beides jedoch seltener als zuletzt. Die Verkaufsprei-
se dürften in den nächsten Monaten weniger häufig 
angehoben werden.

Der Geschäftsklimaindikator für den Einzelhandel ist nach 
fünf Rückgängen in Folge wieder merklich gestiegen. Die 
Unternehmen empfanden ihre aktuelle Lage im Durch-
schnitt besser als im Vormonat. Zudem blickten sie weniger 
kritisch auf die weitere Geschäftsentwicklung. Die Umsätze 
überstiegen die Ergebnisse des Vorjahres deutlich. Aller-
dings setzte sich der Lageraufbau auch im März fort, so 

dass die Einzelhändler bei ihrer restriktiven Orderpolitik blie-
ben. Etwas häufiger als im Vormonat wollten sie die Preise 
erhöhen. Im Gebrauchsgüterbereich verbesserte sich das 
Geschäftsklima erneut. Zwar waren die Testteilnehmer in 
Anbetracht der positiven Umsatzentwicklung zufriedener 
mit ihrer aktuellen Situation als noch im Februar, die Aus-
sichten erschienen ihnen dennoch nahezu unverändert. 
Obwohl sich der Lagerdruck verschärfte, wollten weniger 
Testteilnehmer ihre Bestelltätigkeit einschränken. Im Ver-
brauchsgüterbereich hellte sich das Geschäftsklima auf. 
Die Testteilnehmer berichteten angesichts der guten Um-
satzentwicklung von einer verbesserten aktuellen Lage. Ihr 
Pessimismus bei den Geschäftserwartungen verringerte 
sich ebenfalls. Die Verkaufspreise sollen vereinzelt angeho-
ben werden Die Einzelhändler im Nahrungs- und Genuss-
mitteleinzelhandel verzeichneten ein deutliches Umsatzplus 
und waren mehrheitlich sehr zufrieden mit ihrer momenta-
nen Geschäftslage. Hinsichtlich der Perspektiven waren die 
Firmen ebenfalls spürbar optimistischer, so dass sich der 
Beschäftigungsaufbau fortsetzen dürfte. Die Unternehmen 
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rechneten damit, die Preise in den kommenden Monaten 
erhöhen zu können.

Im Dienstleistungssektor trübte sich die Stimmung aber-
mals ein. Der Indikator sank von 27,3 auf 24,0 Saldenpunk-
te. Dies ist der niedrigste Stand seit einem Jahr. Die Ein-
schätzungen zur aktuellen Lage wurden etwas zurückge- 
nommen, verbleiben jedoch auf hohem Niveau. Auch die 
Erwartungen für die kommenden Monate sind weniger op-
timistisch als im Vormonat. Die positive Beschäftigungsdy-
namik schwächt sich weiter ab. Im Bereich Reisebüros und 
Reiseveranstalter klarte das Geschäftsklima etwas auf. Al-
lerdings blieben sowohl die Lage als auch die Aussichten 
per saldo im negativen Bereich. Den Angaben zufolge sank 
der Umsatz im Vergleich zum Vormonat. Gegenüber dem 
Vorjahr entwickelte sich dieser deutlich seltener positiv. In 
ihren Personalplanungen blieben die Firmen verhalten. Die 
Preise dürften weniger häufig angehoben werden als zu-
letzt. Im Gastgewerbe wurden die Aussichten weniger 
günstig eingestuft. Mit ihrer aktuellen Situation waren die 
Unternehmen trotz des leichten Rückgangs weiterhin zu-
frieden. Es dürfte nur noch vereinzelt neues Personal einge-
stellt werden. Die Preise sollen vielerorts angehoben wer-
den. Die Unternehmen im Teilbereich Beherbergungsge-
werbe blickten nur noch verhalten optimistisch auf die kom-
menden Monate. Trotz einer deutlich positiver beurteilten 
Geschäftslage gab der Klimaindikator nach. Die Beschäf-
tigtenpläne wurden zurückgeschraubt und erreichten einen 
nur knapp positiven Saldenwert. Die Preise sollen angeho-
ben werden. Die Gastronomen waren seltener zufrieden mit 
ihrer Situation, blickten jedoch etwas zuversichtlicher in die 
nahe Zukunft. Noch verbreiteter als zuletzt gaben die Test-
teilnehmer an, ihre Preise anheben zu wollen.
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